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1. Vorbemerkung

Das Vorhaben, ein Handbuch fur die Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen (SDdJ) zu entwi-
ckeln, ist aus der Uberzeugung heraus entstanden, dass eine transparente Darstellung der eigenen
Leistungen notwendig ist. Transparenz nach auf3en dient der Legitimierung gegeniiber Auftraggebern,
Offentlichkeit und Klient*innen. Nach innen erleichtert sie die Verstandigung tiber unverzichtbare fach-
liche Standards der Arbeit.

Das Bemiihen um eine gute Qualitat unserer Arbeit ist seit jeher Bestandteil unserer Praxis. Die Qualitat
ergibt sich aus dem Grad der Ubereinstimmung zwischen geforderten bzw. erwarteten und tatsachlich
erbrachten bzw. vorhandenen Leistungen. Demnach ist vorher zu definieren und festzulegen, welchen
Erfordernissen und Kriterien Leistungen zu genligen haben. Fachliche Standards flr die Bewéahrungs-
hilfe und fUr die Gerichtshilfe waren bei den SDdJ bereits vor Jahren verbindlich festgelegt worden. Die
Fortfuhrung der Qualitatsdebatte hat in der Folgezeit zu einer Reihe weiteren verbindlichen Regelungen
gefluhrt.

Durch Veranderung der Rahmenbedingungen setzen sich die SDdJ aul3erdem mit der Frage auseinan-
der, wo bzw. flr welche Zielgruppen unser Leistungsangebot eingeschrankt werden muss und wo es
womoglich einer Erganzung bedarf.

Mit der Erstellung eines Handbuches fur die SDdJ verbinden wir deshalb folgende Zielsetzungen:

e Erflllung der gesetzlichen und haushaltsrechtlichen Vorgaben
e Transparenz des Leistungsangebots

¢ Kund*innen-Orientierung

e Mitarbeiter*innen-Orientierung

e Entwicklung und Sicherung eines gemeinsamen Qualitatsprofils

Zur Erarbeitung des Handbuchs war im Dezember 2005 eine interne Projektgruppe mit dem Arbeitstitel
~Projekt Leistungsbeschreibung” ins Leben gerufen worden, die allen Mitarbeiter*innen der SDdJ of-
fenstand.

Wahrend sich fir die gesamte Dauer der Projektarbeit kontinuierlich sechs Mitarbeiter*innen inklusive
der Leitung der SDdJ beteiligten, nahmen an einzelnen Arbeitssitzungen zu abgeschlossenen The-
menkomplexen weitere interessierte Mitarbeiter*innen teil. Aullerdem waren mehrere Mitarbeiter*in-
nengruppen gezielt gebeten worden, der Projektgruppe zum Thema Schwerpunktsetzung mit ihrem
speziellen Fachwissen zuzuarbeiten.

Die Projektarbeit war inhaltlich in die drei Hauptthemenbereiche ,Leitbild“, ,Qualitdtsmanagement* und
~Schwerpunktsetzung“ gegliedert. Die jeweiligen Arbeitsergebnisse dazu waren jeweils im Rahmen von
Teamsprecher*innen-Konferenzen vorgestellt und diskutiert worden. Auch diese Diskussionsergeb-
nisse, die Kritik, Anderungs- und Erganzungsvorschlage enthielten, flossen in die Projektgruppe zuriick
und wurden dort weiterverarbeitet.

Das nun vorgelegte Handbuch versteht sich als nicht abgeschlossene praktische Arbeitshilfe und ist
deshalb als Lose-Blatt-Sammlung konzipiert worden, um jederzeit aktuelle Anpassungen ohne grol3en
Aufwand vornehmen zu kénnen. Neben der Papierform wird es auch auf einem internen Gruppenlauf-
werk allen Mitarbeiter*innen in elektronischer Form zur Verfligung gestellt.
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Das Handbuch besteht aus einem Leitbild, den Arbeitsgrundlagen und fachlichen Standards sowie dem
Qualitatsmanagement. Die einzelnen Abschnitte beziehen sich aufeinander und sind im Kontext mitei-
nander zu verstehen. Die Inhalte sind nur teilweise neu entwickelt oder erganzt worden. Die wesentli-
chen Punkte sind bereits Bestandteil unserer Arbeit und werden hier erstmals zusammengefasst dar-
gestellt.

Dazu gehdren zunachst die gesetzlichen Bestimmungen und besonderen Regelungen des Offentlichen
Dienstes, die als Rahmen vorausgesetzt sind und damit nicht Bestandteil des Handbuches selbst sind.
Vielmehr sind die daraus resultierende Allgemeine Verfiigung des Senators fur Justiz und Verfassung
Uber Aufgaben und Organisation der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen sowie die weiteren
internen Ausfuhrungsbestimmungen der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen selbst hier zu-
sammengefiihrt nachlesbar. Sie werden erganzt durch MaBnahmen und Bestandteile des Qualitatsma-
nagements.

Allem vorangestellt ist das Leitbild als entscheidende Grundlage fir unser Selbstverstandnis, unsere
Ziele und Aufgaben und nicht zuletzt Gber Werte und Einstellungen der Klientel gegeniber.

Unsere eigenen Anspriiche an unser Handbuch sind hoch. Es soll mit Leben gefillt sein, nicht mehr
aber auch nicht weniger eine Momentaufnahme unserer Arbeit und Organisation darstellen, die sich
weiter entwickeln will. Entsprechend der an sie gestellten Anforderungen und der gesetzten Rahmen-
bedingungen sind Anpassungen erforderlich.
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2. Leitbild

2.1. Unser Auftrag

Die Aufgaben der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen umfassen Bewahrungshilfe, Ge-
richtshilfe und Fihrungsaufsicht entsprechend der gesetzlichen Grundlagen. Diese Aufgabenbereiche
nehmen Diplom-Sozialarbeiter*innen und -p&dagog*innen/Bachelor Soziale Arbeit wahr. Wir sind Teil
der ambulanten staatlichen Strafrechtspflege des Landes Bremen.

Mit unserer Arbeit leisten wir einen Beitrag zur Resozialisierung von straffalligen Menschen, indem wir
durch ein ambulantes Angebot der Hilfe und Unterstiitzung sowie Kontrolle die (Re-)Integration von
strafféalligen Menschen in die Gesellschaft férdern und die Begehung weiterer Straftaten reduzieren.
Strukturelle Defizite in der psychosozialen und wirtschaftlichen Versorgung von Straffalligen zeigen
wir auf, um Veranderungen herbeizufiihren. Dazu mischen wir uns in entsprechende Gremien, fachli-
che Diskurse u.a. ein.

Wir verstehen uns als Teil eines Netzwerks der gesamten Straffélligenhilfe des Landes Bremen.

2.2. Unsere Werte

Unser berufliches Handeln beruht auf einem humanistischen Menschenbild mit einer wertschatzen-
den Haltung den Klient*innen gegendber.

Die Mitarbeiter*sinnen der Sozialen Dienste der Justiz treten offensiv ein flr einen respektvollen zwi-
schenmenschlichen Umgang. Diskriminierung (aufgrund von Geschlecht, sexueller Praferenz, religio-
ser Orientierung und Herkunft), Sexismus, Rassismus sowie bedrohlichem und unhd&flichem Verhal-
ten begegnen wir mit entschiedener und wahrnehmbarer Ablehnung.

Dabei sind wir uns sowohl unserer Vorbildfunktion als auch den Grenzen des eigenen Handelns be-
wusst.

Diese Grundhaltung spiegelt sich ebenfalls wider im Umgang mit unseren Kolleginnen und Kollegen
sowie unseren Kooperationspartnern.

Stérungen im Umgang unter Kolleg*innen werden thematisiert mit dem Ziel, ein freundliches Klima
der Offenheit zu erreichen. Dabei sprechen wir mit- und nicht Ubereinander.

Unterschiedliche Sichtweisen und Arbeitsstile entsprechen dabei den Ressourcen der einzelnen Mit-
arbeiter*innen - und sind ausdricklich erwiinscht.

2.3. Unsere Ziele

Unabhangig von Kontrollauftrag und Risiko haben alle Klient*innen einen Anspruch auf Unterstitzung
bei der Wahrnehmung ihrer Rechte und Pflichten mit dem Ziel, ein Leben ohne Straftaten zu fihren.
Dabei sind wir uns des Zwangskontextes, in welchem unsere Tatigkeit angesiedelt ist, bewusst.
Ausgangspunkt unseres Handelns ist die Orientierung an der Lebenswelt unserer Klientel. Somit ver-
stehen wir uns als bessere Alternative zur Inhaftierung, die wir in der Regel durch sozialarbeiterische
Intervention zu vermeiden suchen.

Wir respektieren und fordern die Selbstbestimmung und -verantwortlichkeit unserer Klientel. Dies be-
inhaltet auch die Konfrontation mit deren selbst- und fremdschadigendem Verhalten.

Unser Leitgedanke ist das Prinzip ,Hilfe zur Selbsthilfe”. Dabei steht die Férderung, Mobilisierung und
Starkung der Ressourcen der Einzelnen im Vordergrund.
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In der Zusammenarbeit mit unseren Klient*innen achten wir auf eine professionelle Balance zwischen
Né&he und Distanz. Dabei orientieren wir uns an berufsethischen Grundprinzipien.

2.4. Unsere Methoden

Unser fachliches Handeln - eingebunden in Teamarbeit, kollegiale Beratung und Fallbesprechung -
orientiert sich an Methoden Sozialer Arbeit wie z.B. Case Management und systemisch-orientierten
Ansatzen.

Kollegialer Austausch, Reflexion und Fortbildungen in Form teamubergreifender Veranstaltungen for-
dern ein gemeinsames Selbstverstandnis unseres Dienstes und unserer Arbeit.

Wir nutzen gezielte Fort- und Weiterbildung, Supervision u.a. zur fachlichen und personlichen Weiter-
entwicklung.

Unsere professionelle Arbeit profitiert vom lebendigen fachlichen Austausch mit einer Vielzahl unter-
schiedlichster Kooperationspartner.
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3. Organisationsstruktur

Die Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen sind ein einheitlicher sozialer Dienst, der die Arbeits-
bereiche Bewahrungshilfe, Gerichtshilfe und Fiihrungsaufsicht in einer Organisation zusammenfasst.

Die Gerichts- und Bewdahrungshelfer*sinnen arbeiten in sechs regionalen Teams an insgesamt drei
Standorten im Lande Bremen, davon einen in Bremen-Stadt und jeweils einem in Bremen-Nord und in
Bremerhaven. Die bezirklichen Arbeitsgruppen sind jeweils mit 4 bis 8 Fachdienstmitarbeiter*innen
ausgestattet zuziglich einer Verwaltungsmitarbeiterin. Dabei handelt es sich nicht immer um Vollzeit-
stellen. Der gesamte Dienst wird von einer zentralen Geschéftsstelle unterstitzt.

In dem anliegenden Organigramm ist die interne Organisationsstruktur mit der aktuellen personellen
Ausstattung abgebildet. Ausfihrlichere Angaben zu den Hierarchieebenen, Gremien und bezirklichen
Arbeitsgruppen finden sich in der Allgemeinen Verfiigung des Senators fur Justiz und Verfassung uber
Aufgaben und Organisation der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen, in der Fassung vom
21.02.2019 im Teil Il des Handbuchs.

Alle Arbeitsplatze des Fachdienstes und der Verwaltung bei den SDdJ sind technikunterstitzt, d.h. vom
IT-Dienstleister Dataport fir die 6ffentliche Verwaltung in Bremen mit entsprechender Hardware, Basis-
Software und Internetzugang ausgestattet. Die SDdJ verfligen somit Uber eine Datenverarbeitung, die
durch eine zentrale Registrierung und spezielle Fachanwendungen, sowie der Vernetzung aller Dienst-
sitze gekennzeichnet ist. Die fur die SDdJ entwickelte Fachanwendung SoziJus dient hierbei der EDV
gestlitzten Sachbearbeitung, mit dem insbesondere die Stammdaten, die Registerdaten sowie die So-
zialdaten auf einem gemeinsamen Datenbestand erfasst werden. Das Datenschutzkonzept fur die
SDdJ sowie das SoziJus Verfahrenshandbuch regeln hierzu Naheres.

Eine Vielzahl von Arbeitsmaterialien wie Dokumentvorlagen und Formulare flr die Berichterstattung

und Aktendokumentation, Arbeitsplanung, Dienstreisen, Fahrtenblcher, Informationsflyer etc. werden
dem Handbuch nicht beigefligt, sondern stehen elektronisch an jedem Arbeitsplatz zur Verfiigung.
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Handbuch Soziale Dienste der Justiz im Lande Bremen

durch TSK eingesetzte
zeitlich befristete
Arbeitsprojekte

Soziale Dienste der Justiz im Lande Bremen

- Dienststellenleiter*in -
(unmittelbare Dienst- und Fachaufsicht)
Dienstsitz: 28195 Bremen, Am Wall 193

1 Vertreter*in

mit 50% Leitungstatigkeit
1

Teamsprecher*innen-Kon-

Fachberater*innen

- EDV

- Frauen und Sucht

- Fiihrungsaufsichten und
Sexualstraftater

ferenz
(Leitung und alle
Teamsprecher*innen)

TSK = Teamsprecher*innen-Konferenz
(hdchstes beratendes Organ, das die

Dienststellenleiter*in bei der Durchfiih-
rung ihrer Aufgaben unterstitzen soll)

Hinweis:

Die Durchfiihrung von TOA, Opferbera-
tung sowie die Vermittlung von gemein-
nitziger Arbeit fir die Geldstrafenvoll-
streckung sind freien Tragern Ubertragen

Dienstsitz
Bremerhaven

Dienstsitz Bremen
Am Wall

Dienstsitz

Nord Am Wall

Dienstsitz Bremen

Am Wall

Arbeitsgruppe
Bremerhaven

Arbeitsgruppe
Mitte

Arbeitsgruppe

Nord Ost

Arbeitsgruppe

Dienstsitz Bremen

Dienstsitz Bremen
Am Wall

Ssud

Arbeitsgruppe

Arbeitsgruppe
West

Zentrale Geschaftsstelle Dienstsitz: 28195 Bremen, Am Wall 193

Registerfiihrung und Zentralkartei
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4. Qualitatsentwicklung und -sicherung

Als Organisation der staatlichen Straffalligenhilfe bieten die Sozialen Dienste der Justiz im Lande
(SDdJ) ein Leistungsangebot fir verschiedene Auftraggeber an. Diese Leistungen folgen qualitativen
Zielsetzungen mit variierenden Ergebnissen, wie diese von den unterschiedlichen Auftraggebern er-
wartet werden. Um diese Ergebnisse zu gewahrleisten und die Qualitat differenziert beurteilen zu kon-
nen, wird diese in Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualitat aufgeteilt. Die nachfolgende Grafik gibt ei-
nen Uberblick iber die unterschiedlichen Stadien der Qualitatsablaufe. Damit besteht die Maoglichkeit,
an verschiedenen Stellen des Dienstleistungsprozesses die Bedingungen und Ablaufe genauer zu be-
trachten und zu bewerten.

Die Strukturqualitéat bezieht sich auf die grundsatzlichen Rahmenbedingungen unter denen die Dienst-
leistung zu erbringen ist. Neben den gesetzlichen Grundlagen beinhaltet sie u. a. die personelle Aus-
stattung und die regionale Gliederung in Arbeitsgruppen.

Der Dienstleistungsprozess wird durch die Prozessqualitat beschrieben. Zur systematischen Planung
und Verwirklichung der Dienstleistung wird in den unterschiedlichen Aufgabenbereichen nach festge-
legten fachlichen Standards gearbeitet. Gleichzeitig findet eine Dokumentation der Tatigkeiten statt, die
die verschiedenen Arbeitsablaufe sichtbar macht.

Ob die formulierten Ziele erreicht werden, spiegelt die Ergebnisqualitat wieder. Dabei werden die Er-
gebnisse aus den unterschiedlichen Blickwinkeln der Auftraggeber betrachtet. Das Spektrum reicht hier
von erledigten Auflagen und Weisungen aus den Bewahrungsbeschliissen bis hin zur Erreichung der
in der Arbeitsplanung mit den Klient*innen vereinbarten Zielsetzungen.

Die nachstehenden Bedingungen, Arbeitsablaufe und die erbrachten Leistungen werden durch ein dif-
ferenziertes System gesichert. Dieses dient dazu, die Arbeitsablaufe und deren Ergebnisse unter den
Aspekten der Effektivitat und Effizienz zu gewahrleisten. Hierunter werden Mal3Bhahmen verstanden,
die vorbeugend, tiberwachend und korrigierend den Dienstleistungsprozess steuern.

Eine besondere Bedeutung kommt dabei der Teamarbeit und dem damit verbundenen kollegialen Aus-
tausch zu. DarUber hinaus wird die interne Qualitatssicherung durch Datenpflege und deren Bewertung
gewabhrleistet. Diese wird ggf. erganzt durch eine von auf3en stattfindende Fachberatung, die ebenfalls
Bestandteil des Sicherungsprozesses ist.

Weiterhin dienen strukturelle Einrichtungen wie die Teamsprecher*innen-Konferenz der Sicherung in-
haltlicher Ablaufe und zu erbringender Dienstleistungen.

Die Leitung der SDdJ bedient sich zur Qualitatssicherung verschiedener Instrumente. Dabei wirken
insbesondere die Beratungsfunktion der Teamsprecher*innen-Konferenz mit Innovationsauftragen von
Arbeitskreisen oder einzurichtenden Qualitéatszirkeln zusammen. Ebenso findet ein Controlling statt.
Hierdurch werden die Arbeitsergebnisse Uberprift und mit den Zielsetzungen abgeglichen. Gleichzeitig
findet damit eine Bewertung der Arbeitsablaufe statt.

Fur die kontinuierliche Weiterentwicklung und den damit verbundenen Verénderungen des Dienstleis-

tungsprozesses sind sichernde MalRnahmen vorhanden (z.B. Fortbildungen der Mitarbeiter*innen) oder
sollen mit den erwdhnten Instrumenten entwickelt werden (z.B. Befragungen der Auftraggeber).
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Qualitat

Die Sozialen Dienste der Justiz im
Lande (SDdJ) bieten ein bedarfsge-
rechtes Leistungsangebot an. Wir be-
ricksichtigen die Anspriiche unserer
Auftraggeber (Gerichte, Staatsanwalt-
schaften, Klient*innen, Dienstherr).
Diese haben das Recht, ihre Auftrage
an uns als Leistung erbringende Orga-
nisation zu formulieren. Dabei achten
wir darauf, qualitativ abgesicherte
Leistungen zu erbringen, die auf wis-
senschaftsbasierten Methoden und ei-
nem internationalen Berufskodex be-
ruhen. Unser Ziel ist die Ubereinstim-
mung von IST und SOLL. Unser Han-
deln beachtet stets die Verpflichtung
gegenuber unserer eigenen berufli-

chen Profession, der Sozialen Arbeit.

Strukturqualitat

. Gesetzliche Grundlagen

e Anzahl der Mitarbeiter*innen.

. Sachliche, technische und raumliche Ausstattung.

e  Zugangsqualifikation der Fachdienstmitarbeiter*innen als
Dipl. Sozialarbeiter*innen/-padagog*innen/ Bachelor Sozi-
ale Arbeit.

e  Personelle Kontinuit&t

. Regional organisierte Teams, die ihre Aufgaben (BWH,
FA, GH) einheitlich wahrnehmen.

. Kooperationsvereinbarungen mit anderen Behdrden und
Tragern der Straffalligenarbeit.

. Ehrenamtliche Arbeit.

Prozessqualitat

. Fachliche Standards fir Bewahrungsaufsichten.

. Fachliche Standards fur Gerichtshilfeauftrage.

. Fachliche Standards bei formloser Betreuung.

. Dokumentation der Tétigkeit durch Aktenfiihrung, Falliber-
sichten, Jahresberichte und Statistiken.

. Schwerpunktbildung.

e  Erganzende Fachliche Standards fir Schwerpunkte.

e  Arbeitsplanung.

Ergebnisqualitat

. Erledigte Auflagen und Weisungen.

. Erlassene Freiheitsstrafe.

e  Abgekirzte Bewahrungs- bzw. Unterstellungszeit.

. Erreichte - zu Beginn der Bewahrungszeit in der Arbeits-

planung vereinbarte - Ziele.
Verbesserte Sozialprognose (Gerichtshilfe).
Nicht zu verbiiRende Ersatzfreiheitsstrafe n(Gerichtshilfe).

Stand vom 25.05.2020

Qualitatssicherung

Fortbildung der Mitarbeiter*innen
Supervision

Teamarbeit und kollegiale Bera-
tung
Teamsprecher*innen-Konferen-
zen (TSK)

Fachlicher Austausch zwischen
Team und TSK
Mitarbeiter*innengesprache und
Zielvereinbarungen
Datenpflege und -bewertung
Befragung der Auftraggeber
Arbeitskreise

Fachausschisse

Arbeitskreis der neu eingestell-
ten Fachdienstmitarbeiter*innen

(Nachwuchspool)
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Aufgabenstellung

&
Tatigwerden nach Auftrag oder auf Antrag \:I
Ziele

Grundséatze der Aufgabenwahrnehmung

Aufklarung und Beratung

Beteiligung der Klient*innen

Ehrenamtliche Mitarbeit

Zusammenarbeit

w W W W W W W
No o~ WNBE

Organisation des Dienstbetriebes

8§ 8 Einrichtung und Bezeichnung der Dienststelle
8§ 9 Leitung der Dienststelle Soziale Dienste der Justiz im Lande Bremen
8§10 Arbeitsgruppen

811 Aufgaben der Arbeitsgruppen

8§12 Geschaftsordnung der Arbeitsgruppen

8§13 Sprecher*in

8§ 14 Konferenz der Teamsprecher*innen

8§15 Zustandigkeit

8§16 Aktenfuhrung

8§17 Schwerpunktbildung

§ 18 Dienstzeiten

8§19 Dienstgéange und Dienstreisen

§ 20 Fortbildung und externe Fachberatung

Grundsatze der Aufgabenwahrnehmung

§21 Aufgaben

§ 22 Berichtspflicht
§ 23 Arbeitsplanung
8§24 Hausbesuche

- Gerichtshilfe -
§ 25 Auftraggeber
§ 26 Aufgabenerfillung

§ 27 Belehrungen
§ 28 Berichterstattung

Inkrafttreten



Anlagen

Verfiigung Formlose Betreuung (Anlage 1 zu § 1)
Verfiigung Nutzung des Betreuungsfonds (Anlage 1 zu § 2)

Verfugung Verfahren bei Amtshilfeersuchen und Abgaben von Bewahrungs- und Fiihrungsaufsich-
ten (Anlage 1 zu 8 7)

Verfiigung Zusammenarbeit und Ubergangsmanagement mit der JVA Bremen (Anlage 2 zu § 7)
Kooperationsvereinbarung zwischen dem Senator fur Justiz und Verfassung, den Sozialen Diensten
der Justiz, der Justizvollzugsanstalt Bremen (JVA Bremen), der Agentur fiir Arbeit Bremen und Bre-

merhaven und dem Jobcenter Bremen und Bremerhaven (Anlage 3 zu 87)

Kooperationsvereinbarung zwischen der Vollzugsabteilung 27 der JVA Bremen und den Sozialen
Diensten der Justiz (Anlage 4 zu § 7)

Kooperationsvereinbarung zwischen den Sozialen Diensten der Justiz und der Hoppenbank e.V.
(Anlage 5zu 8 7)

Kooperationsvereinbarung zwischen den Sozialen Diensten der Justiz, dem Jugendamt Bremen und
der Leiterin des Amtes fur Jugend, Familie und Frauen des Magistrats der Seestadt Bremerhaven

(Anlage 6 zu § 7)

Gemeinsames Grundverstandnis und Kooperationsvereinbarung zwischen der JVA Bremen und den
Sozialen Diensten der Justiz (Anlage 7 zu 8 7)

Grundlagen der Zusammenarbeit der an der Resozialisierung straffalliger Jugendliche rund Heran-
wachsender beteiligter Behdrden (Anlage 8 zu 8§ 7)

Kooperationsvereinbarung zwischen der Sozialtherapeutischen Abteilung der JVA Bremen und den
Sozialen Diensten der Justiz (Anlage 9 zu § 7)

Kooperationsvereinbarung zwischen den Sozialen Diensten der Justiz und dem Verein Bremischen
Straffalligenbetreuung (Anlage 10 zu 8 7)

Verfiigung Aufhebung alter Verfigungen (Anlage 1 zu § 9)

Verfligung Neuorganisation der Arbeit mit delinquenten Frauen bei den Sozialen Diensten der Justiz
(Anlage 1 zu § 10 und Anlage 1 zu § 15)

Verfigung Abwesenheitszeiten, Urlaubs- und Krankenvertretung (Anlage 1 zu § 11)
Verfigung Erfahrungsberichte der Arbeitsgruppen und Evaluationstage (Anlage 1 zu 8§ 12)

Verfugung Neuregelung der Prasenz- und Sprechzeiten bei den Sozialen Diensten der Justiz
(Anlage 2 zu § 12 und Anlage 1 zu § 18)



Verfiigung Fachliche Schwerpunktbildung fur Zielgruppen (Anlage 3 zu § 12)
Verfiigung Aufbewahrungsfristen fuir Akten und Vorgéange (Anlage 1 zu § 16)
Verfiigung Interne Ubergabe von Bewahrungs- und Fiihrungsaufsichten (Anlage 2 zu § 16)

Verfigung Verfahren bei Entscheidungen gemaf § 57 JGG bei nachtraglicher Entscheidung tiber
die Aussetzung der Jugendstrafe (Anlage 3 zu § 16)

Verfligung Fachliche Schwerpunkte fir Zielgruppen (Anlage 1 zu § 17)

Konzept junge Menschen (Anlage 2 zu 8§ 17)

Vorlaufige Konzeption fir die Arbeit mit delinquenten Frauen im Lande Bremen (Anlage 3 zu § 17)
Arbeit mit Sexualstraftaters bei den Sozialen Diensten der Justiz (Anlage 4 zu § 17)

Verfigung Ende des gesetzlichen Auftrages der Bewéahrungshilfe — Abschluss von Akten der Be-
wahrungs- und Fihrungsaufsicht ohne vorliegenden gerichtlichen Beschluss (Anlage 1 zu § 21)

Fachliche Standards der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen fir das Arbeitsfeld der Be-
wahrungshilfe (Anlage 2 zu § 21)



|. Aufgabenstellung

81 Tatigwerden nach Auftrag oder auf Antrag

(1) Die sozialpadagogischen Mitarbeiter*innen nehmen ihre Aufgaben aufgrund von Auf-
tragen der Gerichte, der Staatsanwaltschaften und der fir das Gnadenverfahren zu-
standigen Behorden wahr. Die Auftrag gebenden Stellen kénnen ihnen fur ihre Tatig-
keit im Einzelfall Weisungen erteilen.

(2) Die sozialpddagogischen Mitarbeiter*innen kénnen auch auf Antrag von Beschuldig-
ten und Betroffenen tatig werden (formlose Betreuung). Das Nahere regelt eine ent-
sprechende Verfliigung der Dienststellenleiter*in.



Anlage 1zu §1

Soziale Dienste der Justiz Freie
im Lande Bremen &  Hansestadt
\:I Bremen
H. Schwiers « Am Wall 193 « 28195 Bremen Dienststellenleiter
Verteiler: .
Zimmer 0.07
1) Alle sozialpadagogischen Mitarbeiter*innen T (0421) 361 4828
F (0421) 361 15602
2) Alle Mitarbeiterinnen der Geschaftsstelle E-Mail

helmut.schwiers@sddj.bremen.de

Bremen, 29.04.2019

Verfligung
Formlose Betreuung

Ergénzend zu § 1 der Allgemeinen Verfigung des Senators fur Justiz und Verfassung vom
21.02.2019, in Kraft getreten am 01.04.2019, wird die formlose Betreuung wie folgt geregelt:

1. Formlose Betreuung ist eine Hilfeleistung im Rahmen der Friihhilfe oder der nachgehenden
Hilfe.

Fur Klient*innen in der Strafvollstreckung kann auf deren Wunsch hin formlose Betreuung
eingerichtet werden.

Formlose Betreuung erfolgt von Seiten der Klient*innen ausschlieflich freiwillig und verlauft
in der Regel Uber einen langeren Zeitraum. Die Tatigkeit der sozialpadagogischen Mitarbei-
ter*innen geht deutlich Gber einmaligen Kontakt und Beratung hinaus.

Hilfeleistungen im Rahmen der Amtshilfe oder Gerichtshilfe sind vorrangig.

2. Formlose Betreuung umfasst Beratung und andere soziale Hilfen in strafrechtlichen Problem-
lagen. Sie ist keine Rechtsberatung.

Formlose Betreuung beinhaltet ferner Beratung und andere soziale Hilfen zur persénlichen
Lebensgestaltung. Hierzu gehdren insbesondere Beschaffung und Erhaltung von Wohnraum,
Sicherstellung des Lebensunterhalts, der schulischen und beruflichen Bildung, Vermittlung in
Arbeit bzw. Qualifizierungsmalnahmen, Sicherung von Beschéaftigungsverhaltnissen und Re-
gulierung von Schulden.

3. Formlose Betreuung wird neben der Bewahrungs- und Gerichtshilfestatistik gesondert er-
fasst.

Die Geschéftsstelle legt einen Vorgang an. Der Vorgang erhalt einen Personalbogen analog
dem der Gerichtshilfe. Es muss ersichtlich sein, aus welchem Anlass und zu welchem Zeit-
punkt die ,formlose Betreuung“ eingerichtet wurde.

Es erfolgt eine regelmaRige Uberprufung auf Beendigung der formlosen Betreuung, spates-
tens nach einem Jahr. Wird eine Laufzeit von einem Jahr tberschritten, sind die Griinde da-
fir zu dokumentieren.



4. Formlose Betreuung wird auf Wunsch der Klient*innen jederzeit beendet.

Der Vorgang wird nach Abschluss der formlosen Betreuung abgelegt oder als Amtshilfe oder
Gerichtshilfe fortgefihrt.

Abgelegte Vorgange werden nach Ablauf der Frist vernichtet. Die Verfugung zur Aktenver-
nichtung gilt entsprechend.

Die Verfiigung ,Formlose Betreuung” vom 03.03.2004 wird aufgehoben.
Die Verfugung tritt zum 01.06.2019 in Kraft.

Bremen, 29.04.2019

-Helmut Schwiers-



§2

Ziele

(1)

)
®3)

Die Erfullung der Aufgaben nach dieser Allgemeinen Verfigung hat zum Ziel, die
Delinquenz férdernden Bedingungen im Leben der Klient*innen in der Weise zu be-
einflussen, dass diese befahigt werden, ein Leben ohne Straftaten zu fihren, die
Auswirkungen ihrer Taten zu erkennen und den durch die Tat entstandenen Schaden
wiedergutzumachen.

Die Aufgabenerfillung soll dazu beitragen, Haft zu vermeiden oder zu verkirzen.

Die Klient*innen sollen in die Lage versetzt werden, ihre Angelegenheiten selbst zu
ordnen und zu regeln. Ihre Bereitschaft und Fahigkeit zur sozialen Integration ist zu
fordern. Sie sind in dem Bemiihen zu unterstitzen, ihre Rechte und Pflichten wahr-
zunehmen.



Anlage 1 zu § 2

Soziale Dienste der Justiz o Freie

im Lande Bremen 0\93 Hansestadt
Bremen

H. Schwiers « Am Wall 193 « 28195 Bremen Dienststellenleiter

Verteiler: Zimmer 0.07

T (0421) 361 4828

1) Alle sozialpadagogischen Mitarbeiter*innen F(0421) 361 15602

E-Mail
2) Alle Mitarbeiterinnen der Geschéftsstelle und Teamsekretariate Wi T s el i e

Bremen, 29.04.2019

Verfligung
Nutzung des Betreuungsfonds

Ergénzend zu § 2 der Allgemeinen Verfugung des Senators fur Justiz und Verfassung vom
21.02.2019, in Kraft getreten am 01.04.2019, wird die Arbeit wie folgt geregelt:

1. Die sozialpadagogischen Mitarbeiter*innen kdnnen den Betreuungsfonds zwecks Ausgabe
von Beihilfen an Klient*innen nutzen.

2. Zwecks Erstattung sind die Beihilfen gegeniiber der Dienststellenleitung zu begriinden und
abzurechnen.

3. Voraussetzung fur die Vergabe von Beihilfen aus dem Betreuungsfond ist das Vorliegen ei-
ner akuten Notlage. Weitere Voraussetzung ist, dass die Behebung der akuten Notlage nicht
durch Anspriche gegenuber anderen Sozialleistungstrégern rechtzeitig behoben werden
kann.

Ubersteigt die Beihilfe die Grenze von 40,- €, ist die Dienststellenleitung zu informieren.

Die Ausgabe einer Beihilfe ist in der Akte durch eine Auszahlungsquittung und in einem Ver-
merk zu dokumentieren.

6. Die Verfuigung ,Umgang mit Mitteln aus dem Betreuungsfond“ vom 15.11.2004 wird aufgeho-
ben.

7. Die Verfugung tritt zum 01.06.2019 in Kraft

Bremen, 29.04.19

-Helmut Schwiers-



§3

Grundsatze der Aufgabenwahrnehmung

(1)

Die sozialpddagogischen Mitarbeiter*innen nehmen ihre Aufgaben selbstandig und
eigenverantwortlich wahr. Sie haben die zu treffenden MalRnahmen nach einheitli-
chen Grundsétzen und unter Berticksichtigung der rechtlichen Regelungen, der An-
weisungen der Auftrag gebenden Stellen im Einzelfall sowie nach fachlichen Erkennt-

nissen durchzuftihren.



§4

Aufklarung und Beratung

(1)

(2)

®3)

Die Klient*innen sind Uber ihre Rechte und Pflichten zu belehren. Sie sind tber die
Mdglichkeiten, rechtliche oder soziale Hilfen und Sozialleistungen in Anspruch zu
nehmen, aufzuklaren.

Die Klient*innen sind lber die Auftrag gebende Stelle, den Inhalt des Auftrages und
die Art seiner Durchfihrung zu unterrichten. Die zur Aussageverweigerung Berech-
tigten sind zu belehren, dass es ihnen freisteht, sich zu au3ern.

Den Klient*innen ist zu erdffnen, dass den Auftrag gebenden Stellen wahrheitsgemar
zu berichten ist, unabhangig davon, ob sich dies zu Gunsten oder zu Lasten der Kli-
ent*innen auswirken kann.



8§85 Beteiligung der Klient*innen

(1) Die Klient*innen sind Uber alle wesentlichen MalRnahmen, die geplant oder eingeleitet
werden, in der Regel rechtzeitig zu unterrichten und zu beteiligen.



§6

Ehrenamtliche Mitarbeit

(1)

(2)

Die Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen haben ehrenamtliche Mitarbei-
ter*innen in der Straffalligenhilfe bei der Wahrnehmung der gemeinsamen Aufgaben
ZU unterstutzen.

Die Mitwirkung von sozialpadagogischen Mitarbeiter*innen bei privaten Tragern der
Straffalligenhilfe kann als dienstliche Tatigkeit anerkannt werden, wenn mit dem Tra-
ger eine Kooperationsvereinbarung nach 8§ 7 Abs. 2 dieser Allgemeinen Verfligung
besteht.



§7

Zusammenarbeit

(1)

)

Mit den Amtern, den Hilfeeinrichtungen anderer Behorden und den Verbanden der
freien Wohlfahrtspflege ist eng zusammenzuarbeiten. Dies gilt insbesondere fiur die
Zusammenarbeit mit Personen, Fachkraften, Diensten und Einrichtungen, die in den
jeweiligen Regionen (8§ 10) fur die soziale Integration der Klient*innen unterstiitzend
tétig sind.

Die Zusammenarbeit mit den Tragern und Einrichtungen der Freien Strafféalligenhilfe
im Lande Bremen soll durch Kooperationsvereinbarungen geregelt werden.



Anlage 1 zu 8§ 7

Soziale Dienste der Justiz Freie

im Lande Bremen &  Hansestadt
\:I Bremen

H. Schwiers « Am Wall 193 « 28195 Bremen Dienststellenleiter

Verteiler: Zimmer 0.07

1) Alle sozialpddagogischen Mitarbeiter*innen

T (0421) 361 4828
F (0421) 361 15602

E-Mail

2) Alle Mitarbeiterinnen der Geschéftsstelle Wi T s el i e

Bremen, 29.04.2019

Verfligung
Verfahren bei Amtshilfeersuchen und Abgaben von Bewahrungs- und Fihrungsaufsichten

Ergénzend zu § 7 der Allgemeinen Verfugung des Senators fur Justiz und Verfassung vom
21.02.2019, in Kraft getreten am 01.04.19, wird die Arbeit wie folgt geregelt:

1. Bei Amtshilfeersuchen sollen regelmagig folgende Unterlagen bzw. Informationen Ubersandt
werden:

a.

a0}

g.
h

Anlass des AH Ersuchens Urteil (ersatzweise Angaben zur Anlasstat) und Beschluss
des/der laufenden Bewéahrungs- bzw. Fuhrungsaufsicht

FA-Verlauf/Gesamtsituation ggf. Entlassungszeitpunkt

Aktueller Stand zu Auflagen und Weisungen — Hinweise auf Besonderheiten (z.B.
K.U.R.S., HEADS o0.4. oder EAU)

Offenen Ermittlungsverfahren

Angaben zu zentralen Kooperationsbeziigen

Angaben zu aktuellem bzw. dringendem Hilfe- und/oder Kontrollbedarf

Bei Bedarf Angaben zu den im Haushalt lebenden Kindern oder Jugendlichen
Informationen dartiber, ob das zustandige Gericht bereits informiert wurde

2. Amtshilfeersuchen sind schriftlich zu bestatigen.

Es ist ein personlicher Kontakt durch die (zuktinftige) Bewahrungshelfer*in herzustellen und
ein ausfuhrlicher (ggf. mindlicher) Bericht zu erstellen. Kann im Rahmen der Amtshilfe kein
personlicher Kontakt hergestellt werden, so erfolgt an den Amtshilfe ersuchenden Dienst ein
schriftlicher Bericht, in dem die bisherigen Bemihungen dargestellt werden.

4. Meldet sich eine Klient*in von sich aus und berichtet, bereits anderswo unter Bewahrungs-
oder Fuhrungsaufsicht zu stehen, so erfolgt in diesen Fallen die Betreuung zunéchst im Rah-



men der Amtshilfe. Die Kontaktaufnahme durch die Klient*in wird umgehend der bislang zu-
standigen Bewahrungshelfer*in mitgeteilt. Dies kann fernmuindlich oder schriftlich geschehen.
Es erfolgt eine gemeinsame Absprache lUber das weitere Vorgehen.

5. Handelt es sich um einen zeitlich befristeten Aufenthalt au3erhalb des bisherigen Zustandig-
keitsbereichs (z.B. Aufenthalt in einer Therapieeinrichtung) soll in der Regel solange keine
Abgabe erfolgen, bis sich die zukiinftige Perspektive konkretisiert hat und absehbar ist.

6. Wenn eine Ummeldung des Wohnsitzes erfolgt ist und fur die Ubernahme Bereitschaft erklart
wurde, berichtet die (bisher) zustandige Bewahrungshelfer*in an das Aufsicht fihrende Ge-
richt bzw. die FA-Stelle und teilt die neue Zustandigkeit mit. Erst dann erfolgt die Ubersen-
dung der Akte.

7. Die Verantwortung fur die Fallfiihrung verbleibt bis zur Umbestellung bei der (bisher) zustan-
digen Bewahrungshelfer*in.

8. Die ,Verfuigungen zur Abgabe von Bewahrungs- und Fihrungsaufsichten* vom 20.01.2009
und 15.05.2015 werden aufgehoben.

9. Die Verfugung tritt zum 01.06.2019 in Kraft.

Bremen, 29.04.2019

-Helmut Schwiers-



Anlage 2 zu 8§ 7

Soziale Dienste der Justiz o Freie

im Lande Bremen &ﬂo:l Hansestadt
Bremen

H. Schwiers « Am Wall 193 « 28195 Bremen Dienststellenleiter

Verteiler: Zimmer 0.07

T (0421) 361 4828
1) Alle sozialpadagogischen Mitarbeiter*innen F(0421) 361 15602
E-Mail
2) Alle Mitarbeiterinnen der Geschéftsstelle Wi T s el i e

Bremen, 29.04.2019

Verfligung )
Zusammenarbeit und Ubergangsmanagement mit der Justizvollzugsanstalt (JVA) Bremen

Erganzend zu § 7 der Allgemeinen Verfiigung des Senators flr Justiz und Verfassung vom
21.02.2019, in Kraft getreten am 01.04.2019, wird die Zusammenarbeit und das Ubergangsmanage-
ment mit der JVA Bremen wie folgt geregelt:

1. Seit dem 01.03.2010 im Bereich straffallig gewordener mannlicher Jugendlicher und Her-
anwachsender nach dem JGG,
seit dem 01.08.2011 im Bereich straffallig gewordener erwachsener Manner nach dem
StGB und
seit dem 08.05.2013 im Bereich straffallig gewordener Frauen nach dem StGB
arbeiten die JVA Bremen und die Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen im Rah-
men von Kooperationsvereinbarungen zum Ubergangsmanagement intensiv zusammen.
Beide Kooperationspartner sind den Zielen einer Resozialisierung verpflichtet.

2. Die ,Grundlagen der Zusammenarbeit der an der Resozialisierung straffalliger Jugendli-
cher und Heranwachsender beteiligten Behdrden* sowie das ,Gemeinsames Grundver-
standnis und Kooperationsvereinbarung zwischen der Justizvollzugsanstalt Bremen und
den Sozialen Diensten der Justiz im Lande Bremen* bilden die verbindlichen Grundlagen
der Zusammenarbeit und des Ubergangsmanagements.

3. Die sozialpddagogischen Mitarbeiter*innen der Sozialen Dienste der Justiz sind verpflich-
tet, die vereinbarten Regelungen einzuhalten, sofern keine dringenden Griinde dagegen-
stehen.

4. Mit einzelnen Vollzugsabteilungen der JVA Bremen kdnnen zusétzliche Regelungen zur
praktischen Zusammenarbeit im Einzelfall getroffen werden.

5. Die ,Kooperationsvereinbarung zwischen der Vollzugsabteilung 27 —Geschlossener Frau-
envollzug/ Offener Vollzug fur Frauen der JVA Bremen und den Sozialen Diensten der
Justiz im Lande Bremen* ist zu beachten.



6. Die Zusammenarbeit mit der JVA Bremen wird dokumentiert und evaluiert. Die Ge-
schaftsstelle der Sozialen Dienste der Justiz erfasst die Vorgédnge zum Ubergangsma-
nagement gesondert.

7. Die ,Verfigung zum Ubergangsmanagement JVA Bremen und Soziale Dienste der Jus-
tiz im Lande Bremen* vom 27.07.2011 wird aufgehoben.

8. Die Verfugung tritt zum 01.06.2019 in Kraft.

Bremen, 29.04.2019

-Helmut Schwiers-



Anlage 3zu § 7

Soziale Dienste der Justiz o Freie
im Lande Bremen §>:I Hansestadt
Bremen
H. Schwiers « Am Wall 193 « 28195 Bremen Dienststellenleiter
Zimmer 0.07
Handbuch Soziale Dienste der Justiz T (0421) 361 4828
F (0421) 361 15602
E-Mail
An | ag e Zu § 7 helmﬁi.schwiers@sddj.bremen.de

Bremen, 01.04.2019

Inkrafttreten und Dauer der Kooperationsvereinbarung

zwischen

dem Senator fur Justiz und Verfassung, vertreten durch den Staatsrat Herrn Prof. Stauch,

den Sozialen Diensten der Justiz im Lande Bremen, vertreten durch den Leiter Herrn Klaus Ken-
Klies,

der Justizvollzugsanstalt Bremen, vertreten durch den Leiter Herrn Dr. Carsten Bauer,

der Agentur fur Arbeit Bremen, vertreten durch den Vorsitzenden der Geschéftsfilhrung

Herrn Dr. G6tz von Einem,

der Agentur fur Arbeit Bremerhaven, vertreten durch den Vorsitzenden der Geschaftsfihrung Herrn
Roland Dupak,

dem Job-Center-Bremen, vertreten durch den Geschaftsfihrer Herrn Helmut Westkamp,

und

dem Job-Center-Bremerhaven, vertreten durch den Geschéftsfuhrer Herrn Wilhelm Gruhl.

Die Vereinbarung tritt am Tag der Unterzeichnung in Kraft. Sie gilt bis zum 31.12.2012. Sie verlan-
gert sich jeweils um ein Jahr, wenn sie nicht drei Monate vorher von einer der Vertragsparteien ge-
kundigt wird.

Die Vereinbarung hat weiter Bestand.

Bremen, 01.04.2019

Fir die Sozialen Dienste der Justiz

-Helmut Schwiers-
Kooperationsvereinbarung
zwischen



dem Senator fur Justiz und Verfassung, vertreten durch den Staatsrat Herrn Prof. Stauch,
den Sozialen Diensten der Justiz im Lande Bremen, vertreten durch den Leiter Herrn Klaus Ken-
Klies,

der Justizvollzugsanstalt Bremen, vertreten durch den Leiter Herrn Dr. Carsten Bauer,

der Agentur fur Arbeit Bremen, vertreten durch den Vorsitzenden der Geschéftsfilhrung
Herrn Dr. G6tz von Einem,

der Agentur fur Arbeit Bremerhaven, vertreten durch den Vorsitzenden der Geschaftsfihrung Herrn
Roland Dupak,

dem Job-Center-Bremen, vertreten durch den Geschaftsfihrer Herrn Helmut Westkamp,
und

dem Job-Center-Bremerhaven, vertreten durch den Geschaftsfihrer Herrn Wilhelm Gruhl.

|. Praambel

Gemeinsames Ziel der Kooperationspartner ist es, zu einer maglichst schnellen Eingliederung der
gemeinsamen Klienten in Beschéaftigung beizutragen und sie damit zu befahigen, ihren Lebensunter-
halt aus eigenen Kraften zu decken. Zu den gemeinsamen Klienten zahlen zur Entlassung anste-
hende Gefangene der Justizvollzugsanstalt Bremen, Probanden der Sozialen Dienste der Justiz
nach vorzeitiger Haftentlassung bzw. vollstandiger Verbuf3ung einer Freiheitsstrafe sowie jugendli-
che und erwachsene Straftater, deren Freiheitsstrafe zur Bewéahrung ausgesetzt wurde. Ebenso
zahlen hierzu Personen, die unter Fihrungsaufsicht stehen. Die Zusammenarbeit steht unter dem
Vorbehalt der schriftlichen Zustimmung des Gefangenen bzw. Probanden der Sozialen Dienste der
Justiz. Die Kommunikation zwischen den Kooperationspartnern findet somit ausschlief3lich fallbezo-
gen statt mit dem Ziel Bearbeitungs- und Kommunikationswege zu verkirzen. Dazu sollen vorhan-
dene Schnittstellen beschrieben und feste Netzwerke fiir die Zusammenarbeit geschaffen werden.
Hierbei handeln alle Kooperationspartner eigenverantwortlich im Rahmen ihrer Zustandigkeiten und
Aufgaben, jedoch im Sinne einer Verantwortungsgemeinschatft.

Il. Gegenstand und Gestaltung der Kooperation

a. Die Kooperationspartner benennen feste Ansprechpartner (Anlage 1), die fur die Koordination der
Zusammenarbeit und die Gewahrleistung der Ansprechbarkeit des jeweiligen Kooperationspartners
verantwortlich sind.

b. Die Kooperationspartner stellen sicher, dass eine regelméRige Abstimmung zwischen den Part-
nern stattfindet. Hierzu treffen sich die Kooperationspartner mindestens jahrlich zu einer gemeinsa-
men Beratung auf Steuerungsebene. Die Organisation dieser Beratungen wird abwechselnd von
den Kooperationspartnern tbernommen.

c. Weitere Abstimmungen auf regionaler Ebene werden von den Kooperationspartnern unterstutzt.
d. Die gegenseitige Information der Fachkrafte Uber Aufgaben, Arbeitsablaufe, Rechtsgrundlagen,
Erreichbarkeit etc. muss gewabhrleistet sein. Die Kooperationspartner bieten daher bei Bedarf eine
Informationsveranstaltung Uber das jeweilige Leistungsspektrum an und ermdglichen bei Bedarf die
Teilnahme an Dienstbesprechungen und ggf. gegenseitige Hospitationen.

e. Die Partner streben an, beim Einsatz von unterstiitzenden Leistungen, insbesondere im Bereich
der beruflichen Qualifizierung, die Erfahrungen und Mdglichkeiten der Kooperationspartner zu nut-
zen und zu koordinieren.



f. Die Sozialen Dienste der Justiz und die Fachdienste der Justizvollzugsanstalt Bremen unterstut-
zen die Gefangenen beim Ausflllen der Unterlagen.

g. Die Agenturen fur Arbeit und die Job-Center bieten alle 2 Monate bei mindestens 10 Anmeldun-
gen eine gemeinsame Informationsveranstaltung in der Justizvollzugsanstalt Bremen an. Die Teil-
nehmer dieser Informationsveranstaltung sollten ca. 3 Monate vor ihrer Haftentlassung stehen. Im
Rahmen der Informationsveranstaltung wird Giber grundséatzliche Fragen des Leistungsrechts und
der Vermittlung informiert. Die Vorbereitung dieser Veranstaltung obliegt dem Fachdienst der JVA
Bremen/Berufshilfe. Diejenigen Gefangenen, die keinen Beratungstermin in der fir sie zustandigen
Agentur oder in dem fir sie zustédndigen Job-Center wahrnehmen kdnnen, (z.B. wegen des noch
fehlenden Status als Freigénger oder der Entfernung zu ihrer Heimatagentur) konnen im Anschluss
an die Gruppenveranstaltung individuelle Fragestellungen im Rahmen eines personlichen Gespra-
ches klaren

h. In Vorbereitung auf die Informationsveranstaltung tbermittelt die Justizvollzugsanstalt den Agen-
turen fur Arbeit und den Job-Centern eine Liste der voraussichtlich zur Entlassung anstehenden Per-
sonen. Die Liste soll den Namen, den Vornamen, das Geburtsdatum und die zukiinftige Anschrift
enthalten. Soweit bereits mdglich, tbersendet die Justizvollzugsanstalt in Vorbereitung der Informati-
onsveranstaltung auch eine vorlaufige Bescheinigung tber in der Justizvollzugsanstalt zurtickge-
legte Beschéftigungszeiten.

i. Soweit die ortliche Zustandigkeit der Agenturen fur Arbeit oder der JobCenter gegeben ist, wird
eine erste Beratung durchgefuhrt. Ist die drtliche Zusténdigkeit nicht gegeben, wird den Gefangenen
die zustandige Agentur und der Weg zur Terminvereinbarung genannt.

J- Ein Mitarbeiter des Fachdienstes der JVA Bremen/Berufshilfe fuhrt regelmafig in der Justizvoll-
zugsanstalt einen Beratungstermin durch.

[1l. Datenschutz

Fur die gegenseitige Ubermittlung von Daten gelten die Vorschriften zum Schutz der Sozialdaten des
SGB I, SGB IlI, SGB IIl und SGB X, sowie der personenbezogenen Daten nach § 179 ff. StVollzG und
§ 88 ff. des Bremischen Jugendstrafvollzugsgesetz (BremJStVollzG).

Die Kooperationspartner streben an, die Struktur der erhobenen Daten abzustimmen und doppelte
Erhebungen zu vermeiden. Die Kunden sind dariiber zu informieren, wer zu welchem Zweck mit wem
zusammenarbeitet.

Eine schriftliche Einverstandniserklarung des Betroffenen bezuglich der Ubermittlung von Sozialdaten
an den jeweils anderen Leistungstrager wird auch dann angestrebt, wenn die Ubermittlung der Daten
nach 8§ 69 SGB X zulassig ist.

IV. Allgemeiner Grundsatz

Die Vertragspartner legen ihrem Verwaltungshandeln und ihrer Zusammenarbeit die Grundsatze der
Wirtschaftlichkeit, der Sparsamkeit, der RechtméaRigkeit und der Leistungsféhigkeit zugrunde. Nach
dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit ist die glinstigste Relation zwischen dem verfolgten Zweck und
den einzusetzenden Mitteln anzustreben.

V. Inkrafttreten und Dauer

Die Vereinbarung tritt am Tag der Unterzeichnung in Kraft. Sie gilt bis zum 31.12.2012. Sie verlan-
gert sich jeweils um ein Jahr, wenn sie nicht drei Monate vorher von einer der Vertragsparteien ge-
kundigt wird.

Bremen, den ............ ..ol

Fir den Senator fir Justiz und Verfassung



Herr Prof. Stauch

Fir die Sozialen Dienste der Justiz Bremen

Herr Kenklies

Fur die Justizvollzugsanstalt Bremen

Herr Dr. Bauer

Fur die Agentur fur Arbeit Bremen

Herr Dr. von Einem

Fur die Agentur fur Arbeit Bremerhaven

Herr Dupak

Fir das Job-Center-Bremen

Herr Westkamp

Fur das Job-Center-Bremerhaven

Herr Gruhl



Anlage 4 zu 8§ 7

Kooperationsvereinbarung
zwischen
der Vollzugsabteilung 27 — Geschlossener Frauenvollzug / Offener Vollzug fiir Frauen
der JVA Bremen und den Sozialen Diensten der Justiz im Lande Bremen

Vorbemerkung
Die ausgeprégte Geschlechterdifferenz im Kriminalitatsbereich ist augenfallig.

Frauen werden nicht nur deutlich seltener straffillig, sie weisen auch eine andere Deliktstruktur und
eine vollig andere Lebenssituation im Vergleich zu Mannern auf.

Frauen begehen Uberwiegend Delikte im Bereich der Eigentumskriminalitét, die groRtenteils mit
Geldstrafen sanktioniert werden. Bei verhangten Freiheitsstrafen verbleiben ca. 50% der Frauen
kurzer als ein halbes Jahr im Strafvollizug.

Ihre Lebenssituation ist gepragt durch soziale Benachteiligung, Armut und Ausgrenzung. Wenn
Frauen eine Straftat begehen, verstoRen sie nicht nur gegen geltendes Recht, sondern zugleich

— auch gegen gesellschaftiiche Rollenerwartungen. Schwere Schuld-, Scham- und Versagensgefihie
sind die Folge. .

Straffilligkeit von Frauen steht haufig in Zusammenhang mit prekdren Beziehungen
zu Mannern. Gewalttatigkeit ist gelegentlich auch ein Versuch, sich aus diesen
Abhéngigkeitsbeziehungen zu befreien.

Haufig finden sich bei straffillig gewordenen Frauen Hinweise auf Misshandlung und
sexuellen Missbrauch in der Kindheit und Jugend. Diese Traumata, gepaart mit zahlreichen negativ
erlebten Beziehungsabbriichen, wurden zumeist nie bearbeitet oder behandelt.

Angesichts dieser Hintergriinde und Zusammenhénge brauchen straffillig gewordene Frauen
spezifische Unterstiitzungsangebote, die psychosoziale Hilfen und Existenz sichernde Maltnahmen
verbinden.

Insbesondere bei einer Inhaftierung von Frauen kommt es auf eine zielorientierte und auf die
spezifischen Erfordernisse des Einzelfalls abgestimmte Hilfeleistung aller beteiligten Institutionen an.

Die JVA Bremen und die Sozialen Diensten der Justiz haben bereits 2011 eine umfassende
Vereinbarung zum Ubergangsmanagement fir den Bereich der erwachsenen Méanner
abgeschlossen. Mit der jetzigen Vereinbarung zwischen den Sozialen Diensten der Justiz und der
Vollizugsabteilung 27 (Frauenvollzug) wird ein weiterer Baustein hinzugefigt, um das Hilfeangebot
durch mehr Vernetzung und intensivere Kooperation zu verbessern. Dabei nutzen die beiden
Kooperationspartnertinnen ihre bereits bestehenden besonderen Angebote. Die Sozialen Diensten
der Justiz bieten seit Jahren schwerpunktmafige Hilfen fur Frauen an und verfiigen Gber ein eigenes
Konzept, das durch diese Vereinbarung erweitert wird.

Die JVA Bremen bietet ihrerseits ein spezifisches Angebot fur strafféllig gewordene Frauen an, das
im Frauenvollzug umgesetzt und nun durch die intensive und strukturierte Zusammenarbeit mit den
Sozialen Diensten der Justiz ergénzt wird.

1.
Allgemeine Ziele der Zusammenarbeit

Die beiden Institutionen kooperieren mit dem Ziel, erneute Straffalligkeit von Frauen zu verhindern
bzw. zu reduzieren.

Eingang Dienstgaebiude Straftenbahnen und Busse

Am Wall 193 Am Wall 193 Haltestelle Domsheide
28106 Bremen



Um der besonderen Lebenssituation von straffallig gewordenen Frauen Rechnung zu tragen und
eine Resozialisierung zu erreichen, erweitern und vertiefen beide Institutionen durch diese
Vereinbarung ihre vertrauensvolle Zusammenarbeit.

Im Vordergrund stehen eine verbesserte Abstimmung und Verzahnung der Hitfen im Einzelfall sowie
ein institutionstibergreifendes Informationsmanagement, um die Ubergdnge zwischen Freiheit,
Strafvollzug und Entlassung zielgerichtet und erfolgreich zu gestalten.

2.
Spezifische Kooperationsziele fiir die Zusammenarbeit

In deér Vollzugsabteilung (VA) 27 der JVA Bremen werden Frauen aufgenommen, gegen die
Untersuchungshaft vollzogen wird, oder die Freiheits- oder Ersatzfreiheitsstrafen zu verbii3en haben.

Das Ziel ist erreicht, wenn ein fachlicher Informationsaustausch zwischen den
Kooperationspartner*innen iber die in der VA 27 untergebrachten Insassinnen erfolgt.

Dariiber hinaus, wenn bei Bedarf gemeinsam Manahmen vorbereitet werden, die nach der
Entlassung fort- oder durchgefiihrt geflihrt werden sollen.

3.
Handlungsleitlinien fiir die Zusammenarbeit

= Der geschlossene Frauenvollzug teilt den Sozialen Diensten der Justiz die Aufnahme einer
Frau mit, wenn aus dem Aufnahmegesprdch sich dessen bisherige/aktuelle Zustandigkeit
ergibt. Die Mitteilung erfolgt telefonisch direkt an den/die zusténdige Bewahrungsheifer*in. Ist
diese namentlich nicht bekannt, erfolgt die Mitteilung an die Geschaéftsstelle der SDdJ (Tel.
361-2167oder 361-4914). in diesem Fall erfolgt eine Rickmeldung durch den/ die zusténdige
Bewadhrungshelfer*in an den Frauenvollzug.

« Bei Bedarf finden zielgruppenspezifische Fachkonferenzen mit dem Sozialdienst des
geschlossenen Frauenvolizuges und dem offenen (Frauen) -Vollzug sowie den Sozialen
Diensten der Justiz statt, wenn eine Kooperationspartner*in dazu einladt.

Zur Fachkonferenz werden auch die zusténdigen Mitarbeiter*innen der freien Trager
eingeladen.
Die Fachkonferenz soll mindestens einmal jahrlich stattfinden. _

» Der/die Vertreter*in der Sozialen Dienste der Justiz Ubermittelt die erhaltenen Informationen
an die/den fir die Insassin zusténdige oder zukinftige Mitarbeiter*in. Ist keine Zustindigkeit
gegeben, so erfolgt die Zuordnung bei den SDdJ in Absprache mit der Leitung.

* In der Phase der Entlassungsvorbereitung wird in Absprache zwischen VA 27 und dem/der

zustandigen Mitarbeiter*in der SDdJ der Insassin der Ausgang in die Dienststelle der SDdJ
ermdglicht.

Bremen, 01.01.2020 JVA BREMEN

Abiailung 27
Fredo MangBsiadk Proman '
JustizveliuGe frd el

¥

(Anstaltsleitung
der JVA Bremen)

(Soziale Dienste der Justiz im
» Lande Bremen)
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Anlage 5zu §8 7

Soziale Dienste der Justiz o Freie
im Lande Bremen 0\93 Hansestadt
Bremen
H. Schwiers « Am Wall 193 « 28195 Bremen Dienststellenleiter
Zimmer 0.07
Handbuch Soziale Dienste der Justiz T (0421) 361 4828
F (0421) 361 15602
E-Mail
An | ag e Zu § 7 helmﬁi.schwiers@sddj.bremen.de

Bremen, 01.04.2019

Die Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen (SDdJ),
Am Wall 193, 28195 Bremen

und der

Straffalligenhilfetrager Hoppenbank e.V.,
Buntentorsteinweg 501,28201 Bremen

schlieen die nachstehende
Kooperationsvereinbarung
1. Zielsetzung

Sind straffallige Menschen gleichzeitig Klienten der SDdJ und Betreute des Vereins
Hoppenbank e.V. in seiner stationaren MaRnahme ,Haus Fedelh6ren® oder in seiner
ambulanten MalRnahme , Aufsuchenden Hilfe - Ambulante Betreuung (AHAB)", so
sind sich die Vereinbarenden ihrer besonderen Verantwortung fur ein abgestimmtes
und koordiniertes Vorgehen bewusst.

Die Vereinbarenden begreifen ihre Kooperationsbeziehungen als gemeinschaftliche
Aufgabe und verpflichten sich bei der Umsetzung dieser Vereinbarung in jeder Hinsicht
zu einer vertrauensvollen Zusammenarbeit.

2. Inhalte der Zusammenarbeit

Die Beteiligten verpflichten sich unter Beachtung datenschutzrechtlicher Bestimmungen
zum gegenseitigen internen Austausch von Informationen beziiglich der personlichen,
sozialen, beruflichen und wirtschaftlichen Entwicklungen der gemeinsamen Klienten,
soweit dies fur die Arbeit des jeweils anderen Kooperationspartners erforderlich ist.
Voraussetzung ist die vorherige Zustimmung des Klienten, die jederzeit von diesem
auch wieder zuriickgenommen werden kann. Die Beteiligten sind sich dabei bewusst,
dass die Mitarbeiter der Hoppenbank grundsatzlich zur Verschwiegenheit verpflichtet
sind.



3. Form der Zusammenarbeit
3.1. Die Aufnahmephase
3.1.1. Inhaftierte der JVA Bremen

Sollen Inhaftierte der JVA Bremen, die nach Entlassung der Bewahrungs- oder
Fuhrungsaufsicht unterstehen, im Haus Fedelhdren oder in der Malinahme AHAB
aufgenommen werden, informiert der Verein Hoppenbank e.V. die SDdJ hiertber.

Die SDdJ benennen zeitnah eine/n zustandige/n Ansprechpartner/in und geben
daruber eine Rickmeldung.

Die Zentralen Wirtschaftlichen Hilfen im AfSD werden in Fallen bremischer
Kostentragerschaft im Rahmen der Verwaltungsanweisung zu 8 68 Abs. 1 Satz 2
SGB Xl (Gesamtplanverfahren) beteiligt.

3.1.2. Inhaftierte in auswartiger JVA bzw. Betreute in auswartiger Einrichtung

Sofern eine Aufnahme eines Klienten aus einer JVA oder einer anderen Einrichtung
aus einem anderen Bundesland geplant ist, informiert der Verein Hoppenbank e.V.
frihzeitig die SDdJ.

Dafur gilt folgendes Verfahren:

1. Bei Klienten, die unter die Regelungen von HEADS fallen und bei denen
Fuhrungsaufsicht angeordnet wurde, wird durch den Geschéftsfilhrer des
Vereins Hoppenbank e.V. zu einer Fallkonferenz eingeladen. An dieser
Fallkonferenz nehmen Vertreterinnen von HEADS, SJFIS, Abteilung Soziales
(b.a.w. vertreten durch 400-30-12) und den SDdJ teil. Die Fallkonferenz
spricht eine Empfehlung aus.

2. Bei Klienten, die eine Sexualstraftat nach den 88 174 bis 184 StGB begangen
haben und bei denen Bewahrungsaufsicht angeordnet wurde, werden die
SDdJ durch den Verein Hoppenbank e.V. zu einer Fallkonferenz eingeladen.
Die Fallkonferenz spricht eine Empfehlung aus.

3. Bei Klienten bei denen Fuhrungsaufsicht angeordnet wurde oder bei denen eine Bewah-
rungsaufsicht mit Weisungen/Auflagen fur Abstinenzverhalten und TherapiemalRnahmen
(einschl. sozialtherapeutischer Angebote) besteht, |adt der Verein Hoppenbank e.V. die SDdJ
zu einer Fallkonferenz ein. Die Fallkonferenz spricht eine Empfehlung aus.

4. Sofern den SDdJ bekannt ist, dass in den beschriebenen Fallen eine
Aufnahme in eine der Betreuungsmaf3nahmen des Vereins Hoppenbank e.V.
erfolgen soll, bitten sie im Fall Nr. 1 den Verein Hoppenbank e.V. um
Einberufung einer Fallkonferenz. In den Féllen Nr. 2 und 3. kdnnen auch die
SDdJ zu einer Fallkonferenz mit dem Verein Hoppenbank e.V. einladen.

5. Die Einladung des Vereins Hoppenbank e.V. zu einer Fallkonferenz geht an
die Geschaftsstelle der SDdJ. Die Mitteilung wird in die fur die Einrichtung
regional zustandige Arbeitsgruppe weitergeleitet.

6. Von den SDdJ nimmt an der Fallkonferenz ein/e Mitarbeiterin der regional
zustandigen Arbeitsgruppe teil. Diese/r teilt nach einer Aufnahme die
personelle Zustandigkeit der SDdJ der Wohneinrichtung mit.

7. Sofern bei den Féllen nach den Ziffern 1. bis 4. nicht gesichert ist, dass der
jeweils zustandige auswartige Kostentrager die Kosten tbernimmt, sind zu der
Fallkonferenz auch die Zentralen Wirtschaftlichen Hilfen des AfSD einzuladen.

8. Der Klient ist in der Regel entsprechend in der Fallkonferenz anzuhéren, um
seinerseits - ggf. fur ihn verbindliche Vorschléage einzubringen.

3.2. Aufenthaltsphase

Wahrend des Aufenthalts im Haus Fedelhdren bzw. in der MaRnahme AHAB treffen die



fallfihrenden Mitarbeiterinnen beider Beteiligten Absprachen tber den
Betreuungsverlauf. In der Regel nimmt an diesem Gesprach auch der betroffene Klient
teil; eine Ausnahme ist im Protokoll zu begriinden.

Sofern unvorhergesehene wesentliche Veranderungen bei den gemeinsamen Klienten
eintreten, insbesondere solche, die ihre Wohnsituation betreffen (z. B. U-Haft, Wegzug
0.4.), informieren sich die Mitarbeiterinnen beider Beteiligten gegenseitig.

In Fallen bremischer Kostentragerschatft gilt die Verwaltungsanweisung zu 8 68 Abs. 1
Satz 2 SGB XlI (Gesamtplanverfahren).

3.3. Abschlussphase

Sofern fir das Betreuungsverhaltnis mit dem Verein Hoppenbank e.V. oder bei den
SDdJ eine Beendigung angestrebt wird oder dieses zu beenden ist, informieren sich die
zustandigen Mitarbeiterinnen rechtzeitig hiertiber.

In Fallen bremischer Kostentrégerschaft gilt die Verwaltungsanweisung zu § 68 Abs. 1
Satz 2 SGB XII (Gesamtplanverfahren).

4. Gemeinsame Besprechungen/Controlling

Der Verlauf der Kooperation ist unter Festlegung einer Tagesordnung mindestens
einmal jahrlich gemeinsam von den zustandigen Mitarbeiterinnen der SDdJ und den
zustandigen Mitarbeiterinnen des Vereins Hoppenbank e.V. zu besprechen. Bei Bedarf
konnen die Beteiligten auch zuséatzliche Besprechungstermine vereinbaren.

5. Dauer der Kooperationsvereinbarung

Die Kooperationsvereinbarung wird fiir 3 Jahre geschlossen. 3 Monate vor Ablauf
dieser Frist treffen die. Beteiligten zu einem Meinungs- und Erfahrungsaustausch tber
die Wirksamkeit der Vereinbarung und Veréanderungswiinsche zusammen. Die
Vereinbarung verlangert sich um weitere 3 Jahre durch Willenserklarung der
Kooperationspartner.

Bremen, den 09.07.2017

Welchner Schwiers
(Hoppenbank e.V.) (Soziale Dienste der Justiz im Lande Bremen)



Anlage 6 zu § 7

Soziale Dienste der Justiz Freie
im Lande Bremen ogo Hansestadt
\:I Bremen
H. Schwiers ¢ Am Wall 193 ¢ 28195 Bremen Dienststellenleiter
Zimmer 0.07

Handbuch Soziale Dienste der Justiz
T (0421) 361 4828

F (0421) 361 15602
Anlage zu 8§ 7

E-Mail

hel-

mut.schwiers@sddj.bre-

men.de

Bremen, 01.04.2019
Kooperationsvereinbarung

8§ 1 Kooperationspartner

Die Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen —vertreten durch den Leiter, S6gestr. 62/64, in
28195 Bremen und
das Jugendamt Bremen — Amtsleitung — Hans-Bdockler-Str. 9, 28217 Bremen sowie

die Leiterin des Amtes fur Jugend, Familie und Frauen des Magistrats der Seestadt Bremerhaven

schlie3en zur nachhaltigen Verbesserung ihrer Zusammenarbeit die vorliegende Kooperationsver-
einbarung.

§ 2 Gemeinsame Zielsetzung

Sind straffallige junge Menschen gleichzeitig Klientinnen der Sozialen Dienste der Justiz (SDdJ) und
der Jugendhilfe im Strafverfahren/ Jugendgerichtshilfe (JGH), sind sich beide Dienste ihrer besonde-
ren Verantwortung fur ein abgestimmtes und koordiniertes Vorgehen bewusst. Die Zusammenarbeit
erfolgt auf der Grundlage der Bestimmungen des Sozialgesetzbuches VIl und des Jugendgerichts-
gesetzes.

Beide Dienste begreifen ihre Kooperationsbeziehungen als gemeinschaftliche Aufgabe und ver-
pflichten sich bei der Umsetzung dieser Vereinbarung in jeder Hinsicht zu einer vertrauensvollen Zu-
sammenarbeit.

Sie verpflichten sich unter Beachtung datenschutzrechtlicher Bestimmungen zum gegenseitigen in-
ternen Austausch von Informationen bezuglich der personlichen, sozialen, beruflichen und wirt-
schaftlichen Entwicklungen der gemeinsamen Klientinnen, soweit dies fur die Arbeit des jeweils an-
deren Kooperationspartners erforderlich ist.

8 3 Inhalte der Zusammenarbeit

(1) Wird ein straffallig gewordener junger Mensch zu einer Jugendstrafe mit Strafaussetzung zur Be-
wahrung mit Unterstellung unter die Aufsicht eines/einer Bewahrungshelferin verurteilt, informiert die



Jugendhilfe/ JGH die Sozialen Dienste der Justiz (SDdJ-Geschéftsstelle) so bald als mdglich nach
der Verurteilung per Vordruck
(s. Anlagen)

Die Sozialen Dienste der Justiz (Geschéftsstelle) teilen daraufhin mit, wer unter Angabe des Na-
mens des/ der zustandigen MitarbeiterIn und der Telefonnummer fur die Bewahrungsaufsicht zu-
standig geworden ist.

Die/der zustandige Mitarbeiterin der SDdJ nimmt sodann Kontakt zur Jugendhilfe/ JGH auf. Beide
tauschen sich Uber die mit der Verurteilung verbundenen Ziele sowie Auflagen und Weisungen aus.

Sofern die Jugendhilfe/ JGH nach der Verurteilung den Kontakt zu dem/ der Klientin aufrechterhalt,
ist die weitere Vorgehensweise in Bezug auf Weisungen, Auflagen, JugendhilfemaRnahmen und an-
dere Plane zu klaren. Die Initiative fur diesen Abstimmungsprozess liegt bei den Sozialen Diensten
der Justiz.

(2) Werden im Laufe der Bewahrungszeit weitere Ermittlungsverfahren/ Anklageschriften/ Termine
zur Hauptverhandlung gegen den/ die Klientin bekannt, informieren sich die Mitarbeiterinnen gegen-
seitig dartber.

Die Sozialen Dienste der Justiz informieren die Jugendhilfe/ JGH Uber gravierende Verstdl3e gegen
Bewahrungsauflagen, Widerrufe, Sicherungshaft und Ende der Bewéahrungszeit.

Im Falle einer weiteren Hauptverhandlung vor dem Jugendgericht sind beide Dienste gleichermal3en
und in ihrer jeweiligen Funktion an deren Vorbereitung beteiligt. Die unterschiedlichen Aufgaben der
beiden Dienste bleiben hierbei zu beachten und sind weder austauschbar noch tbertragbar. Die zu-
standigen Mitarbeiterinnen verstéandigen sich im fachlichen Austausch gegenseitig tiber eine még-
lichst einvernehmliche Vorgehensweise bzw. Zielsetzung.

(3) Im Falle einer Inhaftierung des/ der Klientin gelten die in der Kooperationsvereinbarung ,,Grundla-
gen der Zusammenarbeit der an der Resozialisierung straffalliger Jugendlicher und Heranwachsen-

der beteiligter Behdrden” vom 01.03.10 zwischen Amt fiir Soziale Dienste in Bremen, Jugendgericht-
hilfe; Amt fir Jugend, Familie und Frauen in Bremerhaven, Jugendgerichtshilfe; Soziale Dienste der

Justiz im Lande Bremen, Bewahrungshilfe, und der JVA Bremen, Teilanstalt VI, Sozialdienst, festge-
legten Regelungen.

§ 4 Konfliktlésung

Gelingt es den beteiligten Mitarbeiterinnen nicht, sich Gber die im Rahmen dieser Kooperationsver-
einbarungen erforderlichen Hilfestellungen und Beratungsgegenstande ins Benehmen zu setzen, so
schalten sie ihre jeweiligen Fachvorgesetzten bei den Sozialen Diensten der Justiz bzw. in der Fach-
abteilung Junge Menschen im Jugendamt bzw. im Amt fir Jugend, Familie und Frauen ein. Diese
laden die beteiligten Mitarbeiterinnen zu einem gemeinsamen Gesprach mit dem Ziel, mit ihrer Hilfe
zu einer einvernehmlichen Lésung der Konfliktfragen zu kommen.

Fir die Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen
Bremen, den 13.08.20018 oo e e e

Fur das Jugendamt
2T (=T 0 11T 0 (= 1

Fur das Amt fur Jugend, Familie und Frauen
(ST g ST =YL= TR0 1= o
(Unterschrift)



Amt fur Soziale Dienste Freie
Sozialzentrum XXX Hansestadt
Sozialdienst Jugendliche und deren Familien Bremen
Jugendhilfe im Strafverfahren



Amt fUr Soziale Dienste SZ XX, xxx-Str. 27 Auskunft erteilt

28xxxBremen XXX

Zimmer Xxx
An T (04 21) 3 61 xxx
Soziale Dienste der Justiz F (04 21) 3 61 xxx
Bezirk XXX xxx@afsd.bremen.de
Am Wall 193

Datum und Zeichen
28195 Bremen Ihres Schreibens

Unser Zeichen
(bitte bei Antwort angeben)
450-SZ xx/JGH

Bremen,

Aktenvermerk

| Hauptverhandlung am: |

Einzelrichter
Jugendschoffengericht Bremen
Jugendkammer Bremen - Blumenthal

gegen:

Name, Vorname Geburtsdatum: Geburtsort/ Staatsang.

Anschrift;

Gesetzliche Vertreter:

Anwesend fiur Ju-
gendhilfe im Straf-
verfahren

Rechtsanwalt:

Staatsanwalt: Jugendgericht:

Geschaftsnummer:

Tatvorwurf:

Wesentliches aus der Verhandlung:

Vorschlag der Jugendgerichtshilfe:

| Antrag des Staatsanwaltes:




Urteil: . wegen
[ s. Anklage
1 abweichend v.d. An-
klage
1 Das Urteil ist rechtskraftig 1 das Urteil ist noch nicht rechtskréftig

1 Der Angeklagte war bereits friher unter Bewahrungsaufsicht

Sonstiges/Bewahrungsplan:

Zu veranlassen:

Bitte teilen Sie uns die/ den zustandigen Bewéahrungshelfer/In mit.

Im Auftrag



Amt fiir Jugend, Familie und Frauen/Jugendgerichtshilfe

Soziale Dienste der Justiz

im Lande Bremen

Arbeitsgruppe Bremerhaven

An der Geeste 21

27570 Bremerhaven

Kurzmitteilung

Amt fir Jugend, Familie und
Frauen

Jugendgerichtshilfe
Sprechzeiten:

Mo., Mi., Fr. 9.00 - 11.00 Uhr
oder nach Vereinbarung
Auskunft erteilt:

Herren Bartels, Lobin, Frau Hol-
schen

Brookstr. 1, 27580 Bremerhaven
Zimmer: 110, 102, 107

Tel.: (0471) 590 -
2717, 2573, 2826

Fax: (0471) 590 - 2169
E-Mail: jugendamt
@magistrat.bremerhaven.de
Aktenzeichen: 51/62
Datum:

Name, Vorname Anschrift Geb.-Datum Staatsangehorigkeit/
Geb.-
Ort
Hauptverhandlung Geschafts-Nr. Einzelrichter Tatvorwurf
Jugendschof-
fen
Jugendkam-
mer
. Rechtskraft Bereits unter | JGH-Bearbeiter
Urteil . .
Ja / Nein Bewahrung
Ja / Nein
Bemerkungen:
Postanschrift:
Im Auftrage Postfach 21 03 60

27524 Bremerhaven

Hausanschrift:
Hinrich-Schmalfeldt-Str.
27576 Bremerhaven

Internet: www.bremerhaven.de

Konto der Stadtkasse:
Stadtische Sparkasse Bremer-
haven

BLZ 292 500 00

Nr. 1 100 009



Anlage 7 zu 8 7

Soziale Dienste der Justiz o Freie

im Lande Bremen % Hansestadt
Bremen

H. Schwiers « Am Wall 193 « 28195 Bremen Dienststellenleiter
Zimmer 0.07

Handbuch Soziale Dienste der Justiz

T (0421) 361 4828
F (0421) 361 15602

Anlage zu 87 E-Mai

helmut.schwiers@sddj.bremen.de

Bremen, 01.04.2016

Gemeinsames Grundverstandnis und Kooperationsvereinbarung
zwischen der Justizvollzugsanstalt Bremen und den Sozialen Diensten
der Justiz im Lande Bremen

1. Grundprinzipien der Arbeit mit straffallig gewordenen Mannern

Pravention und Resozialisierung sind wichtige staatliche Aufgaben mit erheblichen Auswir-
kungen. Die damit verbundenen vielfaltigen Aufgaben kénnen die in diesem Bereich tatigen
Institutionen und Personen nur erfillen, wenn sie eng zusammenarbeiten.

In diesem Bewusstsein und auf Basis des nachfolgenden gemeinsamen Grundverstandnis-
ses schliel3en die Justizvollzugsanstalt Bremen und die Sozialen Dienste der Justiz im Lande
Bremen die vorliegende Vereinbarung tber die Zusammenarbeit bei im geschlossenen Voll-
zug inhaftierten erwachsenen Mannern am Standort Oslebshausen.

Das methodische Gesamtkonzept fur eine moderne Sozialarbeit innerhalb der Justiz zielt auf
eine ,durchgehende Interventionsgestaltung” durch Verzahnung der verschiedenen Saulen
der Justiz ab und setzt dabei auf Zusammenarbeit, Kontaktverantwortung und Ubergabe re-
levanter Informationen. Damit einher gehen verénderte Anforderungen, insbesondere beim
Ubergang vom Sozialdienst im Justizvollzug zu den Sozialen Diensten der Justiz, bei der In-
tegration effektiver Behandlungsmethoden sowie beim Umgang mit Intensiv- und Hochrisiko-
Tatern.

Neue Organisations- und Handlungsformen stellen in quantitativer wie qualitativer Hinsicht
neue und veranderte Anforderungen fur die Kooperationspartner dar. Neben den Klienten mit
gunstiger Prognose (88 56, 57 StGB) stehen auch Personen mit besonderem Betreuungsbe-
darf im Aufmerksamkeitsfokus der Sozialen Dienste der Justiz. Insbesondere bei Klienten,
die mit Fuhrungsaufsicht gem. § 68 a StGB entlassen werden und laut forensisch-psychiatri-
scher Einzelfallbeurteilung als besonders gefahrliche Straftater gelten (Heads-

Falle), ist eine intensive Zusammenarbeit von JVA, Bewéahrungshilfe, Fihrungsaufsicht und
Polizei erforderlich. Viele Entlassene kdnnen ihre Schwierigkeiten nicht bewaltigen, weshalb
der Ubergang gut vorbereitet und begleitet werden muss, was ebenfalls veranderte Anforde-
rungen fiir die Kooperationspartner im Bereich des Ubergangsmanagements mit sich bringt.
Die Aufmerksamkeit der Kooperationspartner gilt daneben auch den ,Ruckkehrern® in den
Strafvollzug, zumal bei ihnen gegentiber der Vorverurteilung, aus der sie entlassen worden



sind, tatsachlich eine ungtinstige Entwicklung festgestellt wurde.

Diesen vielfaltigen Aufgaben der Kooperationspartner kénnen nur erfillt werden, wenn alle
Institutionen und Personen zusammenarbeiten. Das Strafvollzugsgesetz betont in diesem

Zusammenhang die Notwendigkeit interinstitutioneller und interdisziplinarer Zusammenar-
beit.

Die von den Kooperationspartnern fur ihren jeweiligen Zustandigkeitsbereich erstellte Inter-
ventionsplanung ist auf der Grundlage professionellen und kriminologischen Basiswissens
fachlich begriindet und schliissig.1 Unsere Anamnesen und Diagnosen beschreiben Lebens-
umsténde und allgemeines Verhalten in alltdglichen und besonderen Situationen. Bei Bedarf
werden Expertisen anderer Experten eingeholt. Wir dokumentieren, was wir aus fachlicher
Sicht fur wichtig halten. Den Kooperationspartnern steht somit ein Grundbestand an Informa-
tionen Uber den Einzelfall zur Verfligung, die erganzt, aktualisiert, ggf. auch korrigiert wer-
den, so wie der Klient nacheinander Strafvollzug und Bewahrungshilfe durchlauft.

Sozialarbeit in der Bewahrungshilfe und im Justizvollzug basiert auf der Einzelfallhilfe. Sie
kann durch Methoden der Gruppen- und Projektarbeit erganzt werden. Die Arbeit ist einzel-
fall-, I6sungs- und ressourcenorientiert. Der Klient bzw. Gefangene ist nach Einschatzung
seiner individuellen Fahigkeiten und seiner Lebenslage unter Beachtung der Zielsetzung zu
selbstandigem Handeln zu ermutigen und unterstitzen. Soziale Handlungskompetenz soll
durch Beziehungsarbeit, Strukturierung des Tages- und Lebenslaufs, berufliche Orientierung
sowie mit sozialem Training und Sozialtherapie gestarkt werden, damit die Integration in die
Gesellschaft gefordert wird. Durch differenzierte Behandlungsangebote erdffnen wir Chan-
cen zur Verbesserung der Lebenslage und zur Veranderung der Lebensfiihrung und Einstel-
lungen der Klienten bzw. Gefangenen, auch gegentiber deren Opfern.

Fur uns schliel3en sich Hilfe und Kontrolle nicht aus. Das ,doppelte Mandat®, die wider-
spruchlichen Handlungsanforderungen, denen das professionelle Handeln im Allgemeinen
und in der Sozialen Arbeit in der Strafrechtspflege im Besonderen unterliegt, ist vielmehr
konstitutiv fir die Soziale Arbeit in der Justiz. Die Bewahrungshilfe dient dabei spezialpra-
ventiven Zwecken. Der Strafvollzug soll in Fallen, in denen keine Strafaussetzung zur Be-
wahrung in Frage kommt oder eine Strafaussetzung zur Bewahrung widerrufen wird, nach-
tragliche Wirkung entfalten. Der Strafvollzug verfolgt dabei das vorrangige Ziel der Rickfall-
verhinderung durch Resozialisierung, um den Gefangenen zu beféhigen, ein straffreies Le-
ben in Freiheit zu fuhren. Der Strafvollzug steht dabei in einem Zielkonflikt, der zwischen der
Resozialisierung und der Verhinderung von Straftaten durch Sicherung besteht.

2. Besonderheiten der Inhaftierung

Der Entzug der Freiheit ist ein intensiver Eingriff in alle Lebensbereiche der Personlichkeit.
Durch die Anstaltsordnung ist der Tagesablauf in allen Lebensbereichen reglementiert. Bis-
herige Beziehungen werden erheblich eingeschrankt bzw. ganz unterbrochen. Die sozialen
Beziige des Gefangenen in der ,Gefangnisgesellschaft” sind vollig anders, als dies ublicher-
weise in seinem bisherigen Leben der Fall war. Abweichend ist die Situation hingegen viel-
fach beim wiederholt Einsitzenden, der nicht nur mit den Raumlichkeiten einer ihm bekann-
ten Vollzugsanstalt vertraut ist, sondern auch die Vollzugsbeamten bereits kennt. Er kennt
die grundsatzlichen (auch informellen) Regeln, so dass er in relativ vertraute Bereiche
kommt. Im Rahmen der individuellen Vollzugsgestaltung wird etwaigen Anpassungsschwie-
rigkeiten entgegengesteuert.

Der Vollzug beginnt mit dem Aufnahmeverfahren, das nicht nur die erforderlichen Verwal-
tungsvorgange (Kontrolle der Identitat des Gefangenen mit dem Verurteilten, Aufnahme der
Personalien, Verwahrung der eingebrachten Habe und Wertsachen, arztliche Aufnahmeun-
tersuchung, Berechnung der vorlaufigen Strafzeit etc.) umfasst. Es wird sichergestellt, dass
die mit der Inhaftierung verbundenen Belastungen und Gefahrdungen einer Inhaftierung ge-
mildert und aufgefangen werden.



Mit Blick auf die individuelle Vollzugsgestaltung werden bereits im Aufnahmeverfahren sowie
bei der Vollzugsplanung im Erwachsenenstrafvollzug gemeinsam Deutungen entwickelt, die
der Suche nach Griinden dienen, die hinter den kriminorelevanten Verhaltensweisen liegen.
Die Gespréache mit dem Gefangenen gehen dann ggf. Uber die Datenerhebung hinaus und
gehen bereits in eine biographische Auseinandersetzung mit dem bisherigen Lebenszu-
schnitt, mit sich selbst und mit dem zur Debatte stehenden Delikt tiber. Gelingt es dabei, ein
stabiles Arbeitsbiindnis mit dem Gefangenen aufzubauen, wird es ihm leichter fallen, die
problembeladenen Aspekte seiner Biographie in die Gespréache einzubringen und zu bear-
beiten.

2.1 Vollzug der Untersuchungshaft

Erwachsene Gefangene kommen in Untersuchungshaft, wenn sie einer Tat dringend ver-
dachtig sind und ein Haftgrund besteht (§ 112 Abs.1 S. 1 StPO). § 119 StPO und § 4 Abs. 2
BremUVollzG regeln, dass Untersuchungsgefangenen nur solche Beschrankungen auferlegt
werden durfen, die der Zweck der Untersuchungshaft oder die Ordnung in der Vollzugsan-
stalt erfordert.

Die Untersuchungshaft wird von den Gefangenen haufig dennoch als die harteste Haftart
empfunden. Dies liegt vor allem daran, dass die Untersuchungsgefangenen meist unvorbe-
reitet aus ihrem Lebensumfeld herausgerissen werden, was haufig eine psychische und sozi-
ale Ausnahmesituation zur Folge hat. Fir den Staat ergibt sich daraus eine besondere Fr-
sorgepflicht gegenuiber den Untersuchungsgefangenen, dem das Bremische Untersuchungs-
haftvollzugsgesetz durch verschiedene MalRnahmen Rechnung tragt.

2.2. Vollzugsplanung und Vollzugsgestaltung im Strafvollzug

Der Vollzugsplan erfasst kriminologisch im Rahmen einer qualifizierten kriminologischen Di-
agnostik die kriminologisch relevanten Starken und Schwachen von Persdnlichkeit, Lebens-
geschichte und Sozialverhalten des Gefangenen.4 Er ist ein Planungsinstrument zur Konkre-
tisierung der Vollzugsziele im Einzelfall. Der Vollzugsplan dient uns und dem Gefangenen als
Orientierungshilfe und wird unter Beteiligung des Gefangenen aufgestellt, periodisch tber-
pruft und bei Bedarf angepasst.

Der Vollzugsplan legt je nach Vollzugsdauer und den nach der Entlassung zu erwartenden
Lebensverhaltnissen die Vollzugsziele fest und nennt die Malinahmen sowie padagogischen
und therapeutischen Mittel, mit denen diese Ziele erreicht werden sollen. Bei kiirzeren Voll-
zugszeiten beschranken sich die Uberlegungen zur Vollzugsplanung auf die dringendsten
Fragen der Entlassungsfirsorge bzw. Entlassungsplanung.

Im Strafvollzug wird die Vollzugsplanung darauf ausgerichtet, dass die eingewiesene Person
zum frihestméglichen Zeitpunkt bedingt entlassen werden kann, wenn nicht besondere
Griunde entgegenstehen.

2.3. Vollzug der Ersatzfreiheitsstrafe

Das Strafgesetzbuch sieht in § 43 vor, dass an die Stelle einer uneinbringlichen Geldstrafe
die Ersatzfreiheitsstrafe tritt. Einem Tagessatz entspricht dabei ein Tag Freiheitsstrafe. Die
Kooperationspartner haben ein Interesse daran, die Vollstreckung von Ersatzfreiheitsstrafen
soweit wie mdglich zu vermeiden. Dies zum einen aus rechtspolitischen Grinden, da der Be-
troffene eben zu einer Geld- und nicht zu einer Freiheitsstrafe verurteilt worden ist und die
mit der VerbuBung einer Ersatzfreiheitsstrafe verbundenen schédlichen Auswirkungen des
Freiheitsentzuges vermieden werden kénnen. Zum anderen entsteht ein erheblicher Verwal-
tungs- und Kostenaufwand.

In Bremen wurde daher ein umfangreiches System zur Vermeidung der Vollstreckung von
Ersatzfreiheitsstrafen geschaffen. Geldstrafenschuldner kénnen die Strafe in Raten zahlen



oder gemeinnutzige Arbeit zur Vermeidung der Ersatzfreiheitsstrafe ableisten. Vor der An-
ordnung der Vollstreckung der Ersatzfreiheitsstrafe, die immer ultima ratio bleibt, sind mithin
in aller Regel mehrfach Zahlungserleichterungen gewéhrt oder Abarbeitungsangebote unter-
breitet, aber nicht eingehalten worden. Aber auch noch wéahrend der Inhaftierung erhalten die
Geldstrafenschuldner verschiedene Hilfsangebote. So werden auch noch in der Justizvoll-
zugsanstalt Anstrengungen unternommen, um eine vorzeitige Entlassung durch Tilgung der
Geldstrafe durch den Verurteilten, durch Vermittlung in gemeinnitzige Arbeit, durch eine
tragfahige Vereinbarung von Ratenzahlungen oder durch die Moglichkeit, die Ersatzfreiheits-
strafe in der Justizvollzugsanstalt abzuarbeiten, zu erreichen.

Trotz all dieser Bemuhungen lasst sich die Vollstreckung von Ersatzfreiheitsstrafen nicht
ganzlich vermeiden, da die angebotenen HilfsmalRnahmen nicht von allen Betroffenen in An-
spruch genommen werden, denn die soziale Situation der Betroffenen ist tberwiegend au-
Rerst schwierig. Sie ist durch Uberschuldung, Arbeitslosigkeit, Suchtproblematik, Obdachlo-
sigkeit und psychische Probleme gepragt.

3. Kooperationsvereinbarung

3.1. Zielsetzung der Kooperation zwischen der JVA Bremen und den Sozialen Dienste
der Justiz im Lande Bremen

Beide Kooperationspartner sind den Zielen einer Resozialisierung von straffallig gewordenen
Menschen verpflichtet. Sie setzen sich intensiv fur soziale Integration und Ruickfallvermei-
dung bzw. -reduzierung ein.

Der Entzug von Freiheit ist in aller Regel zeitlich begrenzt. Verantwortungsbewusste Planun-
gen und Malinahmen umfassen deshalb die Haftzeit und dariber hinaus zwingend auch den
Zeitraum nach der Inhaftierung. Beide Kooperationspartner erkennen die grundlegende Be-
deutung der Ubergéange von Freiheit in Haft und von Haft in Freiheit an und wollen diese
konstruktiv im Sinne der Zielsetzung nutzen. Die ersten Monate nach einer Haftzeit sind von
groRer Bedeutung fur die weitere Entwicklung von strafféllig gewordenen Menschen. In der
Regel besteht in dieser Phase ein erheblicher Unterstitzungs- und Kontrollbedarf. Beide Ko-
operationspartner wollen diese wichtige Phase gemeinsam gestalten und deshalb intensiv
zusammenwirken.

3.2. Aufnahmephase
3.2.1. Kooperationsziel bei Aufnahme in Untersuchungshaft

Das Ziel ist erreicht, wenn die Sozialen Dienste der Justiz umgehend tber die Aufnahme in
Untersuchungshaft informiert worden sind und ein Austausch der Kooperationspartner tiber
maogliche Unterstitzungsmadglichkeiten erfolgt ist.

3.2.1.1. Handlungsleitlinien bei Aufnahme in Untersuchungshaft

e Der Sozialdienst der Untersuchungshaftabteilung der JVA fuhrt umgehend ein Zugangsge-
sprach mit dem Insassen.

¢ AnschlieRend wird das Formblatt ,Zugangsgesprach“ an die Sozialen Dienste der Justiz
Ubersandt, soweit eine Zustandigkeit der Sozialen Dienste der Justiz festgestellt worden

ist (Anlage 1).

¢ Die Sozialen Dienste der Justiz klaren intern ab, wer flr den Insassen zustandig ist.

¢ Danach geben sie umgehend eine schriftliche Riickmeldung an den Sozialdienst der JVA,
wenn eine Schweigepflichtentbindung vom Klienten schriftlich erteilt worden ist (Anlage

2).

¢ Die Kooperationspartner besprechen den Hilfebedarf und die Méglichkeiten einer Haftver-
meidung. Das weitere Vorgehen wird abgestimmt.



3.2.2. Kooperationsziel bei Aufnahme in Strafhaft

Das Ziel ist erreicht, wenn die Sozialen Dienste der Justiz umgehend Uber den Beginn der
Vollstreckung der Freiheitsstrafe informiert worden sind und eine schriftliche Riickmeldung
der Sozialen Dienste der Justiz an die JVA erfolgt ist.

3.2.2.1. Handlungsleitlinien bei Aufnahme in Strafhaft

¢ Die Aufnahmeabteilung der JVA fuhrt umgehend ein Zugangsgesprach mit dem Insassen.
e Bei Zustandigkeit der Sozialen Dienste der Justiz erfolgt eine Ubermittlung des Formblattes
»LZugangsgesprach“ (Anlage 1).

¢ Die Sozialen Dienste der Justiz klaren intern ab, wer fir den Insassen zusténdig ist bzw.
bisher zustandig war.

¢ Danach geben sie umgehend eine schriftliche Riickmeldung an die Aufnahmeabteilung

der JVA, wenn eine Schweigepflichtsentbindung schriftlich vom Klienten erteilt worden ist
(Anlage 2).

¢ Bei Bedarf besprechen die Kooperationspartner den Hilfebedarf und Mdglichkeiten einer
vorzeitigen Haftentlassung. Das weitere Vorgehen wird abgestimmt.

3.2.3. Kooperationsziel bei Aufnahme zur VerbiRung einer Ersatzfreiheitsstrafe

Das Ziel ist erreicht, wenn die Sozialen Dienste der Justiz umgehend tber die Vollstreckung
von Ersatzfreiheitsstrafen informiert worden sind. Ein Austausch der Kooperationspartner
tber mdgliche Unterstutzungsangebote erfolgt in

besonderen Einzelfallen.

3.2.3.1. Handlungsleitlinien bei Aufnahme zur VerbURung einer Ersatzfreiheits-
strafe

¢ Die JVA fuihrt umgehend ein Aufnahmegesprach mit dem Insassen.

e Bei Zustandigkeit der Sozialen Dienste der Justiz erfolgt umgehend eine Ubermittlung des
Formblattes ,Zugangsgesprach” (Anlage 1).

¢ In besonderen Einzelfallen erfolgt ein Austausch der Kooperationspartner tiber die aktuelle
Lebenssituation und mdgliche Unterstitzungsangebote zur Verkirzung der Ersatzfreiheits-
strafe.

3.3. Phase der Strafvollstreckung

3.3.1. Kooperationsziel Vollzugsplanung
Das Ziel ist erreicht, wenn die JVA Bremen zusammen mit dem Insassen einen Vollzugsplan
erstellt hat und die Sozialen Dienste der Justiz in die Planungen einbezogen worden sind,
soweit eine Zustandigkeit vormals dokumentiert wurde.

3.3.1.1. Handlungsleitlinien Vollzugsplanung
¢ Die JVA Bremen informiert die Sozialen Dienste der Justiz tber die Vollzugsplanung,
wenn eine friihere Zustandigkeit der Sozialen Dienste der Justiz gegeben war.
¢ Die in der Aufnahmephase Ubermittelten Informationen der Sozialen Dienste der Justiz

(Anlage 2) werden bei den Planungen beriicksichtigt.

3.3.2. Kooperationsziel fur die Zusammenarbeit mit der Vollzugsabteilung (VA) 23



In der VA 23 der JVA Bremen werden Klienten aufgenommen, bei denen ein besonderer Be-
handlungsbedarf festgestellt worden ist (z.B. Verurteilung wegen einer Gewalt- oder Sexual-
straftat).

Das Ziel ist erreicht, wenn ein kontinuierlicher (monatlicher) fachlicher Informationsaustausch
zwischen den Kooperationspartnern tiber die in der Vollzugsabteilung 23 untergebrachten
Insassen erfolgt.

Darlber hinaus, wenn bei Bedarf gemeinsam Mal3nahmen vorbereitet werden, die nach der
Entlassung fort- oder durchgefiihrt geftihrt werden sollen, um méglichst Rickfalltaten zu ver-
hindern.

3.3.2.1. Handlungsleitlinien fir die Zusammenarbeit mit der VA 23

e Die VA 23 der JVA Bremen fiihrt monatliche Konferenzen durch und ladt dazu die Sozialen
Dienste der Justiz ein.

¢ In den Konferenzen wird die Entwicklung und der Stand der Behandlung der einzelnen
Insassen erortert.

e Die Sozialen Dienste der Justiz nehmen an den monatlichen Konferenzen der VA 23

mit einer Vertreterin/ einem Vertreter teil.

e Die Vertreterin/ der Vertreter der Sozialen Dienste der Justiz, die/ der an der Konferenz
teilnimmt, sorgt in Absprache mit der Leitung der Sozialen Dienste der Justiz fur

die personelle und fachliche Zuordnung der Insassen/ Klienten.

3.4. Entlassungsphase
3.4.1. Kooperationsziel Entlassung aus der Untersuchungshaft

Die Vollstreckung von Untersuchungshaft dient der Verfahrenssicherung und ist deshalb von
begrenzter Dauer. Wenn Haftgriinde nicht mehr vorliegen, wird die Entlassung aus der Un-
tersuchungshaft angeordnet. Erfahrungsgemaf kommt es in dieser Haftsituation kurzfristig
zu Veranderungen und Entlassungen aus der Haft.

Das Ziel ist erreicht, wenn bei Entlassung aus der Untersuchungshaft ein zigiger Informati-
onsaustausch erfolgt ist bzw. wenn Hinweise auf eine baldige Entlassung aus der Untersu-
chungshaft dem Kooperationspartner umgehend mitgeteilt worden sind.

3.4.1.1. Handlungsleitlinien Entlassung aus der Untersuchungshaft
¢ Wird ein Insasse kurzfristig aus der Untersuchungshaft entlassen, informiert die JVA
Bremen die Sozialen Dienste der Justiz zligig, soweit eine Zustandigkeit der Sozialen
Dienste der Justiz gegeben und bekannt geworden ist.
» Die Kooperationspartner informieren sich zligig gegenseitig, wenn Hinweise auf eine
mogliche Entlassung aus der Untersuchungshaft vorliegen, soweit eine Zustandigkeit
der Sozialen Dienste der Justiz gegeben und bekannt geworden ist.
e MalRnahmen zur Vorbereitung einer Entlassung aus der Untersuchungshaft stimmen
die Kooperationspartner ab, soweit eine Zustandigkeit der Sozialen Dienste der Justiz
fur den Klienten gegeben und bekannt geworden ist.

3.4.2. Kooperationsziel Entlassung aus der Strafhaft

Das Ziel ist erreicht, wenn zwischen den Kooperationspartnern zur Vorbereitung der Entlas-

sung ein intensiver Informationsaustausch erfolgt ist, soweit eine Zusténdigkeit der Sozialen

Dienste der Justiz fur den Klienten gegeben ist.

Es soll friih- und rechtzeitig gemeinsam ein geeigneter sozialer Empfangsraum fiir Insassen/
Klienten vorbereitet und geschaffen werden.

3.4.2.1. Handlungsleitlinien



e VVor Erstellung des Berichts zur vorzeitigen Haftentlassung an die StVK nimmt die zustan-
dige Vollzugsabteilung Kontakt zu den Sozialen Dienste der Justiz auf, wenn aus

der Gefangenenakte ersichtlich wird, dass die Sozialen Dienste der Justiz vormals zustandig
waren.

¢ Es wird abgeklart, welche Auflagen und Weisungen angeregt werden sollen und ob

eine Unterstellung unter die Aufsicht und Leitung einer Bewahrungshelferin/ eines
Bewahrungshelfers fur erforderlich gehalten wird.

¢ Der Bericht der JVA Bremen wird den Sozialen Dienste der Justiz Ubersandt.

4. Controlling

Die Erreichung der in der Vereinbarung getroffenen Kooperationsziele ist von den Kooperati-
onspartnern zu Uberprufen.

Die Sozialen Dienste der Justiz nehmen eine quantitative Erhebung der gemeinsam bearbei-
teten Insassen/Klienten vor. Daneben soll vor allem der qualitative Austausch tber proble-
matische Einzelfélle zwischen den Kooperationspartnern aufrechterhalten und ggf. intensi-
viert werden. Ziel von Erhebungen und des Austausches ist es nicht, mdgliches Fehlverhal-
ten einzelner Mitarbeiter festzustellen, sondern losgeldst von den handelnden Personen
strukturelle Probleme zu erkennen und aus mdglichen Fehlern fir die Zukunft zu lernen.

Zu einem ersten Austausch zwischen den Kooperationspartnern wird die senatorische Be-
horde fur Justiz und Verfassung sechs Monate nach Inkrafttreten der Kooperationsvereinba-
rung, erstmals also im Februar 2012, einladen.

Im weiteren Verlauf sollen neben dem permanenten, anlassbezogenem Austausch zwei Mal
jahrlich Treffen der Dienststellenleiter dem allgemeinen Austausch und der Erorterung prob-
lematischer Einzelfalle zur Identifizierung etwaiger struktureller Probleme dienen. Zu diesen
Treffen ladt der Senator fur Justiz und Verfassung die Kooperationspartner mit einer Frist
von sechs Wochen ein. Zur Vorbereitung der Treffen Gbersenden die Kooperationspartner
bis spatestens zwei Wochen vor dem Treffen die bis dahin erhobenen Zahlen und benennen
die zu erérternden Einzelfalle.

5. Inkrafttreten

Diese Vereinbarung tritt am 01.08.2011 in Kraft.
Bremen, den

Fir die Justizvollzugsanstalt Bremen
Dr. Bauer
-Anstaltsleiter-

Fir die Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen
Kenklies
-Kommissarischer Dienststellenleiter-
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Grundlagen der Zusammenarbeit der an der Resozialisierung straffalliger Jugendli-
cher und Heranwachsender beteiligten Behtrden

I. Grundverstandnis der gemeinsamen Arbeit mit straffalligen Jugendlichen und
Heranwachsenden

Einleitung
Dem Anspruch der Resozialisierung ist immanent, dass sich keine MalRnahme darin erschop-

fen kann, junge Menschen lediglich einzusperren. Nach dem bremischen Jugendstrafvollzugs-
gesetz dient jeder Strafvollzug im Kern dem Ziel, die Gefangenen zu befahigen, kinftig in so-
zialer Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu fiihren. Dem liegt die Erkenntnis zugrunde,
dass Einsperren zwar kurzfristig, wahrend der Haftzeit, das Risiko weiterer Straftaten mini-
miert, die Allgemeinheit jedoch langerfristige Interessen verfolgen muss. Kriminalitat ist durch
Wegsperren der Straftater nicht zu beherrschen; zu deren Integration in die Gesellschaft be-
stehen keine Alternativen. Diese Erkenntnis gilt es, auch gegeniiber der Offentlichkeit zu ver-
treten.

Das vom Innen-, Justiz-, Sport-, Jugend- und Bildungsressort im Jahr 2007 vereinbarte Hand-
lungskonzept ,Stopp der Jugendgewalt* misst einer erfolgreichen Wiedereingliederung von
Straftatern in die Gesellschaft daher auch folgerichtig grof3e Bedeutung bei der Bekampfung
der Jugendgewalt zu. Es benennt als Voraussetzung fur ein Gelingen der hierzu notwendigen
Bemuhungen das reibungslose Zusammenwirken der Sozialen Dienste der Justiz, des Ju-
gendvollzuges und der Jugendgerichtshilfen bei der Vollzugsplanung, der Weiterbetreuung
und der Entlassungsvorbereitung als Ubergangsmanagement zur Wiedereingliederung in die
Gesellschaft.



Das Projekt hat sich zur Aufgabe gemacht, die Voraussetzungen fur eine reibungslose Zusam-
menarbeit der an der Resozialisierung von jungen Straftétern beteiligten Institutionen zu schaf-
fen. Denn obwohl die praktische Zusammenarbeit zwischen ihnen bereits seit 2005 in einer
Kooperationsvereinbarung detailliert geregelt ist, ergeben sich in der alltdglichen Arbeit Frikti-
onen, weil die verschiedenen Institutionen sich naturgeman auf Méglichkeiten zur Betreuung
der jungen Straffalligen im Rahmen ihrer jeweiligen Arbeitsfelder konzentrieren und sich an
entsprechenden Zielsetzungen orientieren, die nicht automatisch mit den Zielsetzungen der
angrenzenden Arbeitsfelder tbereinstimmen. Weitergehende Abstimmungsprozesse setzen
deshalb voraus, dass die beteiligten Institutionen sich Uber die gemeinsam in der Arbeit mit
straffalligen jungen Menschen zu erreichenden Ziele verstandigen.

Als Grundlage einer Zusammenarbeit der im Land Bremen an der Resozialisierung straffalliger
junger Menschen beteiligten Institutionen soll deshalb dieses gemeinsam vereinbarte Leitbild
dienen. Dementsprechend soll sich auch die Neufassung der Kooperationsvereinbarung an
diesem Leitbild orientieren.

Die Vereinbarung derartiger gemeinsamer Standards fur die tagliche Zusammenarbeit ersetzt
aber nicht die Entwicklung neuer Ideen und Visionen fur eine erfolgreiche Resozialisierung,
um sie gemeinsam zu verfolgen.

1. Kooperation verbessert die Hilfeleistung fir die Klientel

In den letzten Jahren ist in allen Bereichen ein verstarktes Bemiihen um Kooperation und Ver-
netzung erkennbar. Dies geschieht in der Erwartung, dass besser aufeinander abgestimmte
Unterstitzungsleistungen eine bessere Wirkung entfalten.

Eine enge, gemeinsame, vorurteilsfreie und gleichberechtigte Zusammenarbeit zwischen den
unterschiedlichen Institutionen mit ihren jeweiligen spezifischen Aufgaben gewahrleistet ein
umfassendes Bild von Entwicklung und Perspektiven der jugendlichen und heranwachsenden
Adressaten.

Die Erfahrungen mit Jugendhilfemafnahmen, die Erkenntnisse der Hauptverhandlung, die
Entwicklung wéhrend der Bewéahrungs- und Haftzeit konnen so umfassend einflieen und De-
fizite und Starken der jungen Menschen deutlich werden lassen.

Erst die Vielféltigkeit in den Angeboten und ihre Abstimmung untereinander bieten die notwen-
digen Chancen und Voraussetzungen fir eine Zielerreichung.

2. Das gemeinsame Ziel ist ein Leben in Freiheit ohne erneute Straffalligkeit

Es besteht eine gemeinsame gesellschaftliche Verantwortung der staatlichen Institutionen fiir
ein Leben aller Menschen in Freiheit und Sicherheit. Auch héchst unterschiedliche Institutio-
nen (Jugendgericht, Jugendgerichtshilfe, Soziale Dienste der Justiz und Jugendstrafvollzug),
die gepréagt sind durch spezifische Strukturen, eigene Zielsetzungen und Methoden, stellen
sich dieser allgemeinen Aufgabe.

Es geht darum, die den jeweiligen Institutionen anvertrauten jungen Menschen in ihrem Be-
muihen zu unterstitzen, zukinftig ein Leben in Freiheit und sozialer Verantwortung fuhren zu
koénnen.

Das Vollzugsziel der sozialen Integration wird bei jungen Menschen auch zum Erziehungsziel
mit Verfassungsrang. Es beruht auf der Pflicht zur Achtung der Menschenwirde und dem
Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit des staatlichen Strafens.



Das Ziel, der Straffélligkeit von Jugendlichen und Heranwachsenden gemeinsam zu begeg-
nen, stellt die Unterschiedlichkeit der Institutionen nicht infrage. Es erfordert aber eine gegen-
seitige Akzeptanz und Kenntnis des jeweiligen spezifischen Auftrags und der daraus resultie-
renden Handlungsweisen.

3. Jugenddelinquenz ist tuberwiegend Ausdruck einer voribergehenden (kritischen)
Entwicklungsphase

Nach gesicherten Erkenntnissen nationaler wie internationaler Forschung ist delinquentes Ver-
halten junger Menschen weit tiberwiegend episodenhatft.

Spezifische Normabweichungen begleiten die Jugendphase, in der Normen erlernt und ihre
Einhaltung eingelibt werden miissen. Es erfolgt ein Hineinwachsen in die Verantwortlichkeit.
Bei der Uberwiegenden Mehrheit wachst sich dieses Verhalten aus, auch wenn keine staatli-
chen Reaktionen erfolgen.

4. Im Mittelpunkt der gemeinsamen Arbeit steht die langfristig andauernde, intensive
und schwerwiegende Delinquenz als Folge problematischer Entwicklungsprozesse

Bei einer kleinen Gruppe junger Menschen kommt es zu einer andauernden kriminellen Ent-
wicklung, verbunden mit der gehauften Begehung auch schwerer Straftaten.

Mit dieser Gruppe sind die beteiligten Institutionen gleichermal3en konfrontiert. Sie umfasst ca.
5-10 % aller unter 21 Jahre alten Tatverdachtigen (nicht Verurteilten). Sie sind flr einen grof3en
Teil aller Straftaten verantwortlich (etwa 50 %) und weisen eine Kumulation von bekannten
Risikofaktoren auf.

Nur wenn Erziehungsmal3regeln und Zuchtmittel zur Erziehung nicht ausreichen oder die
Schwere der Schuld eines Téaters es erfordert, werden vom Gericht Jugendstrafen verhangt.
Auch gegeniber diesen jungen Menschen ist die Gesellschaft in der Verantwortung.

Sie bendtigen eine langerfristige soziale Unterstiitzung und ein umfassendes Angebot aufei-
nander abgestimmter Hilfen, damit sie ihre Entwicklungsaufgaben konstruktiv bewaltigen kon-
nen.

Dies bericksichtigt auch die Aspekte der tertidren Pravention (z.B. Opferschutz).

5. Die Prognhoseinstrumente sind mit Unsicherheiten behaftet.

Trotz intensiver Bemiuhungen der Wissenschaft gibt es bisher kein allgemein anerkanntes Ver-
fahren, um Legalverhalten sicher vorhersagen zu kénnen. Aussagen uber den Einzelfall sind
nur mit grofRen Unsicherheiten moglich.

Gleichwohl werden vielfaltige Prognoseentscheidungen gesetzlich verlangt. Umso wichtiger
ist es, die zum jeweiligen Einzelfall vorliegenden Informationen zusammenzufiihren und aus-
zutauschen, um die Prognoseunsicherheiten zu minimieren.

Zudem besteht grof3es Interesse an einer objektiven Evaluation sowohl der getroffenen Prog-
nosen als auch der eingesetzten Behandlungsinstrumente, um die Handlungssicherheit in der
Zukunft zu steigern.

6. Jugendstrafe ist letztes Mittel

Die Verhangung einer Jugendstrafe setzt nach § 17 JGG voraus, dass das Gericht auf eine
Straftat mit anderen Mitteln nicht ausreichend reagieren kann. Diese Entscheidung des Ge-
setzgebers hat Gewicht angesichts der Unsicherheit, ob Jugendstrafen geeignet sind, das Ver-
halten eines Straftaters nachhaltig positiv zu beeinflussen.



Der Jugendstrafvollzug zielt zwar darauf ab, die Gefangenen zu befahigen, kiinftig in sozialer
Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu fihren. Dazu wird eine Vielzahl von Beschéfti-
gungs-, Bildungs- und Behandlungsmafnahmen vorgehalten und angewandt.
Freiheitsentzug birgt jedoch auch stets die Gefahr, die Betroffenen aus der Gesellschaft zu
isolieren und ihre Integrationsfahigkeit zu beeintrachtigen. Daher sollte die Freiheitsentziehung
so kurz wie mdglich und so lang wie nétig gehalten werden.

7. Vorzeitige Haftentlassungen sorgen fur Hilfe und Kontrolle nach der Haftzeit

Die Aussetzung eines Strafrestes zur Bewahrung bietet der Bewahrungshilfe die Moglichkeit,
die Jugendlichen und Heranwachsenden nach der Entlassung zu unterstitzen und zu kontrol-
lieren. Ein solcher schrittweiser Ubergang aus der Haft in die Freiheit erhoht die Chancen einer
Legalbewahrung. Regelmalig ist er darum einer VerbuR3ung der Endstrafe vorzuziehen.

Der weite durch den Gesetzgeber gegebene Rahmen fiir die vorzeitige Entlassung bietet die
Gewahr dafur, einen in Hinblick auf den jeweiligen Vollzugsverlauf glinstigen Entlassungszeit-
punkt zu wahlen.

Bei der Gewahrung von Lockerungen mussen das Sicherheitsinteresse der Allgemeinheit be-
ricksichtigt und die Missbrauchsgefahr begrenzt werden. Die vorzunehmenden Prognosen
werden wesentlich von der Kenntnis der vielfaltigen Moglichkeiten der Jugendhilfe und der
Bewahrungshilfe zur Unterstiitzung einer maoglichst frihzeitigen Wiedereingliederung beein-
flusst. Darum ist ein intensiver Informationsaustausch von entscheidender Bedeutung.

Il. Kooperationsvereinbarung

1. Aufnahme in der Untersuchungshaft / Sicherungshaft

Die Aufnahme in Untersuchungshaft/ Sicherungshaft erfolgt in der Regel tiberraschend und ist
besonders belastend fur junge Menschen.

Die Kooperationspartner verfligen zu diesem Zeitpunkt Uber unterschiedliche Informationen
Uber die psychosoziale Situation der jungen Menschen. In der Praxis kommt es auch vor, dass
die Tatsache einer Inhaftierung den Sozialen Diensten der Justiz (SDdJ) erst sehr viel spater
bekannt wird. Deshalb werden die folgenden Ziele vereinbart.

1.1. Kooperationsziel

Das Ziel ist erreicht, wenn alle Kooperationspartner tiber die Aufnahme in der Untersuchungs-
haft/ Sicherungshaft schnell informiert worden sind und sie sich tber ein Angebot aufeinander
abgestimmter Hilfen ausgetauscht haben.

1.2. Leitlinien

e Die Teilanstalt Jugendvollzug teilt der zustéandigen Mitarbeiterin / dem zustandigen Mit-
arbeiter der Jugendgerichtshilfe (JGH) bzw. bei aktuellen Bewahrungsaufsichten auch
den SDdJ umgehend - mindestens aber innerhalb von vier Tagen - die Aufnahme mit.

e Sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der JGH bzw. der SDdJ nicht erreichbar, in-
formiert die Teilanstalt Jugendvollzug die zustandigen Geschéftsstellen der Kooperati-
onspartner.

¢ Nach Eingang der Mitteilung tber die Aufnahme erfolgt umgehend eine Rickmeldung
der JGH an die Teilanstalt Jugendvollzug, mindestens jedoch innerhalb von vier Tagen.

e Nach einer Mitteilung uber die Aufnahme durch die Teilanstalt Jugendvollzug erfolgt
umgehend, mindestens jedoch innerhalb von vier Tagen, eine Rickmeldung durch die
SDdJ, wenn eine aktuelle Bewahrungsaufsicht besteht.

o Die aktuellen Telefon-, E-Mail- und Dienstzeitenlisten werden jahrlich und bei Veran-
derungen gegenseitig zur Verfligung gestellt.



2. Haftprifung

Eine Haftprifung bietet die Mdglichkeit, die Untersuchungshaft/ Sicherungshaft zu beenden.
Die betroffenen jungen Menschen verbinden mit einer Haftprifung die Hoffnung auf eine Ent-
lassung aus der Haft.

Fur die Kooperationspartner bietet sich die Chance, die im Einzelfall vorliegenden Informatio-
nen zusammenzufiihren und ein geeignetes Hilfeangebot abzustimmen, um es dem Gericht,
der Staatsanwaltschaft sowie der Verteidigung zu unterbreiten.

2.1. Kooperationsziel
Das Ziel ist erreicht, wenn alle Kooperationspartner tber den Haftprufungstermin informiert
sind und Mdglichkeiten zur Vermeidung weiterer Haft gemeinsam abgeklart wurden.

2.2. Leitlinien
o Die Kooperationspartner informieren sich umgehend lber anstehende Haftprifungs-
termine.

o Es erfolgt eine Absprache Uber die Teilnahme an Haftprifungsterminen und ein Infor-
mationsaustausch tber Moglichkeiten der Haftvermeidung.

e Die JGH nimmt an den Haftprifungsterminen regelméanig teil.

e Die SDdJ nehmen an Anhodrungsterminen teil, wenn es sich um Sicherungshaft han-
delt.

3. Hauptverhandlung

Eine Hauptverhandlung bedeutet fur junge Menschen eine entscheidende Weichenstellung fur
ihr weiteres Leben.

Den Kooperationspartnern bietet die Hauptverhandlung die Mdglichkeit, durch fachliche Stel-
lungsnahmen psychosoziale und erzieherische Gesichtspunkte in das Verfahren einzubringen
und sich fur Alternativen zur Haft einzusetzen. Der Gefahr, dass junge Menschen durch Frei-
heitsentziehung isoliert und ihre Integrationsfahigkeit beeintrachtig wird, soll so begegnet wer-
den.

3.1. Kooperationsziel

Das Ziel ist erreicht, wenn alle Kooperationspartner tber den Hauptverhandlungstermin infor-
miert sind und fachliche Stellungnahmen und Méglichkeiten zur Haftvermeidung erortert ha-
ben.

3.2. Leitlinien
e Die JGH klart mindestens eine Woche vor der kommenden Hauptverhandlung ab, wer
neben ihr an der Hauptverhandlung teilnimmt.
e Sie informiert sich bei den Kooperationspartnern tber Beobachtungen, Erkenntnissen,
Einschatzungen, Ideen und Planungen.

4. Aufnahme in der Strafhaft

Die Strafhaft stellt fiir junge Menschen einen Lebensabschnitt mit besonderen Schwierigkeiten
dar, der durch Fremdbestimmung und hohe Anpassungsanforderungen geprégt ist. Sie méch-
ten in der Regel moglichst schnell die Haftzeit beenden und wieder in Freiheit leben.

Die Kooperationspartner nutzen diesen Zeitraum, um sich intensiv auszutauschen und von
Beginn an einen schrittweisen Ubergang aus der Haft heraus in die Freiheit vorzubereiten.
Eine frihest mogliche Wiedereingliederung wird angestrebt.

4.1. Kooperationsziel
Das Ziel ist erreicht, wenn die Kooperationspartner tiber den Termin der Vollzugsplankonfe-
renz informiert sind und an der Planung mitgewirkt haben.

4.2. Leitlinien



e Die Teilanstalt Jugendvollzug fuhrt in der Regel innerhalb von sechs Wochen eine Voll-
zugsplanung durch. Die notwendigen Unterlagen gemaf § 31 StVollstrO miissen dazu
vorliegen.

e Zur Vorbereitung auf die Vollzugsplankonferenz nimmt die Teilanstalt Jugendvollzug
Kontakt zu den Kooperationspartnern auf, um Fragen im Einzelfall abzuklaren. Sie holt
Informationen zu Entwicklungs-, Leistungs- und Verhaltensaspekten ein, fragt nach
dem Beginn der Delinquenz, ob eine Suchtproblematik vorliegt und informiert sich tber
bereits erstellte Gutachten.

e Sie informiert die Kooperationspartner rechtzeitig, mindestens jedoch 14 Tage vorher,
Uber den Termin der Vollzugsplankonferenz.

o Die Kooperationspartner geben Ruckmeldung tber ihre Teilnahme an der Vollzugs-
plankonferenz und Auskunft Uber die erwiinschten Informationen, soweit der junge
Mensch dazu seine Einwilligung erteilt hat.

o Bei Vorlage einer Einverstandniserklarung des Insassen wird der JGH-Bericht der Teil-
anstalt Jugendvollzug zur Verfiigung gestellt.

e Vorschlage fur die Vollzugsplankonferenz werden besprochen.

5. Vollzugsplankonferenz

Die Vollzugsplanung bietet den jungen Menschen die Mdglichkeit, sich aktiv an der Gestaltung
der Haftzeit zu beteiligen.

Fur die Kooperationspartner dokumentiert der Vollzugsplan ein umfassendes Bild von Ent-
wicklung und Perspektiven und schafft so Planungssicherheit fur die Haftzeit.

5.1 Kooperationsziel

Das Ziel ist erreicht, wenn alle Kooperationspartner die Méglichkeit bekommen haben, an der
Vollzugsplankonferenz teilzunehmen, sich umfanglich einzubringen und ihnen ein Vollzugs-
plan zur Verfigung gestellt worden ist, der u.a. auch die Kontakte des jungen Menschen zu
den Kooperationspartnern regelt.

5.2 Leitlinien
e Im Vollzugsplan werden detailliert die Vollzugsziele, die Vollzugsdaten und soweit be-
reits planbar der angestrebte Entlassungszeitpunkt festgeschrieben. Die Kontakte zur
JGH und den SDdJ werden mit dem Insassen abgeklart und festgelegt.
e Die Kooperationspartner erhalten die Vollzugsplane, soweit sie zustandig sind.
o Die JGH und die SDdJ nehmen nach fachlichem Ermessen an der Vollzugsplankonfe-
renz teil.

6. Weiterer Haftverlauf

Bei jungen Menschen sind Veranderungen im Haftverlauf der Regelfall. Die Vollzugsplane be-
dirfen deshalb regelm&Rig der Anpassung.

Die Kooperationspartner kénnen diese Veranderungsbereitschaft begleiten und nutzen, um
eine langerfristige soziale Unterstiitzung anzubieten und die jungen Menschen bei der kon-
struktiven Bewaltigung ihre Entwicklungsaufgaben zu unterstitzen.

6.1 Kooperationsziel

Das Ziel ist erreicht, wenn zwischen den Kooperationspartnern ein Informationsaustausch
uber den Haftverlauf erfolgt, die Vollzugsplanfortschreibungen allen Kooperationspartnern zur
Verfligung stehen und die Kontakte zu den Insassen nach fachlichem Ermessen aufrechterhal-
ten werden.

6.2. Leitlinien
o Die Vollzugsplane werden durch die Teilanstalt Jugendvollzug regelmaRig fortge-
schrieben und den Kooperationspartnern zur Verfugung gestellt.
e In den Vollzugsplanfortschreibungen werden die MaRnahmen zur Entlassungsvorbe-
reitung und die Zusammenarbeit mit den Kooperationspartnern konkretisiert.



e Die JGH und der SDdJ treffen gezielte Absprachen tber die Weiterbetreuung der In-
sassen wahrend der Haftzeit.

o Die JGH betreut die Insassen wahrend der Haftzeit weiter und besucht sie in der Regel
alle vier Monate.

7. Vollzugslockerungen

Uber Vollzugslockerungen erhalten die jungen Menschen die Méglichkeit, sich zu erproben,
AulRenbeziehungen aufrecht zu erhalten und wichtige Angelegenheiten auf3erhalb der Teilan-
stalt Jugendvollzug selbstandig zu regeln. Der schrittweise Ubergang aus der Haft in die Frei-
heit erhoht die Chancen einer Legalbewahrung. Dazu gehéren auch Kontakte zu den Koope-
rationspartnern auf3erhalb der Teilanstalt Jugendvollzug, um eine friihzeitige Wiedereingliede-
rung vorzubereiten.

7.1. Kooperationsziel

Das Ziel ist erreicht, wenn Insassen, die Vollzugslockerungen erhalten, die Kooperations-
partner auf3erhalb der Teilanstalt Jugendvollzug aufsuchen, um Hilfsmdglichkeiten zur Wie-
dereingliederung erarbeiten zu kénnen.

7.2. Leitlinien
e Die Teilanstalt Jugendvollzug wirkt darauf hin, dass Insassen, die Lockerungen bekom-
men konnen, die Méglichkeit erhalten, die JGH bzw. die SDdJ in deren Dienststellen
zu besuchen.
o Die Kooperationspartner arbeiten in Einzelfallen zusammen.

8. Entlassungsvorbereitung

Die Phase der Entlassungsvorbereitung gibt den jungen Menschen die Chance, sich aktiv eine
Entlassungsperspektive aufzubauen und sich auf die Zeit nach der Haft vorzubereiten.

Die Kooperationspartner streben eine intensive Zusammenarbeit an, um den durch den Ge-
setzgeber gegebenen weiten Rahmen fir eine vorzeitige Entlassung zu nutzen, eine erfolgrei-
che Wiedereingliederung zu unterstiitzen und einen moglichst glnstigsten Entlassungszeit-
punkt zu wahlen.

8.1 Kooperationsziel

Das Ziel ist erreicht, wenn die Entlassung des jungen Menschen durch die Kooperations-
partner rechtzeitig und in Abstimmung vorbereitet wurde.

8.2. Leitlinien
o Die Teilanstalt Jugendvollzug Ubernimmt die Koordination der Entlassungsvorberei-
tung.

e Die JGH prift rechtzeitig den Bedarf an Leistungen der Jugendhilfe.

o Es erfolgt eine Abstimmung der Kooperationspartner tber die zu treffenden Maf3nah-
men zur Entlassungsvorbereitung.

e Die JGH wird unmittelbar tatig, wenn Jugendhilfemafinahmen als erforderlich angese-
hen werden.

o Bei einer angestrebten vorzeitigen Entlassung (3-4 Monate vor dem voraussichtlichen
Entlassungszeitpunkt) werden die SDdJ im Rahmen von Amtshilfe tatig.

9. Sekundarverfahren

Durch Sekundarverfahren kann sich der Haftverlauf deutlich verandern und verléangern. Fur
die jungen Menschen bedeutet dies eine erhebliche Verunsicherung und Belastung.

Auch fur die Kooperationspartner kénnen sich durch Sekundarverfahren erhebliche Verande-
rungen ergeben, die die bisherigen Planungen infrage stellen.

9.1 Kooperationsziel
Das Ziel ist erreicht, wenn alle Kooperationspartner tber Sekundarverfahren informiert sind
und ein Austausch zur diesbezliglichen Hauptverhandlung stattgefunden hat.



9.2. Leitlinien

e Die JGH ist fur Sekundarverfahren verantwortlich.

e Werden Termine fur Sekundarverfahren bekannt, erfolgt eine gegenseitige Information
der Kooperationspartner, soweit sie zustandig sind.

o Es erfolgt eine Absprache der Kooperationspartner tber die Teilnahme an der Haupt-
verhandlung.

e Die JGH besucht die Insassen vor Hauptverhandlungsterminen in Sekundarverfahren.

e Der Sozialdienst der Teilanstalt Jugendvollzug nimmt auf Anfrage des Gerichts und im
Einzelfall an den Hauptverhandlungen im Sekundarverfahren teil.

¢ In besonderen Einzelfallen nimmt der SDdJ an der Hauptverhandlung im Sekundarver-
fahren teil.

[ll. Controlling

Ausgehend vom gemeinsamen Grundverstandnis und den Inhalten der Kooperationsverein-
barung kommen die Mitglieder der Projektgruppe tberein, dass die Erreichung der in der Ver-
einbarung getroffenen Kooperationsziele grundsatzlich zu Gberprufen ist.

Es herrscht Einverstandnis dartber, dass eine quantitative Erhebung aufgrund der bei den
Kooperationspartnern unterschiedlich bzw. in Teilbereichen gar nicht erhobenen Zahlen nur
begrenzt mdglich ist. Daher soll vor allem der qualitative Austausch tber problematische Ein-
zelfalle zwischen den Kooperationspartnern aufrechterhalten und ggf. intensiviert werden. Ziel
von Erhebungen und des Austausches ist es nicht, mogliches Fehlverhalten einzelner Perso-
nen festzustellen, sondern losgeldst von den handelnden Personen aus moglichen Fehlern far
die Zukunft zu lernen.

Zu einem ersten Austausch zwischen den Kooperationspartnern wird die senatorische Be-
horde fur Justiz und Verfassung sechs Monate nach Inkrafttreten der Kooperationsvereinba-
rung einladen.

Im weiteren Verlauf sollen neben dem permanenten, anlassbezogenem Austausch jahrliche
Treffen jeweils im Dezember dem allgemeinen Austausch und der Erdrterung problematischer
Einzelféalle zur Identifizierung etwaiger struktureller Probleme dienen. Zu diesen Treffen laden
die Kooperationspartner rotierend in der Reihenfolge Jugendgerichtshilfe Bremen, Jugendge-
richtshilfe Bremerhaven, Jugendstrafvollzug, Soziale Dienste der Justiz und Senator fiir Justiz
und Verfassung mit einer Frist von sechs Wochen ein. Zur Vorbereitung der Treffen Ubersen-
den die Kooperationspartner bis spatestens zwei Wochen vor dem Treffen die bis dahin erho-
benen Zahlen und benennen die zu erorternden Einzelfélle.

Hinsichtlich der einzelnen Kooperationsziele wird folgendes Controlling vereinbart:

Ziel 1.1. (Aufnahme in der Untersuchungshaft / Sicherungshaft)
Aus der Sicht aller Beteiligten ist in diesem Bereich kein Controlling erforderlich, da der Infor-
mationsaustausch zwischen den Beteiligten hervorragend funktioniert.

Ziel 2.1. (Haftprufung)

Auch hier findet ein regelméRiger Austausch der Informationen statt.

Es bietet sich dennoch an, dass jeder Kooperationspartner ab 01.01.2010 fir zunéchst sechs
Monate durch eine Negativkontrolle fir seinen Bereich feststellt, ob es Probleme bei der Mit-
teilung von Haftprufungsterminen gegeben hat.



Ziel 3.1. (Hauptverhandlung)

Die SDdJ werden im Rahmen einer Negativkontrolle nicht oder nicht rechtzeitig erfolgte Mit-
teilungen uber Hauptverhandlungstermine in ihrer monatlichen Teamsprecherkonferenz zu-
sammentragen und zur Auswertung zur Verfigung stellen.

Ziele 4.1. und 5.1. (Aufnahme in der Strafhaft und Vollzugsplankonferenz)

Die JVA erfasst die Anzahl der Planungen in einem Jahr getrennt nach der Zustandigkeit von
Bremerhaven und Bremen. Hierbei wird aufgefuhrt in wie vielen Fallen die 14tagige Einla-
dungsfrist eingehalten wurde, in wie vielen Fallen eine Antwort erfolgte und an wie vielen Pla-
nungen eine Teilnahme der Kooperationspartner zugesagt wurde.

Ziel 6.1. (Weiterer Haftverlauf)
Aus der Sicht aller Beteiligten ist in diesem Bereich kein Controlling erforderlich, da der Infor-
mationsaustausch zwischen den Beteiligten problemlos funktioniert.

Ziel 7.1. (Vollzugslockerungen)
Die SDdJ werden Negativkontrollen durchfihren und entsprechende Riickmeldungen geben.

Ziel 8.1. (Entlassungsvorbereitung)

Die JVA und die SDdJ werden die Falle erheben, in denen die EVB nicht richtig funktioniert
hat. Nach den Erhebungen des Jugendvollzuges werden im Jahresdurchschnitt derzeit etwas
mehr als 70% der Insassen vorzeitig entlassen. Die SDdJ werden bei ihrer Beobachtung der
Falle einen Schwerpunkt auf die ErstverbiRRer legen.

Ziel 9.1. (Sekundarverfahren)

Mit den Jugendrichter/innen ist vereinbart worden Jugendhilfe im Strafverfahren/JGH und So-
ziale Dienste der Justiz Bewahrungshilfe parallel Giber Sekundarverfahren zu unterrichten.
Auf der Grundlage dieser Vereinbarung ist es méglich, dass JGH und Bewahrungshilfe in Aus-
tausch treten und geeignete einzelfallbezogene Absprachen zur Ausgestaltung des Verfah-
rens treffen kdnnen.

Die beteiligten Kooperationspartner filhren eine Negativkontrolle durch, deren Ergebnisse in
die turnusméaRigen Gespréache zur Durchfihrung eines qualitativen Controllings einbezogen
werden. Zwischenzeitlich werden Mangel und Probleme die eine Erreichung des Kooperati-
onsziels erschweren, unter Nutzung der tUblichen Kommunikationswege, ausgetauscht.

V. Ressourcenbedarfe

Die Kooperationspartner haben zur Umsetzung der in der Vereinbarung festgelegten Stan-
dards folgende zuséatzliche Ressourcenbedarfe ermittelt:

1. Jugendgerichtshilfe Bremen

Um eine regelmaRige Teilnahme und eine qualifizierte Rickmeldung in allen Fallen sowie
alle aus der Vollzugs- bzw. Entlassungsplanung resultierenden Arbeitsschritte gewéhrleisten
zu konnen, sind ausgehend vom bisherigen durchschnittlichen Fallaufkommen sowie auf der
Grundlage von zusatzlichen Abfragen und Expertenschatzungen und gemittelt fir einen Jah-
reszeitraum, im Bereich der JGH zusatzliche Personalressourcen in Hohe von 0,25 BV erfor-
derlich.

2. Jugendgerichtshilfe Bremerhaven

Ausgehend von einem Gesprach pro Bezirk je Woche mit einer gesamt Zeit von ca. funf Stun-
den ist zur Erfullung aller Ablaufverpflichtungen von einer zusatzlichen wochentlichen Arbeits-
zeit von insgesamt 20 Stunden auszugehen.

3. Teilanstalt Jugendvollzug



Der Jugendvollzug kann die Umsetzung der Kooperationsvereinbarung mit dem vorhandenen
Personalbestand leisten.

4. Soziale Dienste der Justiz

Zur Erfullung der Ziele und Leitlinien erscheint eine Reduzierung der durchschnittlichen Fall/
Klienten-Belastung geboten. Diese lasst sich durch eine Mindestaufstockung des Personal-
bestandes um eine Stelle verwirklichen, womit die aktuelle Durchschnittsbelastung zwar
auch nur auf ca. 96 Klientlnnen sinken wirde, jedoch die sichtbare Personalerhéhung den
individuellen Umgang mit der Gesamtbelastung positiv beeinflussen wiirde.

V. Inkrafttreten

Diese Vereinbarung tritt am 01.03.2010 in Kraft.

Bremen, den
Fur die Jugendgerichtshilfe Bremen

Bremen, den
Fur die Jugendgerichtshilfe Bremerhaven

Bremen, den
Fir die Teilanstalt Jugendvollzug

Bremen, den
Fir die Soziale Dienste der Justiz

Bremen, den
Senator flr Justiz und Verfassung
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Kooperationsvereinbarung
zwischen der Sozialtherapeutischen Abteilung der JVA Bremen und den Sozialen
Diensten der Justizim Lande Bremen

Vorbemerkung

Ein Teil der Inhaftierten der JVA Bremen befinden sich aufgrund von Gewalt- und Sexual-
straftaten

im Strafvollzug. Die zu verbiiRenden Freiheitsstrafen umfassen i.d.R. einen mehrjahrigen
Zeitraum. Zum Teil sind im Vorfeld der zu vollstreckenden Freiheitsstrafen erfolglose Mal3re-
geln der Besserung und Sicherung im Sinne des § 64 StGB durchgefihrt worden. Insgesamt
weist diese Gruppe der Inhaftierten eine umfangliche multiple psychosoziale Problemlage
auf. Diese Problemlagen stehen in direkter Wechselwirkung zu den begangenen Straftaten
und erfordern Behandlungsmafinahmen, die eine erfolgreiche Resozialisierung gewahrleis-
ten kdnnen. Diese MaRnahmen sollen die Inhaftierten in die Lage versetzen, nicht

wieder ruckfallig zu werden.

Fur diesen Personenkreis ist seit Ende Februar 2015 in der JVA Bremen eine besondere Ab-
teilung eingerichtet worden, die eine Sonderform des Strafvollzugs darstellt und die eine So-
zialtherapie beinhaltet. Diese sozialtherapeutische Abteilung verfiigt tber 20 Platze. Diese
behandlungsorientierte Vollzugsform hat zum Ziel, vor allem allgemeine soziale Fahig- und
Fertigkeiten zu vermitteln, die die wesentlichen Voraussetzungen im Umgang und in der
Kommunikation mit anderen Menschen sind. Auf der Grundlage der therapeutischen Ge-
meinschaft

bedient sich der Behandlungsverlauf psychotherapeutischer, sozialpddagogischer

und arbeitstherapeutischer Methoden (8 17 des Bremischen Strafvollzugsgesetzes). Mit der
Aufnahme in die sozialtherapeutische Abteilung und Beginn der Behandlung wird ein Entlas-
sungszeitpunkt angestrebt, zu dem die Behandlung abgeschlossen ist oder in ambulanter
Form nach der Haftentlassung fortgesetzt wird.

Nach der Haftentlassung ist aufgrund der Strafhéhe oder des Delikts i.d.R. von der Anord-
nung der Fuhrungsaufsicht auszugehen. Dartiber hinaus kann bei einer vorzeitigen Entlas-



sung eine Bewahrungsaufsicht angeordnet werden. Sowohl bei der Fihrungs- als auch Be-
wahrungsaufsicht konnen behandlungsorientierte MaRnahmen festgelegt werden, die eine
intensive ambulante Betreuung erfordern. Auch die Weisungen im Rahmen der Fuhrungsauf-
sicht sowie die Auflagen und Weisungen im Falle einer Bewahrungsaufsicht bedurfen der
helfenden und kontrollierenden Begleitung durch das Personal eines ambulanten Dienstes
der Straffalligenarbeit. Hierflir sind in Bremen die Sozialen Dienste der Justiz (SDdJ) zustan-
dig.

Ausgehend von der Vereinbarung zum Ubergangsmanagement fiir den Bereich inhaftierter
erwachsener Manner soll die Vernetzung zwischen sozialtherapeutischer Abteilung und
SDdJ die Hilfs- und Kontrollmdglichkeiten beider Institutionen im Sinne eines erfolgreichen
Resozialisierungsprozesses fur die Haftentlassenen gewahrleisten.

1. Allgemeine Ziele der Zusammenarbeit

Die beiden Institutionen kooperieren mit dem Ziel, die Inhaftierten und Haftentlassenen in die
Lage zu versetzen, zukunftig nicht mehr rickfallig zu werden.

Um die besondere Behandlungssituation der sozialtherapeutischen Abteilung und die Mog-
lichkeiten nachfolgender ambulanter MaBhahmen im Interesse eines erfolgreichen Resoziali-
sierungsprozesses zu gewahrleisten, vertiefen und erweitern beide Institutionen durch diese
Vereinbarung ihre vertrauensvolle Zusammenarbeit.

Im Mittelpunkt stehen dabei eine Abstimmung und Verzahnung der Hilfen sowie Kontroll-
mafnahmen im Einzelfall. Ebenso ist ein institutionsubergreifendes Informationsmanage-
ment zwischen sozialtherapeutischer Anstalt und den SDdJ zielgerichtet zu gewahrleisten.

2. Spezifische Kooperationsziele

In der sozialtherapeutischen Abteilung befinden sich Inhaftierte, die sich in Strafhaft befinden
und i.d.R. mehrjahrige Haftstrafen verblfen. Aufgrund der Haftdauer oder des Anlassdelikts
ist i.d.R. mit der Anordnung von Fuhrungsaufsicht zu rechnen.

Das Kooperationsziel ist erreicht, wenn ein fachlicher Informationsaustausch zwischen den
Kooperationspartnern tiber die in der sozialtherapeutischen Anstalt befindlichen Insassen er-
folgt.

Darlber hinaus, wenn bei Bedarf gemeinsam Maf3nahmen vorbereitet werden, die nach der
Entlassung fort- oder durchgefiihrt werden sollen.

3. Handlungsleitlinien fir die Zusammenarbeit

* Die SDdJ teilt der sozialtherapeutischen Abteilung namentlich diejenigen Mitarbeiterinnen
mit, die als Ansprechpartnerinnen zur Verfugung stehen. Dabei ist fijr Bremerhaven, Bremen-
Nord und fur den stadtbremischen Bereich jeweils ein/e Mitarbeiterin zu benennen. ¢ Die so-
zialtherapeutische Abteilung stellt eine Liste mit den Namen der Insassen zur Verfigung.
Uber den Behandlungsverlauf sowie deren zukiinftige Entlassungsperspektive erfolgt mit den
benannten Mitarbeiterinnen ein kontinuierlicher Austausch.

* Neun Monate vor der geplanten Haftentlassung benennen die SDdJ eine/n Mitarbeiterin,
die/der im Falle der Haftentlassung die Fuhrungs- oder Bewahrungsaufsicht tbernimmt.
Diese/r wird nunmehr Ansprechpartnerin der sozialtherapeutischen Abteilung.

* In der Phase der Entlassungsvorbereitung und Im Vorfeld der Beschlussfassung der Fih-
rungs- oder Bewéahrungsaufsicht finden die notwendigen, auf den Einzelfall bezogenen Ab-
sprachen uber die erforderlichen Malinahmen statt.

Bremen, Januar 2017

(Anstaltsleiter JVA Bremen) (Sozialtherapeutische Abteilung) (Soziale Dienste der Justiz)
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Willenserklarung

zur Kooperationsvereinbarung vom 09.06.2015

zwischen

den Sozialen Diensten der Justiz im Lande Bremen, Am Wall 193, 28195 Bremen
und

dem Verein Bremischen Straffalligenbetreuung, Faulenstr. 48-52, 28195 Bremen

Die Frist Uber die Gultigkeit der am 09.06.2015 getroffenen Kooperationsvereinbarung wird
verlangert
bis zum 31.12.2024.

Bremen, 07.03.2019

Elke Bahl Helmut Schwiers



Die Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen (SDdJ),
Am Wall 193, 28195 Bremen

und der

Verein Bremische Straffalligenbetreuung,
Faulenstral3e 48-52, 28195 Bremen

schlieRen die nachstehende
Kooperationsvereinbarung

1. Zielsetzung

Die Sozialen Dienste der Justiz und der Verein Bremische Straffalligenbetreuung
kooperieren zum Zwecke der Verbesserung der Lebenslage und der (Re-) Integration
der gemeinsamen Klientel.

Sind strafféallige Menschen gleichzeitig Klientinnen der SDdJ und Betreute des Vereins
Bremische Straffalligenbetreuung (IBEWO - Wohnprojekt Rembertistraf3e 5) sind
sich die Organisatoren ihrer besonderen Verantwortung fur ein abgestimmtes und
koordiniertes Vorgehen bewusst.

Die Organisationen begreifen ihre Kooperationsbeziehungen als gemeinschaftliche
Aufgabe und verpflichten sich bei der Umsetzung dieser Vereinbarung in jeder Hinsicht
zu einer vertrauensvollen Zusammenarbeit.

2. Inhalte der Zusammenarbeit

Die Vereinbarenden verpflichten sich unter Beachtung datenschutzrechtlicher
Bestimmungen zum gegenseitigen internen Austausch von Informationen beziglich der
personlichen, sozialen, beruflichen und wirtschaftlichen Entwicklungen der
gemeinsamen Klientinnen, soweit dies fur die Arbeit des jeweils anderen
Kooperationspartners erforderlich ist. Voraussetzung ist die vorherige Zustimmung
des/der Klienten/in, die jederzeit von diesen auch wieder zurickgenommen werden
kann.

3. Form der Zusammenarbeit

3.1. Die Aufnahmephase

3.1.1. Inhaftierte der JVA Bremen
Sollen Inhaftierte der JVA Bremen, die nach Entlassung der Bewahrungs- oder
Fuhrungsaufsicht unterstehen, im Wohnprojekt Rembertistrale 5 aufgenommen
werden, informiert der Verein Bremische Straffélligenbetreuung (VBS) die SDdJ

hiertiber.

Die SDdJ benennen zeitnah eine/n zustandige Ansprechpartner/in und geben
daruber eine Rickmeldung.

Die Zentralen Wirtschaftlichen Hilfen im AfSD werden in Fallen bremischer
Kostentragerschaft im Rahmen der Verwaltungsanweisung zu 8§ 68 Abs. 1 Satz 2
SGB Xl (Gesamtplanverfahren) beteiligt.

3.1.2. Inhaftierte in auswartiger JVA bzw. Betreute in auswaértiger Einrichtung



Sofern eine Aufnahme eines Klienten aus einer JVA oder einer anderen Einrichtung
aus einem anderen Bundesland geplant ist, informiert der VBS friihzeitig die SDdJ.
Dafur gilt folgendes Verfahren:

1. Bei Klienten, die unter die Regelungen von HEADS fallen und bei denen
Fuhrungsaufsicht angeordnet wurde, wird durch die Geschaftsfihrerin des
VBS zu einer Fallkonferenz eingeladen. An dieser Fallkonferenz nehmen
Vertreterinnen von HEADS, SKJF, Abteilung Soziales (b.a.w. vertreten durch
400-34-4) und den SDdJ teil. Die Fallkonferenz spricht eine Empfehlung aus.

2. Bei Klienten, die eine Sexualstraftat nach den 88 174 bis 184 StGB begangen
haben und bei denen Bewahrungsaufsicht angeordnet wurde, werden die

SDdJ durch den VBS zu einer Fallkonferenz eingeladen. Die Fallkonferenz
spricht eine Empfehlung aus.

3. Bei Klienten bei denen Fiihrungsaufsicht angeordnet wurde oder bei denen
eine Bewahrungsaufsicht mit Weisungen/Auflagen fir Abstinenzverhalten und
TherapiemalRhahmen (einschl. sozialtherapeutischer Angebote) besteht, ladt
der VBS die SDdJ zu einer Fallkonferenz ein. Die Fallkonferenz spricht eine
Empfehlung aus.

4. Sofern den SDdJ bekannt ist, dass in den beschriebenen Fallen eine
Aufnahme in Wohnprojekt Rembertistral3e 5 erfolgen soll, bitten sie im Fall Nr.
1 den VBS um Einberufung einer Fallkonferenz. In den Fallen Nr. 2 und 3.
kénnen auch die SDdJ zu einer Fallkonferenz mit dem VBS einladen.

5. Die Einladung des VBS zu einer Fallkonferenz geht an die Geschéftsstelle
der SDdJ. Die Mitteilung wird in die fur die Einrichtung regional zustandige
Arbeitsgruppe weitergeleitet.

6. Von den SDdJ nimmt an der Fallkonferenz ein/e Mitarbeiterin der regional
zustandigen Arbeitsgruppe teil. Diese/r teilt nach einer Aufnahme die
personelle Zustandigkeit der SDdJ dem Wohnprojekt mit.

7. Sofern bei den Fallen nach den Ziffern 1. bis 4. nicht gesichert ist, dass der
jeweils zustandige auswartige Kostentrager die Kosten tbernimmt, sind zu der
Fallkonferenz auch die Zentralen Wirtschaftlichen Hilfen des AfSD einzuladen.

3.2. Aufenthaltsphase

Wahrend des Aufenthalts im Wohnprojekt Rembertistral3e 5 treffen die fallfihrenden
Mitarbeiterinnen beider Organisationen Absprachen tber den Betreuungsverlauf. An
diesem Gespréach nimmt auch die/ der betroffene Klientin teil.

Sofern unvorhergesehene wesentliche Veranderungen bei den gemeinsamen
Klientinnen eintreten, insbesondere solche, die ihre Wohnsituation betreffen (z. B. U-Haft,
Wegzug 0.4.), informieren sich die Mitarbeiterinnen beider Organisationen

gegenseitig.

In Fallen bremischer Kostentragerschaft gilt die Verwaltungsanweisung zu § 68 Abs. 1
Satz 2 SGB XIlI (Gesamtplanverfahren).

3.3. Abschlussphase

Sofern fur das Betreuungsverhaltnis mit dem VBS oder bei den SDdJ eine Beendigung
angestrebt wird oder dieses zu beenden ist. informieren sich die zustandigen



Mitarbeiter rechtzeitig hiertber.
In Fallen bremischer Kostentréagerschaft gilt die Verwaltungsanweisung zu § 68 Abs. 1
Satz 2 SGB XIlI (Gesamtplanverfahren).

4. Gemeinsame Besprechungen/Controlling

Der Verlauf der Kooperation ist unter Festlegung einer Tagesordnung mindestens
einmal jahrlich gemeinsam von den zustandigen Mitarbeiterinnen der regional
zustandigen Arbeitsgruppe der SDdJ und den zustandigen Mitarbeiterinnen des VBS
zu besprechen. Bei Bedarf kdnnen die Beteiligten auch zusatzliche
Besprechungstermine vereinbaren.

5. Dauer der Kooperationsvereinbarung

Die Kooperationsvereinbarung wird fur 3 Jahre geschlossen. 3 Monate vor Ablauf
dieser Frist treffen die Beteiligten zu einem Meinungs- und Erfahrungsaustausch tber
die Wirksamkeit der Vereinbarung und Verénderungswinsche zusammen. Die
Vereinbarung verlangert sich um weitere 3 Jahre durch Willenserklarung der
Kooperationspartner.

Bremen, den 09.06.2015

Elke Bahl Klaus Kenklies



§8

Il. Organisation des Dienstbetriebes

Einrichtung und Bezeichnung der Dienststelle

(1)

(2)

Im Geschéftsbereich des Senators flr Justiz und Verfassung wird zum
01.01.2011 eine Dienststelle mit der Bezeichnung ,Soziale Dienste der Justiz
im Lande Bremen*“ gebildet.

Die Dienst- und Fachaufsicht Uber die Dienststelle Soziale Dienste der Justiz
im Lande Bremen obliegt dem Senator fur Justiz und Verfassung. Die Wei-
sungsbefugnis des Gerichts nach § 56d Absatz 4 Satz 2 und nach § 68a Ab-
satz 5 des Strafgesetzbuches bleibt unberihrt.



§9

Leitung der Dienststelle der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bre-

men

(1)

(2)

3)

(4)

Die Dienststellenleiter*in der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen
wird durch den Senator fur Justiz und Verfassung bestellt. Die Dienststellen-
leiter*in soll das in der Allgemeinen Verfligung des Senators fir Justiz und
Verfassung uber die Anforderungsprofile fir die Berufsgruppen bei den Ge-
richten und Staatsanwaltschaften vom 20. Dezember 2007 in § 2 C Il formu-
lierte Anforderungsprofil fir die Dienststellenleiter*in der Sozialen Dienste der
Justiz im Lande Bremen erfillen.

Der Dienststellenleiter*in obliegt die Dienst- und Fachaufsicht tber die Mitar-
beiter*innen der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen.

Der Senator fur Justiz und Verfassung bestellt eine standige Vertreter*in fur
die Aufgaben der Dienststellenleiter*in. Die standige Vertreter*in soll das in
der Allgemeinen Verfugung des Senators fur Justiz und Verfassung tber die
Anforderungsprofile fur die Berufsgruppen bei den Gerichten und Staatsan-
waltschaften vom 20. Dezember 2007 in 8 2 C Il formulierte Anforderungs-
profil fir die Dienststellenleiter*in der Sozialen Dienste der Justiz im Lande
Bremen erfillen.

Die Dienststellenleiter*in kann einzelne ihr oder ihm obliegende Aufgaben
auch anderen sozialpadagogischen Mitarbeiter*innen zur Wahrnehmung in
ihrem oder seinem Auftrag Ubertragen.
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Verfugung
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Bremen, 29.04.2019

Gemal § 9 der Allgemeinen Verfiigung des Senators fur Justiz und Verfassung vom
21.02.2019, in Kraft getreten am 01.04.2019, werden folgende Verfligungen aufgehoben:

1. Die Verfiigung zu § 7 der AV ,Ubergangsmanagement Sozialen Diensten der
Justiz und Vollzugsabteilung 23 JVA*“ vom 01.01.2012 wird aufgehoben.

2. Die Verfugung zu 8 9 der AV ,Haushaltssachbearbeitung durch Frau

Widorski-Kitzmann“ vom 25.05.2011 wird aufgehoben.

Die Verfiigung zu 8§ 9 der AV ,Urlaubsvertretung des Leiters der Dienststelle
der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen* vom 20.09.16, in Kraft ge-
treten am 22.09.2016, wird aufgehoben (Zeitablauf).

Die Verfigung zu 8§ 9 der AV ,Geschéftsverteilung fir den/ die Referentln und
seiner/ ihrer Vertreterln“ vom 01.01.2005, in Kraft getreten am 01.01.2005,
wird aufgehoben.

. Die Verfugung zu 8 10 der AV ,Aufteilung der bisherigen Arbeitsgruppe Mitte-
West in die Arbeitsgruppe Mitte und die Arbeitsgruppe West* vom 01.01.2017
wird aufgehoben.

Die Verfigung zu 8§ 10 der AV ,, Ausgleich der Arbeitsbelastung zwischen dem
Bezirk Ost und der AG Frauen“ vom 14.09.2004 wird aufgehoben (Fristablauf
am 31.03.2005).

Die Verfiigung zu 8§ 10 der AV ,Regelung der Verteilung der Arbeitsauftrage
zwischen den Arbeitsgruppen® vom 15.12.2014 wird aufgehoben.

Die Verfiigung zu § 10 und § 15 der AV ,Verwaltungs- und Bearbeitungsab-
lauf fir das Verfahren “Gerichtshilfe im Ermittlungs- und Hauptverfahren fur
strafféllige Frauen ab dem 01.Januar 2016“ vom 14.12.2015 wird aufgeho-

ben.

. Die Verfugung zu 8 15 der AV ,Regelungen der Verteilung der Arbeitsauftrage
zwischen den Arbeitsgruppen” vom 30.05.2006 wird aufgehoben.



10. Die Verfugung zu 8 16 der AV ,Vorbereitung zum Abschluss eines Auftrages*
vom 03.03.2004 wird aufgehoben

11. Die Verfugung zu 8 16 der AV ,Hinweise zum Abschluss von Bewahrungshil-
fevorgangen — Vermerk” vom 31.07.2007 wird aufgehoben.

12. Die Verfugung zu 816 der AV ,Wohnungs- und Arbeitsstellennachweis bei Ak-
tenanlage* vom 23.03.2010 wird aufgehoben.

13. Die Verfugung zu 8 21 und 8§ 23 der AV ,Durchfiihrung von Bewahrungsauf-
sichten“ vom 03.03.2004 wird aufgehoben.

14. Die Verfugung zu 8 23 der AV ,Durchfiihrung von Bewahrungsaufsichten —
Arbeitsplan” vom 29.12.2005 wird aufgehoben.

15. Die Verfugung zu 8 25 und § 26 der AV ,Durchfiihrung von Gerichtshilfeauf-
tragen“ vom 03.03.2004 wird aufgehoben.

16. Die Verfugung zu 8 26 der AV ,Erhebung zur Tilgung von Geldstrafen* vom
03.06.2014 wird aufgehoben (Zeitablauf).

17. Diese Verfugung tritt zum 01.06.2019 in Kraft.

Bremen, 29.04.2019

-Helmut Schwiers-



8§10 Arbeitsgruppen

(1) Die Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen sind regional gegliedert in
die Arbeitsgruppen Bremen-Mitte, Bremen-Ost, Bremen-Siid, Bremen-West,
Bremen-Nord sowie Bremerhaven.



Anlage 1 zu § 10

Soziale Dienste der Justiz o Freie
im Lande Bremen % Hansestadt
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Bremen, 29.04.2019

Verfugung
Neuorganisation der Arbeit mit delinquenten Frauen bei den Sozialen Diensten der
Justiz im Lande Bremen

Erganzend zu § 10 und 8 15 der Allgemeinen Verfligung des Senators fur Justiz und Ver-
fassung vom 21.02.2019, in Kraft getreten am 01.04.2019, wird die Arbeit mit delinquenten
Frauen wie folgt geregelt:

1. Arbeitsauftrage fur Klientinnen werden im Arbeitsfeld Bewahrungs- und Fuhrungsauf-
sicht durch sozialpéddagogische Mitarbeiterinnen ibernommen, in deren Region die
Klientinnen ihren Wohnsitz haben.

Diese Zustandigkeitsregelung gilt auch bei Klientinnen, die bei einem sozialpadagoqgi-
schen Mitarbeiter unter Bewahrungs- und Fihrungsaufsicht standen und erneut be-
treut werden sollen, soweit keine wichtigen Grinde dagegen sprechen.

Ansonsten bleibt der Grundsatz der durchgehenden Betreuung unberthrt.

2. Arbeitsauftrage fur Klientinnen im Arbeitsfeld der Gerichtshilfe sollen durch sozialpa-
dagogische Mitarbeiterinnen bernommen werden, in deren Region die Klientinnen
wohnen, soweit keine wichtigen Griinde dagegensprechen.

3. Der Arbeitskreis ,Arbeit mit delinquenten Frauen® koordiniert die Aufgabenwahrneh-
mung in Absprache mit der Dienststellenleitung.

4. Von den Regelungen Pkt. 1-3 kann nur im Einvernehmen mit der Dienststellenleitung
abgewichen werden.

5. Die Verfiigung zur Neuregelung der ,Arbeitsgruppe Siid und Frauen® vom
14.11.2005, in Kraft getreten am 01.01.2006, wird aufgehoben.

6. Die Verfugung ,Neuorganisation der Arbeit mit delinquenten Frauen bei den Sozialen
Diensten der Justiz im Lande Bremen* vom 27.12.2016, in Kraft getreten zum



01.01.2017, wurde im Rahmen der Uberarbeitung des Handbuchs der Sozialen
Dienste der Justiz im Lande Bremen redaktionell verandert. Sie wird aufgehoben.

7. Die Verfugung tritt zum 01.06.2019 in Kraft

Bremen, 29.04.2019

-Helmut Schwiers-



8§11 Aufgaben der Arbeitsgruppen

(1)

(2)

Jede Arbeitsgruppe nimmt die ihr zugewiesenen Aufgaben der Bewé&hrungs-
hilfe, der Fuhrungsaufsicht, der Gerichtshilfe fir Erwachsene, der Amtshilfe
und der formlosen Betreuung mit den der Arbeitsgruppe zugeordneten Mitar-
beiter*innen einheitlich wahr.

Soweit es die Aufgabenerfillung zulasst, konnen die Mitarbeiter*innen Rege-

lungen treffen, wonach einzelne Mitarbeiter*innen Teilaufgaben tberwiegend
erledigen.
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Abwesenheitszeiten, Urlaubs- und Krankheitsvertretung
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Bremen, 29.04.2019

Erganzend zu 8 11 der Allgemeinen Verfiigung des Senators fir Justiz und Verfassung
vom 21.02.2019, in Kraft getreten am 01.04.2019, werden die Abwesenheitszeiten sowie die

Urlaubs- und Krankheitsvertretung wie folgt geregelt:

1. Urlaubsvertretungen sind innerhalb der Arbeitsgruppen zu organisieren und festzule-

gen.

2. Zur Vorbereitung auf einen mehrwéchigen Urlaub hat die sozialpadagogische Mitar-

beiter*in

a. aktuelle Berichtsanforderungen vor Urlaubsantritt zu erledigen

b. Klient*innen Uber die Urlaubszeit angemessen zu unterrichten sowie den Hin-
weis auf eine mogliche Urlaubsvertretung bei dringenden Anlédssen zu geben

c. Klienttinnen mit besonderen Problemlagen in einem Ubergabegesprache zu

Ubergeben

3. Bei kurzfristigen Abwesenheitszeiten oder Erkrankungen informiert sich der Innen-
dienst der Arbeitsgruppe uber aktuelle fachliche Notwendigkeiten und Bedarfe.

4. Bei langfristigen Abwesenheitszeiten oder Erkrankungen, die vorhersehbar sind oder
die vier Wochen uberschreiten, werden die Aufgaben, die sich aus den Bewahrungs-
und Fuhrungsaufsichten sowie den Gerichtshilfen, Amtshilfen und formlosen Betreu-
ungen ergeben, auf die sozialp&dagogischen Mitarbeiter*innen der Arbeitsgruppe

Ubertragen.



Bei langfristigen Abwesenheitszeiten oder Erkrankungen (Uber vier Wochen) infor-
miert die Arbeitsgruppe die Dienststellenleitung Uber die Vertretungsregelung.

Bei langfristigen Abwesenheitszeiten oder Erkrankungen werden bei Bedarf die zu-
standigen Gerichte und Staatsanwaltschaften sowie die Klient*innen angemessen in-
formiert.

Die Verfiigung ,Regelungen fir Urlaubs- und Krankheitsvertretung zu 8 3 AV des
SJF* vom 06.06.2001 wird aufgehoben.

Die Verfligung tritt zum 01.06.2019 in Kraft.

Bremen, 29.04.2019

-Helmut Schwiers-



§ 12 Geschéaftsordnung der Arbeitsgruppen

(1)

(2)

3)

(4)

(5)

(6)

(7)

Die Arbeitsgruppen geben sich eine Geschéaftsordnung. Diese regelt insbe-
sondere:

a. Die Zuordnung der Klient*innen nach fachlichen Kriterien in Abstim-
mung mit den Mitarbeiter*innen, soweit eine namentliche Bestellung
durch das Gericht nicht erfolgt ist.

b. Die Benennung der zusténdigen sozialpddagogischen Mitarbei-
ter*innen und deren Vertreter*innen fur die fachliche Schwerpunkt-
arbeit (8 17).

C. Die Sicherstellung der Durchfihrung der Beschliisse der Arbeits-
gruppe.

d. Die Koordination der Aufgabenwahrnehmung in der Arbeitsgruppe.

Die Sicherstellung und Forderung der kollegialen Beratung der Mit-

arbeiter*innen.

Das Einbringen und die Umsetzung fachlicher Erkenntnisse.

Die Planung, Durchfiihrung und Koordination einzelfallibergreifen-

der Angebote und Aktivitaten.

Die fachliche Vertretung der Arbeitsgruppe.

Die Geschaftsordnung und ihre Anderungen bediirfen der Zustim-

mung der Dienststellenleiter*in der Sozialen Dienste der Justiz im

Lande Bremen.

®

~z @

Jede Arbeitsgruppe halt mindestens alle 14 Tage eine Dienstbesprechung ab,
deren wesentliche Ergebnisse protokolliert und aktenkundig gemacht werden.

Jede Arbeitsgruppe regelt, dass in den verfiigten Offnungszeiten eine sozial-
padagogische Mitarbeiter*in in den Dienstrdumen personlich erreichbar ist.

Jede Arbeitsgruppe regelt die Teilnahme an den von der Dienststellenleiter*in
einberufenen Fachgruppen.

Die freiwillige Teilnahme an Arbeitskreisen wird in den Arbeitsgruppen gere-
gelt.

Jede Arbeitsgruppe legt der Dienststellenleiter*in zum 31.03. eines jeden Jah-
res einen Erfahrungsbericht Uber ihre Tatigkeit im abgelaufenen Jahr vor. Al-
ternativ fuhrt die Arbeitsgruppe einen Evaluationstag durch und berichtet der
Dienststellenleiter*in ausfihrlich Giber das Ergebnis.

Von den in Abs. 1 bis Abs. 5 getroffenen Regelungen kann nur im Einverneh-
men mit der Dienststellenleiter*in abgewichen werden.
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Bremen, 29.04.2019

Erganzend zu 8 12 der Allgemeinen Verfiigung des Senators fir Justiz und Verfassung
vom 21.02.2019, in Kraft getreten am 01.04.2019, werden die Erfahrungsberichte der Ar-

beitsgruppen und Evaluationstage wie folgt geregelt

1. Die Erfahrungsberichte oder Evaluationstage der Arbeitsgruppen dienen als Instru-
ment systematischer Evaluation und Reflexion der Arbeitsergebnisse des zurlcklie-
genden Jahres sowie der Planung und Organisation zukunftiger Aktivitaten.

Die Erfahrungsberichte sind bis spatestens zum 31.03. jeden Jahres zu erstellen.

Die Erfahrungsberichte sollen das Zahlenmaterial der Arbeitsgruppe darstellen und

bewerten, einen thematischen Schwerpunkt ausfiihrlich beschreiben sowie Angaben
zu zukunftigen (fachlichen) Aktivitaten machen.

Erstellt die Arbeitsgruppe keinen Erfahrungsbericht, so ist ein Evaluationstag durch-
zufiihren.

Die Evaluationstage sollen im ersten Quartal des Jahres stattfinden. Uber das Ergeb-
nis des Evaluationstages ist gegenuber der Dienststellenleitung zeitnah und ausfiihr-
lich zu berichten.

Die Verfugung ,Erfahrungsberichte der Arbeitsgruppen“ vom 10.01.2006 wird aufge-
hoben.

Die Verfligung tritt zum 01.06.2019 in Kraft.

Bremen, 29.04.2019

-Helmut Schwiers-
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Neuregelung der Prasenz- und Sprechzeiten bei den Sozialen Diensten der Justiz

Erganzend zu § 12 und § 18 der Allgemeinen Verfligung des Senators fur Justiz und Ver-
fassung vom 21.02.2019, in Kraft getreten am 01.04.2019, werden die Prasenz- und Sprech-

zeiten wie folgt geregelt:

1. Jede sozialpddagogische Mitarbeiter*in gewahrleistet eine Prasenzzeit einmal
wdchentlich, jeweils montags, von 14.00 bis 18.00 Uhr. Es besteht keine Ver-

pflichtung, die achtstiindige Dienstzeit zu Uberschreiten.

2. Die regionalen Arbeitsgruppen gewahrleisten analog zu den Grundsatzen der
gleitenden Arbeitszeit vom 10.02.2007 folgende Prasenzzeiten:

- montags von 9.00 bis 14.00 Uhr

- dienstags bis donnerstags von 9.00 bis 15.00 Uhr

- freitags von 9.00 bis 13.30 Uhr

3. Entsprechend den Prasenzzeiten regeln die Arbeitsgruppen die Verantwortlichkei-
ten. Sie benennen jeweils die verantwortliche sozialpadagogische Mitarbeiter*in.

4. Die sozialpadagogischen Mitarbeiter*innen kénnen Sprechzeiten fir die Klientel

bestimmen.

5. Die getroffenen Regelungen sind in den jeweiligen Geschéftsordnungen der regi-

onalen Arbeitsgruppen darzulegen.

6. Anderungen oder Abweichungen bediirfen der Zustimmung durch die Dienststel-

lenleitung.
Die Verfigung vom 25.07.1997 entféllt.

Die Verfligung vom 14.03.2017, in Kraft getreten zum 01.04.2017, wurde im Rah-
men der Uberarbeitung des Handbuchs der Sozialen Dienste der Justiz im Lande
Bremen redaktionell verandert. Sie wird aufgehoben.

Die Verfligung tritt zum 01.06.2019 in Kraft.



Bremen, 29.04.19

-Helmut Schwiers-
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Verfugung
Fachliche Schwerpunktbildung fur Zielgruppen

Erganzend zu § 12 und 8§ 17 der Allgemeinen Verfligung des Senators fur Justiz und Ver-
fassung vom 21.02.2019, in Kraft getreten am 01.04.2019, wird die fachliche Schwerpunkt-
setzung fur Zielgruppen wie folgt geregelt

1)

2)

3)

4)

5)

6)
7

Fur Zielgruppen, die einer besonderen Hilfe und Betreuung und/ oder einer intensiven
Kontrolle bedirfen, werden fachliche Schwerpunkte gebildet.

Es werden fachliche Schwerpunkte gebildet fur

a) delinquente Frauen

b) delinquente Jugendliche und Heranwachsende

c) Sexualstraftater

d) Klient*innen mit gravierender Gewaltproblematik

Die zustandigen sozialpadagogischen Mitarbeiter*innen und deren Vertreter*innen,
die fur die fachliche Schwerpunktarbeit zustandig sind, werden in den Geschéftsord-
nungen der Arbeitsgruppen benannt.

Erganzende fachliche Standards fiir die Zielgruppen sind zu beachten.

Soweit nicht gleich ersichtlich, ist in der Falliibersicht zu dokumentieren, wenn Kli-
ent*innen einer Zielgruppe angehoren und einem Schwerpunkt zugeordnet wurden.

Die ,Verfligung zur Schwerpunktbildung“ vom 20.11.2007 wird aufgehoben.
Die Verfligung tritt zum 01.06.2019 in Kraft.

Bremen, 29.04.2019

-Helmut Schwiers-



§13

Sprecher*in

(1)

)

®3)

Jede Arbeitsgruppe wahlt oder benennt eine Teamsprecher*in fir jeweils min-
destens ein Jahr.

Die Teamsprecher*in vertritt die Arbeitsgruppe sowohl gegentber der Dienst-
stellenleitung als auch in der Konferenz der Teamsprecher*innen. Sie ist ver-
antwortlich fir den gegenseitigen Informationstransfer.

Kann oder will eine Arbeitsgruppe eine Teamsprecher*in nicht wahlen oder
benennen, bestimmt die Dienststellenleiter*in eine Mitarbeiter*in, die oder der
diese Funktion zu tibernehmen hat.



8§ 14 Konferenz der Teamsprecher*innen

(1)

(2)

Die Teamsprecher*innen der Arbeitsgruppen sowie die Dienststellenleiter*in
sowie seine Vertreter*in bilden die Konferenz der Teamsprecher*innen. Die
Konferenz tritt in monatlichen Abstdnden zusammen. Sie hat die Dienststel-
lenleitung bei der Erledigung der Aufgaben und in allen fachlichen Fragen zu
beraten. Sie entwickelt Vorschlage fur die Lésung aufgetretener Probleme, sie
erdrtert Fachfragen und erarbeitet Stellungnahmen. Die Konferenz bildet auch
das Forum fir den gegenseitigen Informationsaustausch zwischen den ein-
zelnen Arbeitsgruppen.

Hélt es die Dienststellenleiter*in oder eine der Arbeitsgruppen fir erforderlich,
aul3erhalb der vereinbarten Termine die Konferenz einzuberufen, so ladt die
Dienststellenleiter*in in angemessener Frist schriftlich unter Mitteilung des be-
absichtigten Besprechungsgrundes ein.



§ 15 Zustandigkeit

(1) Die Zustandigkeit fiir eingehende Auftrage richtet sich nach den folgenden Kri-
terien in der angegebenen Reihenfolge:

a. Personliche Bestellung durch Gerichtsbeschluss.

b. Liegt fur die Klient*in bereits ein anderer Auftrag vor, gilt diese Zu-
standigkeit auch fir den neuen Auftrag (Grundsatz des einheitlichen
Dienstes).

c.  Wurde fur die Klient*in ein bereits abgeschlossener Auftrag bearbei-
tet, so gilt diese Zustandigkeit auch fir den neuen Auftrag (Grundsatz
der durchgehenden Betreuung).

d. Ist bei Auftragseingang bekannt, wo die Klient*in den Wohnsitz hat
oder nach einer Entlassung haben wird, regelt die értlich zusténdige
Arbeitsgruppe, wer den Auftrag Gbernimmt (Grundsatz der Regiona-
lisierung).

(2) Lasst sich die Zustandigkeit nach Abs. 1 nicht festlegen, entscheidet die
Dienststellenleiter*in.

(3) Wird ein Wechsel der Zustandigkeit angestrebt, so sind nachfolgende Ge-
sichtspunkte zu beachten:

a. Wahrend eines laufenden Arbeitsauftrages soll die Zustandigkeit
nicht gewechselt werden. Wird gleichwohl ein Wechsel fiir erforder-
lich gehalten, ist zunachst im kollegialen Kontakt ein Einvernehmen
zwischen den abgebenden und den Ubernehmenden Mitarbeiter*in-
nen anzustreben. Lasst sich kein kollegiales Einvernehmen erzielen,
entscheidet die Dienststellenleiter*in der Sozialen Dienste der Justiz
im Lande Bremen.

b. Ein Wechsel in der Zustandigkeit kommt insbesondere in Betracht,
wenn Klient*innen nach Bremen-Nord oder nach Bremerhaven oder
von dort in einen stadtbremischen Bezirk umziehen.

C. In den Fallen des Abs.1 Nr. 3 kommt ein Zustandigkeitswechsel ins-
besondere in Frage, wenn:

e aus dem vorhergehenden Arbeitsauftrag kein intensiver Kontakt
zur Klient*in zustande gekommen ist,

¢ die Bewahrungs- oder Fuhrungsaufsicht mehr als 3 Jahre abge-
schlossen ist oder mit einem Widerruf endete,

¢ der frihere Gerichtshilfeauftrag langer als 2 Jahre, das Amtshilfeer-
suchen langer als 1 Jahr zuriickliegt,

¢ wenn die Klient*in dies ausdrticklich wiinscht und die Mitarbeiter*in
zustimmt.
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Bremen, 29.04.2019

Verfugung
Neuorganisation der Arbeit mit delinquenten Frauen bei den Sozialen Diensten der
Justiz im Lande Bremen

Erganzend zu § 10 und 8 15 der Allgemeinen Verfligung des Senators fur Justiz und Ver-
fassung vom 21.02.2019, in Kraft getreten am 01.04.2019, wird die Arbeit mit delinquenten
Frauen wie folgt geregelt:

1. Arbeitsauftrage fur Klientinnen werden im Arbeitsfeld Bewahrungs- und Fuhrungsauf-
sicht durch sozialpddagogische Mitarbeiterinnen ibernommen, in deren Region die
Klientinnen ihren Wohnsitz haben.

Diese Zustandigkeitsregelung gilt auch bei Klientinnen, die bei einem sozialpadagoqgi-
schen Mitarbeiter unter Bewahrungs- und Fihrungsaufsicht standen und erneut be-
treut werden sollen, soweit keine wichtigen Grinde dagegen sprechen.

Ansonsten bleibt der Grundsatz der durchgehenden Betreuung unberthrt.

2. Arbeitsauftrage fur Klientinnen im Arbeitsfeld der Gerichtshilfe sollen durch sozialpa-
dagogische Mitarbeiterinnen ibernommen werden, in deren Region die Klientinnen
wohnen, soweit keine wichtigen Griinde dagegensprechen.

3. Der Arbeitskreis ,Arbeit mit delinquenten Frauen® koordiniert die Aufgabenwahrneh-
mung in Absprache mit der Dienststellenleitung.

4. Von den Regelungen Pkt. 1-3 kann nur im Einvernehmen mit der Dienststellenleitung
abgewichen werden.

5. Die Verfiigung zur Neuregelung der ,Arbeitsgruppe Siid und Frauen® vom
14.11.2005, in Kraft getreten am 01.01.2006, wird aufgehoben.

6. Die Verfugung ,Neuorganisation der Arbeit mit delinquenten Frauen bei den Sozialen
Diensten der Justiz im Lande Bremen* vom 27.12.2016, in Kraft getreten zum



01.01.2017, wurde im Rahmen der Uberarbeitung des Handbuchs der Sozialen
Dienste der Justiz im Lande Bremen redaktionell verandert. Sie wird aufgehoben.

7. Die Verfugung tritt zum 01.06.2019 in Kraft

Bremen, 29.04.2019

-Helmut Schwiers-



8§16 Aktenfuhrung

(1) Faor jeden Arbeitsauftrag wird eine Akte angelegt, in der die zustandige Mitar-
beiter*in alle wesentlichen Arbeitsschritte schriftlich und nachvollziehbar do-
kumentiert. Das Néahere regelt die Dienststellenleiter*in.
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Erganzend zu § 16 der Allgemeinen Verfiigung des Senators fur Justiz und Verfassung vom
21.02.2019, in Kraft getreten am 01.04.2019, werden die Aufbewahrungsfristen fiir Akten und Vor-

gange wie folgt geregelt:

1. Folgende Aufbewahrungsfristen sind zu beachten:

a. Bewahrungshilfeakten: 10 Jahre nach Ablage der Akte

b. Fihrungsaufsichtsakten: 10 Jahre nach Ablage der Akte

c. Gerichtshilfeakten: 5 Jahre nach Ablage der Akte

d. Amtshilfevorgange 5 Jahre nach Ablage des Vorgangs
e. Formlose Betreuungen 1 Jahr nach Ablage des Vorgangs

2. Nach Ablauf der Aufbewahrungsfristen werden die Akten vernichtet und die dazugehdérigen
Daten in den Programmen geldscht. Die Fristen fur die Vernichtung und Léschung richten sich

nach dem Datum der Ablage.

3. Die Geschaftsstelle iberwacht die Aufbewahrungsfristen der Akten und Vorgénge und ist fur
die Aktenvernichtung und Léschung der Daten in den Programmen zustandig.

4. Die Verfigung vom 18.12.2009, in Kraft getreten zum 01.01.2010, wurde im Rahmen der
Uberarbeitung des Handbuchs der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen redaktionell

verandert. Sie wird aufgehoben.
5. Die Verfligung tritt zum 01.06.2019 in Kraft.

Bremen, 29.04.2019

-Helmut Schwiers-
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Verfugung
Interne Ubergabe von Bewahrungs- und Fihrungsaufsichten

Erganzend zu § 16 der Allgemeinen Verfigung des Senators fur Justiz und Verfassung
vom 21.02.2019, in Kraft getreten am 01.04.2019, wird die interne Ubergabe von Bewah-
rungs- und Fuhrungsaufsichten wie folgt geregelt: wie folgt geregelt:

1. Vor einer internen Ubergabe von Bewahrungs- und Fuhrungsaufsichten sind die Vo-
raussetzungen fir eine Anregung auf Aufhebung der Unterstellung/Abklrzung der
Bewdahrungszeit zu prufen und - falls moglich — diese zu veranlassen.

2. Die interne Ubergabe von Bew&hrungs- und Fuihrungsaufsichten soll im direkten Ge-
sprach mit der zuktnftigen Fall fihrenden Mitarbeiter*in oder in der jeweiligen Team-
sitzung der den Fall tbernehmenden Arbeitsgruppe stattfinden.

3. Erst wenn die interne Ubergabe erfolgt ist, sollen die Akten von Bew&hrungs- und
Fuhrungsaufsichten abgeschlossen bzw. Ubertragen werden.

4. Die interne Ubergabe von Akten soll rechtzeitig erfolgen.
Bei Ausscheiden aus dem Dienst bei den Sozialen Diensten der Justiz im Lande Bre-
men soll die Ubergabe bis spatestens 14 Tage vor Ende der Tatigkeit stattgefunden
haben.

5. Die Geschaftsstelle der Sozialen Diensten der Justiz informiert das zustandige Ge-
richt ber den Personalwechsel, sobald die interne Ubergabe erfolgt ist.

6. Bei Ausscheiden aus dem Dienst bei den Sozialen Diensten der Justiz im Lande Bre-
men ist der abzugebenden Akte der ,Vermerk uber die Aktenabgabe“ ausgefullt bei-
zufiigen, soweit kein direktes Ubergabegesprach erfolgen konnte (s. Pkt. 2).

7. Die Vorlage ,Vermerk uber die Aktenabgabe* wird durch die Geschéftsstelle verwal-
tet, mit den aus dem Fachprogramm tibernommenen Daten ausgefiillt und der jeweili-
gen Mitarbeiter*in auf dem Rechner zur Verfligung gestellt.



8. Sowohl der letzte Bewahrungsbericht wie auch die Schreiben zu Pkt. 1.und Pkt. 4.
sind in dem Vermerk festzuhalten.

9. Die Verfiigung ,Ubergabe von Akten der Bewahrungs- und Filhrungsaufsicht bei Aus-
scheiden aus dem Arbeitsbereich bei den Sozialen Diensten der Justiz“ vom
11.05.2015 wird aufgehoben.

10.Die Verfugung tritt zum 01.06.2019 in Kraft.

Bremen, 29.04.2019

-Helmut Schwiers-
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Bremen, 29.04.2019

Verfugung
Verfahren bei Entscheidungen gemal § 57 JGG bei nachtraglicher Entscheidung Uber
die Aussetzung der Jugendstrafe

Erganzend zu § 16 der Allgemeinen Verfigung des Senators fur Justiz und Verfassung
vom 21.02.2019, in Kraft getreten am 01.04.2019, wird das Verfahren gemaf 8 57 JGG wie
folgt geregelt:

1. Das zustandige Jugendgericht kann gemaf 8§ 57 JGG die Aussetzung der Jugend-
strafe zur Bewahrung nicht im Urteil, sondern nachtréglich durch Beschluss anordnen
und damit die Entscheidung tber eine Bewahrung bis zu sechs Monate nach Rechts-
kraft des Urteils zuriickstellen. In der Regel werden fiir diesen Zeitraum Auflagen o-
der Weisungen erteilt, die innerhalb einer bestimmten Frist zu erfullen sind. Die soge-
nannte ,Vorbewahrung® nimmt damit eine Sonderstellung zwischen der Aussetzung
der Jugendstrafe zur Bewahrung und einer Jugendstrafe ohne Bewahrung ein und
bedarf deshalb gesonderter Regelungen.

2. Zum Verfahren:

a. Erfolgt eine Entscheidung gemal 8§ 57 JGG unter Einbeziehung einer bereits be-
stehenden Jugendbewéahrung und soll eine nachtrégliche Entscheidung tber die
Aussetzung getroffen werden, so wird der Vorgang der bereits bestehenden Ju-
gendbewahrung fortgeftihrt, bis ein nachtraglicher Beschluss ergangen ist.

b. Kommt es nachtréglich zu einer Aussetzung der Jugendstrafe zur Bewahrung (un-
ter Einbeziehung der bereits bestehenden Jugendbewahrung), so wird ein neuer
Vorgang angelegt.

Die bereits bestehende Jugendbewahrung wird abgeschlossen. Die Abschluss-
verfligung ist mit ,Einbeziehung in neues Urteil (Jug.) mit Strafaussetzung® zu
kennzeichnen und entsprechend statistisch zu erfassen.



C.

Kann die Jugendstrafe nicht nachtraglich zur Bewéahrung ausgesetzt werden, so
wird die bereits bestehende Jugendbewahrung abgeschlossen. Die Abschlussver-
fugung ist mit ,Einbeziehung in neues Urteil (Jug.) ohne Strafaussetzung“ zu
kennzeichnen und entsprechend statistisch zu erfassen.

Geht eine Entscheidung des Jugendgerichts gemafl 8 57 JGG ein, ohne
das bisher eine Zusténdigkeit im Rahmen einer Jugendbewahrung be-
steht, wird ein eigenstandiger Vorgang ,Zugang nach § 57 JGG* angelegt.

Kommt es nachtréglich zu einer Aussetzung der Jugendstrafe zur Bewah-
rung (unter Einbeziehung der bereits bestehenden Jugendbewéhrung), so
wird ein neuer Vorgang als Jugendbewéhrung angelegt.

Der Vorgang ,Zugang nach § 57 JGG* wird abgeschlossen. Die Ab-
schlussverfugung ist mit ,Jugendstrafe mit Strafaussetzung zur Bewah-
rung nach Vorbewahrung* zu kennzeichnen und entsprechend statistisch
zu erfassen.

Kann die Jugendstrafe nicht nachtraglich zur Bewéhrung ausgesetzt wer-
den, so wird der Vorgang ,Zugang nach 8 57 JGG* abgeschlossen. Die
Abschlussverfiigung ist mit ,Jugendstrafe ohne Strafaussetzung zur Be-
wahrung nach Vorbewahrung“ zu kennzeichnen und entsprechend statis-
tisch zu erfassen.

Die Verfiigung ,Vorbewahrung nach 8 57 JGG" vom 27.12.2012 wird aufgehoben.
Die Verfigung tritt zum 01.06.2019 in Kraft.

Bremen, 29.04.2019

-Helmut Schwiers-



8§ 17 Schwerpunktbildung
(1) Fur folgende Zielgruppen werden Schwerpunkte gebildet:

* Frauen

» Jugendliche und Heranwachsende

» Sexualstraftater

» Klient*innen mit gravierender Gewaltproblematik

Bei diesen Zielgruppen besteht ein besonderer Bedarf an Betreuung und/ oder
Kontrolle.
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Erganzend zu § 12 und 8§ 17 der Allgemeinen Verfligung des Senators fur Justiz und Ver-
fassung vom 21.02.2019, in Kraft getreten am 01.04.2019, wird die fachliche Schwerpunkt-

setzung fur Zielgruppen wie folgt geregelt

1. Fur Zielgruppen, die einer besonderen Hilfe und Betreuung und/ oder einer intensiven

Kontrolle bedirfen, werden fachliche Schwerpunkte gebildet.
Es werden fachliche Schwerpunkte gebildet fur

e) delinquente Frauen

f) delinquente Jugendliche und Heranwachsende

g) Sexualstraftater

h) Klient*innen mit gravierender Gewaltproblematik

Die zustandigen sozialpadagogischen Mitarbeiter*innen und deren Vertreter*innen,
die fur die fachliche Schwerpunktarbeit zustandig sind, werden in den Geschéftsord-
nungen der Arbeitsgruppen benannt.

Erganzende fachliche Standards fiir die Zielgruppen sind zu beachten.

Soweit nicht gleich ersichtlich, ist in der Falliibersicht zu dokumentieren, wenn Kli-
ent*innen einer Zielgruppe angehoren und einem Schwerpunkt zugeordnet wurden.

Die ,Verfligung zur Schwerpunktbildung“ vom 20.11.2007 wird aufgehoben.
Die Verfligung tritt zum 01.06.2019 in Kraft.

Bremen, 29.04.2019

-Helmut Schwiers-
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,Konzept junge Menschen

Die Arbeit mit delinquenten jungen Menschen

in den Sozialen Diensten der Justiz im Lande Bremen
(Stand: 20.11.2013)

1. Einleitung

Die Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen sind Teil staatlicher Integrations- und Reso-
zialisierungsbemuhungen fur straffallig gewordene junge Menschen.

MalRnahmen gegen Straffalligkeit konnen sich nicht darin erschépfen, junge Menschen ledig-
lich einzusperren. Dem liegt die Erkenntnis zugrunde, dass Einsperren zwar kurzfristig, wah-
rend der Haftzeit, das Risiko weiterer Straftaten auf3erhalb des Gefangnisses minimiert, die
Gesellschaft jedoch langerfristige Interessen verfolgen muss. Kriminalitat ist durch Wegsper-
ren der jungen Straftater nicht zu beherrschen; zu deren Integration und Wiedereingliederung
in die Gesellschaft bestehen keine Alternativen.

Trotz zahlreicher Bezugspunkte zu anderen Arbeitsfeldern der Sozialen Dienste der Justiz im
Lande Bremen steht das spezifische Arbeitsfeld der ,Jugendbewéahrung” im Mittelpunkt. Wir
gehen davon aus, dass sich die Arbeit mit straffalligen jungen Menschen deutlich von der Ar-
beit mit anderen Zielgruppen unterscheidet.

Eine Voraussetzung fur ein Gelingen von Integration und Wiedereingliederung ist das rei-
bungslose Zusammenwirken der im Lande Bremen an der Resozialisierung straffalliger junger
Menschen beteiligten Institutionen (Jugendgerichtshilfe, Jugendhilfe im Strafverfahren, Ju-
gendvollzug, Soziale Dienste der Justiz, freie Trager) in Form eines Ubergangsmanagements.
Dazu wurde bereits ein gemeinsames Leitbild der staatlichen Institutionen erarbeitet, das sich
in Teilen auch in dieser Konzeption wiederfindet.



Im Rahmen dieser Konzeption sollen Mdglichkeiten der Hilfe und Betreuung junger Straffalliger
aufgezeigt werden. Ohne den kooperativen Blick zu verlieren, sollen besondere rechtliche
Rahmenbedingungen, die fir uns grundlegenden kriminologischen Erkenntnisse zur Jugend-
delinquenz, die eigenen Zielsetzungen und Inhalte sowie das methodische Vorgehen ausfiihr-
lich dargelegt werden.

2. Die rechtlichen Rahmenbedingungen

Fur junge Menschen werden die Sozialen Dienste der Justiz auf der Grundlage des Jugend-
gerichtsgesetzes (JGG) tatig. Der Unterschied zum Allgemeinen Strafrecht (StGB) ist bedeu-
tend und soll in der folgenden Schilderung der rechtlichen Rahmenbedingungen unserer Arbeit
zum Ausdruck gebracht werden.

Das JGG ist durch den Erziehungsgedanken gepragt. Eine rechtliche Verbindung zum SGB
VIII (Kinder- und Jugendhilfegesetz, KJHG) ist verankert.

»~Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Forderung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu
einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfahigen Personlichkeit* (8 1 SGB VIII). Er soll
zukulnftig ein Leben in Freiheit und sozialer Verantwortung filhren kénnen. Dieses Erziehungs-
ziel hat Verfassungsrang und beruht auf der Pflicht zur Achtung der Menschenwtrde und dem
Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit des staatlichen Strafens. Nach § 24 Abs. 2 JGG soll die
Bewahrungshelferin/ der Bewéahrungshelfer die Erziehung des Jugendlichen férdern.

Das JGG ist spezialpraventiv (qua Einwirkung auf den einzelnen Téater) und nicht generalpra-
ventiv auf allgemeine Abschreckung ausgerichtet. Es zielt darauf ab, dass der (einzelne) junge
Tater nicht wieder straffallig wird. Zur Erreichung des Ziels sind sowohl die Rechtsfolgen/
Sanktionen als auch das (Jugend-) Verfahren selbst daran ausgerichtet.

Es ist grundsétzlich die strafrechtliche Reaktion zu wéhlen, die am besten zur Verhinderung
erneuter Straffalligkeit geeignet ist. Unterstiitzende und fordernde Mal3nahmen (Erziehungs-
mafregeln und Zuchtmittel) stehen im Vordergrund.

Die Strafaussetzung zur Bewahrung und die Unterstellungsgriinde unter die Aufsicht und Lei-
tung eines Bewahrungshelfers/ einer Bewahrungshelferin leiten sich ab aus den 88 21 (Straf-
aussetzung), 27 (Schuldspruch) und 88 (Aussetzung des Restes der Jugendstrafe) des JGG.

Die Aufgaben und Pflichten des Bewahrungshelfers/ der Bewahrungshelferin werden in den
88 24 und 25 JGG ausfuhrlich beschrieben:

.Der Bewahrungshelfer steht dem Jugendlichen helfend und betreuend zur Seite. Er Uber-
wacht im Einvernehmen mit dem Richter die Erfullung der Weisungen, Auflagen, Zusagen und
Anerbieten. Der Bewéahrungshelfer soll die Erziehung des Jugendlichen férdern und moglichst
mit dem Erziehungsberechtigten und dem gesetzlichen Vertreter vertrauensvoll zusammen-
wirken. Er hat bei der Ausiibung seines Amtes das Recht auf Zutritt zu dem Jugendlichen. Er
kann von dem Erziehungsberechtigten, dem gesetzlichen Vertreter, der Schule, dem Auszu-
bildenden Auskunft tiber die Lebensfihrung des Jugendlichen verlangen® (8§ 24 Abs. 3 JGG).
In 8 25 JGG heildt es weiter: “Der Bewahrungshelfer wird vom Richter bestellt. Der Richter
kann ihm fur seine Téatigkeit nach 8 24 Abs. 3 Anweisungen erteilen. Der Bewahrungshelfer
berichtet Uber die Lebensfiihrung des Jugendlichen in Zeitabstanden, die der Richter be-
stimmt. Grobliche oder beharrliche VerstoRe gegen Weisungen, Auflagen, Zusagen oder An-
erbieten teilt er dem Richter mit.”



Der Zeitrahmen der Zusammenarbeit zwischen Jugendlichen und dem Bewahrungshelfer/ der
Bewahrungshelferin ist in 8 29 JGG geregelt: ,Der Jugendliche wird fir die Dauer oder einen
Teil der Bewahrungszeit der Aufsicht und Leitung eines Bewéahrungshelfers unterstellt.”

Nach § 60 JGG handigt der Richter dem Jugendlichen einen Bewahrungsplan aus. Nach § 60
Abs. 2 JGG ist darin der Name des Bewahrungshelfers/ der Bewahrungshelferin einzutragen.

Nach den 88 48 und 50 JGG ist dem Bewé&hrungshelfer/ der Bewéahrungshelferin die Teil-
nahme an Hauptverhandlungen gestattet und ihm soll Gehdr gegeben werden, falls der Ange-
klagte der Aufsicht und Leitung eines Bewéahrungshelfers/ einer Bewahrungshelferin unter-
steht.

3. Grundlegende kriminologische Erkenntnisse und unsere Haltung zur Jugendde-
linquenz

Die Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen lassen sich von den folgenden kriminologi-
schen, sozialwissenschaftlichen und entwicklungspsychologischen Erkenntnissen leiten. Sie
bilden die Grundlage unserer fachlichen Haltungen zur Jugenddelinquenz und ermdglichen
einen klaren Rahmen sowie transparente Orientierungspunkte fiir unser Tatigwerden.

a) Jugenddelinquenz ist vorwiegend Ausdruck einer voribergehenden (kritischen) Entwick-
lungsphase

Die Sozialen Dienste der Justiz lassen sich davon leiten, dass nach gesicherten Erkenntnissen
nationaler wie internationaler Forschung delinquentes Verhalten junger Menschen weit tber-
wiegend episodenhaft auftritt. Spezifische Normabweichungen begleiten die Jugendphase, in
welcher Normen erlernt und ihre Einhaltung eingetibt werden mussen. Es erfolgt ein Hinein-
wachsen in die Verantwortlichkeit. Bei der tiberwiegenden Mehrheit wéachst sich delinquentes
Verhalten aus, auch wenn keine staatlichen Reaktionen erfolgen.

b) Im Mittelpunkt der Arbeit der Sozialen Dienste der Justiz steht die langfristig andauernde,
intensive und schwerwiegende Delinquenz als Folge problematischer Entwicklungsprozesse

Bei einer kleinen Gruppe junger Menschen kommt es zu einer andauernden kriminellen Ent-
wicklung, verbunden mit der gehauften Begehung auch schwerer Straftaten. Mit dieser Gruppe
sind die Sozialen Dienste der Justiz in der Regel konfrontiert. Sie umfasst ca. 5-8 % eines
Jahrgangs und sind fiir einen groRRen Teil aller Straftaten verantwortlich (etwa 50 %).

Zudem weisen Mitglieder diese Gruppe eine Kumulation von bekannten Risikofaktoren auf und
bendtigen eine langerfristige soziale Unterstiitzung sowie ein umfassendes Angebot aufeinan-
der abgestimmter Hilfen, damit sie ihre Entwicklungsaufgaben konstruktiv bewaltigen kénnen.
Auch und gerade gegenlber diesen jungen Menschen ist die Gesellschaft in der Verantwor-
tung und das Sozialstaatsprinzip besonders zu beachten.

c) Der Abbruch krimineller Karrieren ist die Regel

Das Bild des dauerhaft Straffalligen lasst sich nach den bisherigen wissenschaftlichen Er-
kenntnissen nicht (mehr) halten. Der frihe ,kriminelle Beginn®, der sich bis ins hohe Alter fort-
setzt, lasst sich durch Studien eindeutig widerlegen. Selbst bei sogenannten Intensivtétern
kommt es in der Regel zum Abbruch krimineller Karrieren. Auch massive Straffalligkeit bricht



ab, wenn eine grundlegende Umgestaltung der Lebenssituation gelingt. Wendepunkte sind
z.B. feste Partnerschaften, eine neue Arbeitsstelle oder der Umzug in ein anderes soziales
Milieu. Es besteht also kein Grund fiir die Sozialen Dienste der Justiz, Interventionen nur flr
besondere Gruppen junger Menschen vorzuhalten. Grundsatzlich besteht immer die berech-
tigte Hoffnung auf Veranderung und Ausstieg aus delinquenten Karrieren.

d) Die Prognoseinstrumente sind mit Unsicherheiten behaftet.

Trotz intensiver Bemihungen der Wissenschatft gibt es bisher kein allgemein anerkanntes Ver-
fahren, um Legalverhalten sicher vorhersagen zu kénnen. Aussagen uber den Einzelfall sind
nur mit groRen Unsicherheiten moéglich. Selbst eine Kumulation von besonderen Risikofakto-
ren erlaubt keine sicheren Schlussfolgerungen. Vorhersagen zur Kriminalitat junger Menschen
sind deshalb so schwierig, weil diese sich noch in der Entwicklung befinden und jederzeit Ver-
anderungen eintreten (kdnnen).

Gleichwohl werden vielfaltige Prognoseentscheidungen gesetzlich verlangt. Umso wichtiger
ist es, die zum jeweiligen Einzelfall vorliegenden Informationen zusammenzufihren und aus-
zutauschen, um die Unsicherheiten zu minimieren.

Da Risikofaktoren und Entwicklungshindernisse veranderbar und nicht dauerhaft festgelegt
sind, kdnnen gezielte Malinahmen der Sozialen Dienste der Justiz erheblich die positive Ent-
wicklung junger Menschen férdern und so zur Verbesserung der Sozialprognose beitragen.

e) Jugendstrafe ist das letzte Mittel

Die Verhangung einer Jugendstrafe setzt nach § 17 JGG voraus, dass das Gericht mit anderen
Mitteln nicht ausreichend auf eine Straftat reagieren kann. Die durch den Gesetzgeber ge-
wollte Beschrankung freiheitsentziehender MaRnahmen hat Gewicht angesichts der Unsicher-
heit, ob Jugendstrafen geeignet sind, das Verhalten junger Straftater nachhaltig positiv zu be-
einflussen. Freiheitsentziehende MaRnahmen beinhalten ein besonderes Riickfallrisiko!
Auch unter Berilcksichtigung des ,Selektionseffekts* ist die hochste Rickfallgefahrdung nach
VerbilRung einer Jugendstrafe festzustellen. Freiheitsentzug birgt insbesondere bei jungen
Menschen stets die Gefahr, die Betroffenen aus der Gesellschaft zu isolieren und ihre Integ-
rationsfahigkeit zu beeintréchtigen. Daher wirken die Sozialen Dienste der Justiz einer Frei-
heitsentziehung bei jungen Menschen weitestgehend entgegen oder setzen sich fiir méglichst
kurze Vollstreckungszeiten ein.

f) Vorzeitige Haftentlassungen sorgen fur Hilfe und Kontrolle nach der Haftzeit

Der weite, durch den Gesetzgeber gegebene Rahmen fir die vorzeitige Entlassung bietet die
Gewahr dafur, einen im Hinblick auf die Entwicklung des Jugendlichen glinstigen Entlassungs-
zeitpunkt zu wahlen. Die Aussetzung eines Strafrestes zur Bewahrung bietet den Sozialen
Dienste der Justiz die Moglichkeit, die Jugendlichen und Heranwachsenden nach der Entlas-
sung zu unterstiitzen und zu kontrollieren. Ein schrittweise begleiteter Ubergang aus der Haft
in die Freiheit erhdht die Chancen einer Legalbewdhrung. Regelmaliig ist er darum einer Ver-
blURung bis zur Endstrafe vorzuziehen.



g) Kooperation verbessert die Hilfeleistung fur die Klientel

In den letzten Jahren ist in allen Bereichen, auch bei den Sozialen Diensten der Justiz, ein
verstarktes Bemuhen um Kooperation und Vernetzung erkennbar. Dies geschieht in der Er-
wartung, dass aufeinander abgestimmte Unterstitzungsleistungen eine bessere Wirkung ent-
falten. Eine enge, gemeinsame, vorurteilsfreie und gleichberechtigte Zusammenarbeit zwi-
schen den unterschiedlichen Institutionen mit ihren jeweiligen spezifischen Aufgaben gewahr-
leistet ein umfassendes Bild von Entwicklungen und Perspektiven der jugendlichen und her-
anwachsenden Adressaten.

Die Sozialen Dienste der Justiz sehen sich dabei als Teil eines integrierten Hilfe- und Unter-
stiitzungsprozesses uber ,lange Handlungsketten“. Dabei kommt der aktiven Gestaltung von
Ubergéngen im Sinne vernetzter Strukturen eine besondere Rolle zu.

4. Die Ziele und Inhalte unserer Arbeit

Die Ziele und Inhalte unserer Arbeit mit delinquenten jungen Menschen ergeben sich einer-
seits aus den rechtlichen Vorgaben und andererseits aus der Perspektive Sozialer Arbeit.
Unsere zentrale gesetzliche Grundlage - das JGG - gibt eine eindeutige Zielsetzung vor: Es
geht um die Verhinderung erneuter Straffélligkeit, also um Ruckfallvermeidung. Die Antwort
auf die Frage nach dem ,Wie" wird gesetzlich im Sinne einer Einzelfallorientierung und abge-
stufter erzieherischer und justizieller Reaktionen nur angedeutet.

Die Soziale Arbeit erlaubt eine andere Perspektive und geht davon aus, dass Delinquenz jun-
ger Menschen in Zusammenhang mit gesellschaftlichen Bedingungen zu betrachten ist. Ins-
besondere ein geringer 6konomischer Status, ein geringer Bildungsstatus, innerfamiliare Ge-
walterfahrungen sowie Gewalt beflirwortende Mannlichkeitsiiberzeugungen gefahrden junge
Menschen besonders und offenbaren gravierende soziale Benachteiligungen.

Die Fahigkeit sowie die Bereitschaft zu sozialadaquatem Verhalten sind insbesondere abhan-
gig von der Existenz konkreter Perspektiven.

Durch sozialarbeiterische Aktivitdten und Interventionen kann dieser gesellschaftliche Rah-
men nicht veréndert werden. Dazu bedarf es politischer Aktivitaten. Gleichwohl geht es im
Einzelfall um nachhaltige soziale Integration, die Verbesserung von Verwirklichungschancen,
auch um die Eroffnung materieller Ressourcen. Dies schlief3t ausdrtcklich die Benennung und
Veranderung hinderlicher Strukturen ebenso mit ein wie das Einfordern einer gesellschaftli-
chen Verantwortungsiibernahme gegentber diesen benachteiligten jungen Menschen.

Ziel unserer Arbeit ist es, die Entwicklung des jungen Menschen im Sinne einer verbesserten
Selbst- und Fremdwahrnehmung und Integration zu fordern. Auf3erdem sollen personliche An-
strengungen in Richtung Autonomie und Partizipation bestarkt und Benachteiligung sowie
Ausgrenzung thematisiert, bearbeitet und wenn moglich vermieden werden.

Unsere Betreuung und Unterstiitzung ist darauf gerichtet, dass junge Menschen Verantwor-
tung fur ihr Handeln Gbernehmen und Eigeninitiative entwickeln. Ein Leben in Gemeinschaft
soll erlernt und geférdert werden. Dabei braucht es eine hohe Frustrationstoleranz und Durch-
haltevermogen bei Riickschlagen sowie die feste Uberzeugung, dass ,Wegsperren® keine Lo-
sung darstellt. Ansatzpunkte fur unsere Arbeit mit jungen Menschen bieten die aktuelle Prob-
lem- und Lebenslage ebenso wie das bisherige Deliktverhalten.

Junge Menschen sind in der Lage, gemeinsam mit ihrer Bewahrungshelferin/ ihnrem Bewéah-
rungshelfer im Laufe ihrer Bewéahrungszeit, Losungen und Perspektiven zu erarbeiten. Daflr



braucht es einen geeigneten Rahmen, in dem Offenheit und Vertrauen gewahrleistet werden
kénnen.

Die strukturierte Auseinandersetzung mit begangenen Straftaten ertffnet einen zusatzlichen
Blick auf den Umgang mit Konflikten und das Verhalten in bestimmten Lebenssituationen. So
werden Zusammenhange verdeutlicht und einer Verhaltenskontrolle zuganglicher, die hilfrei-
che Anregungen fir Verhaltensalternativen geben kénnen.

Eine isolierte Sicht auf Einzelne greift zu kurz und ist alltagsfern. Viele junge Menschen leben
in Milieus und sozialen Beziigen, die sie als wertvoll empfinden. Dadurch kénnen sie die viel-
faltigen Herausforderungen bewaltigen. Die der Bewahrungshelferin/ dem Bewahrungshelfer
inharente ressourcenorientierte Sichtweise, beugt einer vorschnellen und einseitigen negati-
ven Bewertung des sozialen Umfeldes vor.

Eine vertrauensvolle Zusammenarbeit der professionell beteiligten Akteure ist notwendige Vo-
raussetzung fur eine gelingende und wirkungsvolle Praxis.

Der Zwangskontext wird als Hirde und Chance zugleich betrachtet. Zwangskontexte, also von
auf3en herbeigefiihrte Beziehungen aus Angst vor Strafe, erfordern zunachst ein Héchstmafd
an Transparenz, ein geduldiges Hinwirken in Richtung Kooperationsbereitschaft und einen
konfliktoffenen Umgang mit der asymmetrischen Beziehungsform, um Arbeitsbiindnisse zu
grunden. Trotz der berechtigten Kritik am Zwangskontext im Rahmen einer Bewahrungsauf-
sicht erdffnen sich auch Chancen, wenn junge Menschen Zuverlassigkeit, Anerkennung und
konkrete Unterstitzung erfahren sowie gleichzeitig Begrenzungen und Veranderungsanforde-
rungen offen zum Thema gemacht werden.

5. Modularer Aufbau und eine , Werkzeugkiste* als methodische Grundlage

Die Sozialen Dienste der Justiz haben sich entschlossen, das organisatorische Setting nach
modularen Prinzipien aufzubauen. Dies gewabhrleistet einerseits eine klare Beschreibung der
Ziele, Kriterien der Zielerreichung und der Inhalte — also dem ,Was" in der Arbeit — und damit
eine hohe Transparenz fur alle Beteiligten. Eine gemeinsame fachliche und zeitliche Struktur
wird verbindlich implementiert. Andererseits sind Module anschlussfahig und somit Hilfen der
Kooperationspartner leicht kompatibel.

Die Module sollen ein enges, standardisiertes Korsett vermeiden und den gewtinschten indi-
viduellen Arbeitsstil der Fachdienstmitarbeiterinnen dabei unterstiitzen, einen gemeinsam ver-
tretenen und fur notwendig erachteten fachlich-inhaltlichen roten Faden zu garantieren.

Dazu werden Materialien und Vorlagen (,Werkzeuge") als Hilfsmittel zur Verfligung gestellt,
um die Inhalte mdglichst einfach und effizient bearbeiten zu kénnen.

Eine Zusammenfuhrung dieser Hilfsmittel erfolgt durch Schaffung einer ,methodischen Werk-
zeugkiste®, die allen Fachdienstmitarbeiterinnen offen steht. Die einzelnen ,Werkzeuge* wur-
den leicht zuganglich aufbereitet, sind griffbereit und kdnnen schnell fir die praktische Fallar-
beit genutzt werden.

5.1. Modul ,Eingangsphase”

Die Inhalte des Moduls Eingangsphase wurden im Rahmen eines Workshops 2012 erarbeit.
Das Modul umfasst den Zeitraum der ersten sechs Monate der Bewéhrungszeit und setzt sich
aus insgesamt funf Teilen zusammen.

1. Kurzanamnese (Erhebungsbogen)



2. Informationsarbeit

3. Strafrechtliche Einordnung

4. Umgang mit Emotionen

5. Perspektiven aufzeigen, Aktivierung
Zu1l.

Ziel der Kurzanamnese ist ein moglichst schneller Uberblick tiber die aktuelle Lebenssituation
und die konkreten Lebensbedingungen, die einen erheblichen Einfluss auf die Entwicklung der
jungen Menschen haben.
Dazu werden die zentralen Lebensbereiche (Familie, Wohnen, Ausbildung/ Arbeit, Einkom-
men, Schulden, auslanderrechtlicher Status, Sucht, strafrechtliche Status etc.) detailliert in den
ersten gemeinsamen Gesprachen abgefragt und stichwortartig dokumentiert. Die dadurch er-
reichte schnelle Ubersicht (iber aktuelle Themen und Veranderungsbedarfe soll eine ziigige
Bearbeitung ermdglichen.
Als methodisches ,Werkzeug” wird der leicht modifizierte Erhebungsbogen der Arbeitsgruppe
Nord empfohlen und als Vorlage zur Verfigung gestellt (Anhang 1).
Kriterien der Zielerreichung kénnen sein:

- Die anamnestischen Daten aus dem Erhebungsbogen liegen ziigig und tbersichtlich

vor

Zu 2.
Ziel der Informationsarbeit ist es, einen konzentrierten Uberblick tiber die Rechte und Pflichten
der Klienten im Rahmen der Bewéhrung zu geben sowie umfassende Angaben zur Bewéah-
rungshilfe und das weitere praktische Vorgehen zu machen. Dadurch sollen die jungen Men-
schen in die Lage versetzt werden, diesen Teil ihrer aktuellen Lebenswirklichkeit detaillierter
und genauer einschétzen zu kénnen. Eine aktive Gestaltung und Mitwirkung der Zusammen-
arbeit soll angeregt werden.
Die Informationen orientieren sich am Informationsblatt (Anhang 2).
Kriterien der Zielerreichung kénnen sein:

- Die Klientin/ der Klient kann die Aufgaben der Bewahrungshilfe beschreiben

- Die Regeln und die Verantwortung der Zusammenarbeit sind geklart und kénnen wie-
dergegeben werden

- Die Klientin/ der Klient macht Vorschlage tber die notwendige Kontaktfrequenz

- Die Klientin/ der Klient kann zwischen Bewahrungszeit und Jugendstrafe unterschei-
den

- Die Klientin/ der Klient kann die Folgen neuer Strafverfahren bennennen



Zu 3.
Anlass fir die Zusammenarbeit ist eine strafrechtliche Verurteilung. Dieser besondere und er-
zwungene Rahmen der Zusammenarbeit muss detailliert besprochen und erlautert werden,
um Transparenz zu gewahrleisten, andererseits aber auch Erwartungen abklaren zu kénnen.
Das Besprechen des Urteils und des Bewahrungsbeschlusses ermdglicht eine Reflexion der
Hauptverhandlung und die Verdeutlichung von Konsequenzen, wenn sich Straffalligkeit unge-
brochen fortsetzt. Die Einhaltung der Auflagen und Weisungen ist nicht ins Belieben gestellt,
sondern erfordert Anpassung und Unterordnung. Die Bewahrungszeit ist ein besonderer Zeit-
abschnitt, der die eigene Lebensgestaltung beeinflusst und reglementiert.
Kriterien der Zielerreichung kénnen sein:

- Die Hohe der Strafe und die Dauer der Bewéhrungszeit konnen differenziert beschrie-

ben werden

- Die Auflagen und Weisungen sind bekannt und kénnen auf Nachfrage benannt werden

- Die Folgen von Zuwiderhandlungen sind erfasst worden. Die scharfste Konsequenz
kann mit ihren Folgen beschrieben werden.

Zu 4.
Emotionen und Verhalten in Lebenssituationen stehen in einem Zusammenhang und sind des-
halb von Beginn an Teil der Gesprachs- und Reflexionskultur der Eingangsphase.
Fremd- und Selbstwahrnehmung, Selbstkontrolle und Ausdauer, Umgang mit dem eigenen
Korper, Selbstsicherheit, Einfihlungsvermégen und der Umgang mit Lob und Kritik sind mog-
liche Themen, deren Erdrterung die Entwicklung des jungen Menschen férdern soll.
Kriterien der Zielerreichung kénnen sein:

- Die Klientin/ der Klient beschreibt authentisch seine Gefuhlswelt

- Kritik am Verhalten wird nicht abgewehrt, sondern differenziert betrachtet

Die Klientin/ der Klient stellen Wiinsche, Ideen und eigene konkrete Vorstellungen dar

Das Opfererleben kann empathisch geschildert werden

Zu 5.

Junge Menschen schwanken in ihrer Entwicklung zwischen Autonomie und Bindung. In ihrer
Widerspriichlichkeit beschreiben sie Ziele und verwerfen sie schnell wieder, suchen neue und
gehen doch andere Wege. Orientierungen sind flieRend und Bedurfnisse situations- und grup-
penabhangig.

Bei dieser wechselvollen Suche bendtigen sie Stimulation und ernsthafte Gesprachspartner,
die eine Auseinandersetzung Uber realistische und konkrete Perspektiven fiihren wollen. Die
Verbindung von artikulierten Wiinschen und praktischem Tun bedarf einer umsichtigen und
motivierenden Reflexion.

Dabei ist zu berticksichtigen, dass die Fahigkeit sowie die Bereitschaft zu sozialaddquatem
Verhalten abhangig sind von der Existenz konkreter Perspektiven.

Kriterien der Zielerreichung kénnen sein:



- Die Klientin/ der Klient denkt ernsthaft Uber Perspektiven nach und schildert die Abwa-
gungen

- Perspektiven werden geschildert und lassen sich auch kritisch hinterfragen

- Es st geklart, wer auf dem Weg zum Ziel helfen und wer schaden kann

-Helmut Schwiers-
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Vorlaufige Konzeption fur die Arbeit fir delinquente Frauen im Lande Bremen

1. Auftrag, Zielgruppe und Vorgeschichte

Die Fachdienstmitarbeiterinnen und -mitarbeiter der Arbeitsgruppen Sid und Frauen, Bre-
men- Nord sowie Bremerhaven sind im Lande Bremen fur delinquente Frauen zustandig
und nehmen die gesetzlichen Aufgaben der Bewahrungshilfe fir Jugendliche, Heranwach-
sende und Erwachsene, der Fuihrungsaufsicht sowie der Gerichtshilfe in ihrem jeweiligen
regionalen Zustandigkeitsbereich wabhr.

Die Organisation der Arbeit mit delinquenten Frauen hat sich bei den Sozialen Dienste der
Justiz im Lande Bremen im Verlauf der letzten Jahre strukturell verandert.

Wahrend fur die Region Bremerhaven immer alle Fachdienstmitarbeiterinnen und Fach-
dienstmitarbeiter der Arbeitsgruppe Bremerhaven fiir die Arbeit mit delinquenten Frauen
(und Mannern) zustandig waren und bis heute zustandig sind, existierte fir die Region
Bremen Stadt und Bremen-Nord von 1985 bis 2004 eine eigensténdige Arbeitgruppe
Frauen, die ausschliel3lich delinquente Frauen (aber keine delinquenten Méanner) betreute.

Im Jahre 2005 wurde die Arbeit mit delinquenten Frauen in einer existierenden regionalen
Arbeitsgruppe - zunéachst in der Arbeitsgruppe Ost, spater in der Arbeitsgruppe Sid - inte-
griert. Die zustandigen Fachdienstmitarbeiterinnen ibernahmen nun neben der Betreuung
der Frauen auch die Betreuung delinquenter Mannern.

Die regionale Zustandigkeit der Arbeitsgruppe Sid und Frauen wurde 2010 auf die Stadt
Bremen begrenzt. Die Betreuungsarbeit fur delinquente Frauen, die in Bremen-Nord wohn-
haft sind, wird seither durch die Fachdienstmitarbeiterinnen und Fachdienstmitarbeiter der
Arbeitsgruppe Bremen-Nord geleistet.

Im Jahre 2011 wurde in der Arbeitsgruppe Sid und Frauen die bis dahin existierende Spe-
zialisierung — nur Fachdienstmitarbeiterinnen sind fir delinquente Frauen zusténdig - zu-
gunsten einer Schwerpunktarbeit aufgegeben. Seither werden alle delinquenten Frauen in
der Stadt Bremen durch die sieben Fachdienstmitarbeiterinnen und Fachdienstmitarbeiter
der Arbeitgruppe Sud und Frauen betreut.



2. Aspekte der Frauendelinquenz

In allen Nationen, Altersgruppen und zu allen Zeitpunkten der Kriminalitatserfassung wei-
sen Frauen eine deutlich geringere Kriminalitéatsbelastung auf als Manner. Durchschnittlich
ist nur jede vierte registrierte tatverdachtige Person eine Frau.

Dieser Trend setzt sich bei den Verurteilten verstarkt fort.
Von den im Jahre 2011 verurteilten 680062 Personen waren:

- 154 543 Frauen

davon waren:

- 9382 Jugendliche

- 12257 Heranwachsende
- 132904 Erwachsene

Frauenkriminalitat zeigt sich deutlicher im Bereich der leichten Deliktgruppen, insbeson-
dere im Bereich der Eigentums- und Vermdgensdelikte sowie bei VerstéRen gegen das
Betaubungsmittelgesetz.

Dazu liegen absolute Zahlen aus dem Jahre 2009 (Statistisches Jahrbuch 2011) vor, die
dies anhand ausgewahlter Straftaten verdeutlichen. Danach waren verurteilt wegen:

weiblich mannlich
Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte 470 (4776)
Hausfriedensbruch 489 (3263)
Mord und Totschlag 62 (540)
Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung 252 (7879)
Korperverletzung 4270 (46 796)
Gefahrliche/ schwere Koérperverletzung 3290 (29 595)
Raub/ rauberische Erpressung 671 (9876)
Schwerer Diebstahl 1775 (24 606)
Diebstahl 33 502 (80 095)
Betrug 33 273 (68 345)
Verstol3e gegen das Betaubungsmittelgesetz 6131 (53301)
Verstol3e gegen das Aufenthaltsgesetz 1593 (6324)

Der Anteil der Frauen an Gewaltdelikten ist &uf3erst gering und spielt insgesamt eine un-
tergeordnete Rolle. Verubte schwere Gewaltdelikte von Frauen richten sich haufig gegen
ihre Beziehungspartner, nachdem sie langjahrig Gewalt durch diesen erfahren haben.

Haufig sind die Delikte von Frauen auf eine Suchtmittelerkrankung zuriickzufiihren und der
Beschaffungskriminalitat zuzuordnen.

Selbst bei Straftatbestanden, in denen Frauen quantitativ tberdurchschnittlich auffallen,
sind sie entsprechend ihrem Bevdélkerungsanteil in der Gesellschaft unterrepréasentiert.

Betrachten wir die Zahlen der inhaftierten Frauen in Deutschland, ist auch dieser Antell
verschwindend gering. Er liegt durchschnittlich bei ca. 5 % aller inhaftierten Personen. Im
Jahre 2011 befanden sich bundesweit 3321 Frauen (56746 Manner) in Strafhaft und 3
Frauen (501 Méanner) in Sicherungsverwahrung.



2.1. Reaktionen auf weibliche Straffalligkeit

In den letzten hundert Jahren hat sich die Rolle der Frau in unserer Gesellschaft erheblich
verandert. Eine weitgehende rechtliche Gleichstellung und eine insgesamt deutlich verbes-
serte Lebenslage wurden erreicht.

Trotzdem existieren weiterhin tradierte Erwartungen an das Verhalten von Frauen, erfolgt
immer wieder eine friihzeitige und unkritische Festlegung auf die Rolle als Hausfrau und
Mutter, auch wenn Frauen schon lange im Erwerbsleben stehen. In vereinfachender und
generalisierender Weise werden Frauen Eigenschaften und Verhaltensweisen wie Einfuihl-
samkeit, Hilfsbereitschaft, Fursorglichkeit, Selbstaufopferung, Milde und Sanftmut Kli-
scheehaft zugeschrieben und kulturell verankert, gleichzeitig andere Attribute wie Durch-
setzungsfahigkeit, Kampfgeist, Starke oder Fuhrungskraft nicht zugestanden oder abge-
sprochen.

In diesem Kontext wird delinquentes Verhalten von Frauen zunéchst zwar insgesamt mil-
der sanktioniert, bei mehrfacher Auffalligkeit oder schweren Straftaten aber als stark ab-
weichend identifiziert, der Personlichkeit der Frauen zugeschrieben und vom sozialen Nah-
raum mit Ausgrenzung und Stigmatisierung beantwortet.

2.2. Erklarungsansatze fur Frauendelinquenz

Wir nutzen fir unsere Arbeit drei Erklarungsansétze weiblicher Delinquenz, die kurz dar-
gestellt werden sollen.

Nach dem Geschlechtsrollenmodell erklart sich der deutliche Unterschied bei der registrier-
ten Kriminalitat zwischen Mannern und Frauen durch eine geschlechtsspezifische Rollen-
vermittlung und -zuschreibung. Danach werden Frauen anders sozialisiert und erzogen,
starker beaufsichtigt und stehen anderen gesellschaftlichen Erwartungen gegeniber als
Manner. Auf bestimmte (abweichende) Verhaltensweisen von Frauen (z. B. Kontrollverlust
in Form eines Vollrausches, Priigeleien, ripelhaftes Verhalten, haufig wechselnde Part-
nerschaften) reagiert die Umwelt deutlich empfindlicher und ablehnender. Gleichzeitig er-
folgt eine starkere (An-) Bindung der Frauen an die Familie. Dies hat Auswirkungen auf
das Freizeitverhalten, den Suchtmittelkonsum, auf die Cliguenzugehdrigkeit und den Le-
bensstil insgesamt, der als weniger risikoreich bezeichnet wird. (vergl. Frank Neubacher,
Kriminologie, Nomoslehrbuch, 1. Aufl. 2011).

Die Power-Control-Theory (PCT) bezieht sich auf die geschlechtsabhéngige Verteilung der
Jugenddelinquenz und verweist auf dhnliche Befunde wie das oben beschriebene Ge-
schlechtsrollenmodell. Danach werden Madchen deutlich starker durch ihre Eltern kontrol-
liert, insbesondere durch die Mutter, wahrend Jungen weit weniger elterlichen Kontrollak-
tivitaten ausgesetzt sind. Diese geschlechtsabhangige Ausgestaltung elterlicher Kontrolle
hat maf3geblichen Einfluss auf die Risikobereitschaft und die Risikobeurteilung der Kinder
und deren Legalverhalten. So wird bei Jungen eine gesteigerte Risikofreudigkeit sowie
eine verminderte Risikoeinschéatzung und daraus resultierend eine gehobene Anfalligkeit
fur Jugenddelinquenz konstatiert (vergl. Hirtenlechner, Leitgob, Zeitschrift fir Jugendkrimi-
nalrecht und Jugendhilfe 2/12, S. 175 ff)

Noch umfassender werden mdgliche Ursachen und Hintergriinde fur von Frauen veribte
Delinquenz in der Beziehungssensible Kulturtheorie (BKT) dargelegt (seit 1976 im Ameri-
kanischen unter ,Relational Cultural Theory" bekannt). Das Modell geht davon aus, dass
Beziehungen ein zentrales menschliches Bediirfnis darstellen und die psychische und so-
ziale Entwicklung eines Menschen entscheidend davon abhangt, ob der Prozess der Aus-
weitung, Ausarbeitung und Vertiefung von Bindungen gelingt. Die Fahigkeit, menschliche
Beziehungen einzugehen und positiv zu gestalten, ist zugleich Ausdruck psychischer Ge-
sundheit. Im Sinne einer Geschlechterdifferenz streben Frauen im Unterschied zu Man-
nern ihr Leben lang primar nach starken Verbindungen zu anderen Menschen und richten
ihre Entwicklung am Prinzip der Verbundenheit aus. In verstandnisvollen und Wachstum



férdernden Beziehungen gelingt ihnen so eine ,gesunde” Personlichkeitsentwicklung, wah-
rend es in ungleichen, gewaltvollen und missbrauchenden Beziehungen zu massiven Ent-
wicklungsbehinderungen kommt. Fehlende oder problematische Bindungserfahrungen so-
wie Traumatisierungen haben fur Frauen schwerwiegende Konsequenzen, die u.a. in ge-
fahrlichem Suchtmittelgebrauch, in psychischen Stérungen und delinquenten Verhalten ih-
ren Ausdruck finden. So lassen sich die Toétungsdelikte von Frauen tuberwiegend auf Be-
ziehungsdelikte zurtickfihren, finden sich im Bereich der Kindstotungen haufig Frauen mit
psychiatrischen Erkrankungen oder schwerwiegenden psychosozialen Problemen.

Gleichzeitig bezieht dieser Erklarungsansatz die vorherrschenden gesellschaftlichen
Macht- und Gewaltverhaltnisse mit ein und betont die negativen Auswirkungen einer Kultur
der Dominanz, Privilegien und Unterwerfung. Soziale Ungerechtigkeit und Ungleichheit,
Ausgrenzung und Stigmatisierung in Form von Rassismus, Sexismus und sozialer Diskri-
minierung betreffen beide Geschlechter, belasten und behindern Frauen aber in besonders
starkem MafR3e. So lassen sich nach diesem Modell die Eigentums- und Vermogensdelikte
auf die prekare 6konomische und psychosoziale Lage von Frauen zuriickfihren. (vergl.
Silke Birgitta Gahleitner, Connie Lee Gunderson, Gender-Trauma-Sucht, Asanger Verlag,
2009).

3. Lebenslagenorientierung

Die Lebenslage straffallig gewordenen Frauen ist gekennzeichnet durch massive psycho-
soziale Problemlagen, die haufig mehrere zentrale Lebensbereiche betreffen. Armut und
Randstandigkeit beschreiben grob zusammenfassend eine Lebenswirklichkeit, die sich
deutlich unterhalb des gesellschaftlichen Durchschnitts verorten lasst. Insbesondere al-
leinerziehende Frauen sind weitgehend chancenlos und in hohem Mal3e sozial benachtei-

ligt.
Die gesellschaftlich zur Verfliigung gestellten Hilfeleistungen erreichen die straffallig ge-
wordenen Frauen nur unzureichend. Haufig richten sich Unterstiitzungsgebote Uberwie-

gend an Manner und/ oder sind an deren Bedirfnissen ausgerichtet. Das Angebot von
Hilfen ist oft undbersichtlich und nicht gut vernetzt.

Far die Arbeit mit delinquenten Frauen steht deshalb fur uns eine Verbesserung der Le-
benslage im Mittelpunkt unserer Bemiihungen. Dabei geht es uns sowohl um strukturelle
Verbesserungen des bestehenden Hilfesystems im Sinne einer starkeren Ausrichtung auf
die Bedurfnisse von Frauen und einer Beseitigung von Barrieren als auch um eine gezielte
Unterstitzung und Vermittlung im Einzelfall, um die akuten Notlagen zu beheben, zumin-
dest aber abzuschwéchen.

4. Leitsatze unserer Arbeit

Wir begegnen den straffallig gewordenen Frauen mit Wertschatzung und Empathie. Da-
bei achten wir auf eine ruhige und entspannte Gespréachsatmosphére, nehmen uns Zeit
und setzen auf Vertrauen starkende Interventionen, um den hergestellten Kontakt zu fes-
tigen und belastbar zu machen.

Im Rahmen durchgehender Betreuung vermitteln wir Beziehungssicherheit und einen
zuverlassigen kooperativen Rahmen, um zu einer konstruktiven und tragfahigen Arbeits-
beziehung zu kommen.

Wir arbeiten mit einem ganzheitlichen Beratungs- und Betreuungsansatz, der bei der
Themensetzung deutlich tGber das strafféallige Verhalten hinausgeht und die komplexe Le-
bens- und Beziehungswirklichkeit von Klientinnen in den Mittelpunkt stellt. Damit wollen
wir den gemeinsamen Blick auf die bestehenden Perspektiven erweitern und uns aus einer
Problemfokussierung I6sen.

Dabei beriicksichtigen wir besonders, dass straffallig gewordene Frauen, insbesondere
delinquente Frauen mit Kindern, haufig schon in institutionellen Bezligen stehen und/ oder



einer weitergehenden und umfassenderen Unterstiitzung bedurfen. Wir halten deshalb ein
erhohtes Mald an Kooperation und Vernetzung fir erforderlich und setzen uns dafir ein.

Wir setzen in unserer Arbeit an bei den persénlichen Starken, den spezifischen Le-
benskonzepten und den individuellen Bewaltigungsstrategien, um den richtigen Aus-
gangs- und Ansatzpunkt fur unsere Interventionen zu finden.

Uns interessieren die Biografie und die Lebenswelt der Klientinnen. Deshalb erfragen
wir die zugeschriebenen Bedeutungszusammenhange hinter den individuellen Handlungs-
mustern und personlichen Strategien, um ein besseres Verstehen und eine Interventions-
berechtigung zu erméglichen.

Selbsthilfe und Eigeninitiative in Richtung einer Erweiterung von Autonomie und Ei-
genverantwortung werden von uns aufgegriffen und ausdricklich beférdert, um das Selbst-
vertrauen und das Selbstwertgefiihl der Klientinnen zu starken.

Wir arbeiten an Zielen und suchen gemeinsam mit den Klientinnen nach Losungen, um
Handlungssicherheit und Orientierung zu vermitteln.

Wir wollen helfen, die alltédgliche Not zu lindern und zu Giberwinden und die Lebensqualitét
in den verschiedenen Lebensbereichen zu verbessern. Dabei geht es uns grundsatzlich
um Gleichberechtigung und Chancengleichheit.
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Arbeit mit Sexualstraftatern bel den Sozialen Diensten der Justiz im

Lande Bremen
(Stand August 2013)

1. Beschreibung des Arbeitsschwerpunktes

Von den bei den Sozialen Diensten der Justiz im Lande Bremen betreuten Klienten
sind in den verschiedenen Verfahrensstadien (Gerichtshilfe, Bewahrungs- und
Fuhrungsaufsicht) ca . 5 % wegen Sexualstraftaten angeklagt oder verurteilt und
unterstellt. In absoluten Zahlen kann man von einem Kreis von ca. 100 Klienten
sprechen.

Die Arbeit mit dieser Klientengruppe beruht in wesentlichen Punkten auf den
Standards der Fuhrung von Bewahrungsaufsichten Dabei gilt es, zuséatzliche
Gesichtspunkte in dieser Tatigkeit besonders zu beriicksichtigen:

e Starkere Kontrolle der Lebensfiihrung

e Frilhzeitige Erkennung von Rickfallgefahrdung

e Differenziertere Hilfsangebote

e Auswahl geeigneter Therapiestellen (ambulant)

e Umfangreiche Kooperationen

1.1. Zusatzliche Qualifikation im Arbeitsschwerpunkt

Neben der grundlegenden Qualifizierung in der Straffalligenarbeit erfordert die Arbeit
mit Sexualstraftatern zusatzliche Qualifikationen. Diese sind zu verstehen als ein
primares Handlungsinstrumentarium einerseits, anderseits als ein Fall bezogener
oder fachspezifischer Austausch zu diesem Thema. Dadurch wird eine
Multiplikatorenfunktion wahrgenommen. Dieses macht erforderlich:

e die Teilnahme an entsprechenden Fachveranstaltungen und internen sowie
externen Arbeitskreisen



e die Teilnahme an fachspezifischen Fortbildungen ( z.B. BPS)
e die Bezirk tibergreifende Fallberatung/Supervision.

2. Zielgruppe

Die Gruppe der Klienten wird tber die strafrechtlichen Zugangskriterien definiert.
Vorausgegangen ist eine rechtskraftige Verurteilung nach 88 173 bis 184 ¢ StGB.
Erganzt wird diese grundsatzliche Zugangsregelung noch um zwei weitere
Mdglichkeiten, namlich

1.wenn in einem Sekundarverfahren die obige strafrechtliche Definition eintritt, so soll
die Zuordnung zum Schwerpunkt ,Sexualstraftater” erfolgen;

2.wenn Vorverurteilungen im eingangs definierten strafrechtlichen Bereich bestehen
und deren Auswertung eine Zuordnung zum Schwerpunkt rechtfertigen.

2.1. Spezieller Beratungs- und Hilfebedarf

Aufgrund der besonderen strafrechtlichen Problemstellung durch die Anlasstat oder

aufgrund der Sekundarverfahren im Bereich einer Sexualstraftat besteht neben dem
1 Bei den unterstellten Personen handelt es sich nahezu ausschlief3lich um Manner, so dass der
Begriff Klienten verwandt wird.
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Kontrollbedarf besonders in der sozialarbeiterischen Betreuung ein erweiterter Bedarf
bei dieser Zielgruppe. Dieser findet seinen Ausdruck in folgenden Themenbereichen:
¢ Auseinandersetzung mit der Sexualstraftat

e Entwicklung und regelméafiige Bestandsaufnahmen von Handlungsstrategien

zur Vermeidung des Riuckfalls, soweit dies nicht im Rahmen von Therapie

erfolgt.

e Vermittlung an geeignete Therapiestellen.

2.2. Erganzende fachliche Standards

Die fachlichen Standards in der Fihrung von Bewahrungsaufsichten werden bei
einer Tatigkeit mit Klienten in diesem Schwerpunkt um folgende zusatzliche
Standards erganzt und erweitert:

e Teilnahme am ,Arbeitskreis Sexualstraftater”;

e Entbindung von der Schweigepflicht gegentiber den Behandlerinnen und
verbindliche Kontrolle der Behandlung, sofern die Behandlung

Bestandteil einer Bewahrungsauflage ist

e Heranziehung der vorhandenen Gutachten und bei Bedarf der
Ermittlungsakten

e Erstellen der Risikoprognose | und bei Bedarf der Risikoprognose Il (s.
Anlagen)

e Fallvorstellung im Team in den ersten drei Monaten der Betreuungszeit.

3. Weisungen zur deliktspezifischen Behandlung bei der Zielgruppe

In den Bewahrungsbeschlissen gehen die Behandlungsweisungen auf die
Bestimmungen des 8§ 56¢ Abs. 3 Nr. 1 StGB zuriick. Diese kbnnen nur mit
Einwilligung des Verurteilten erteilt werden. 2 Erreicht werden hiermit diejenigen
Klienten, die aus der Haft nach 8 57 StGB entlassen werden ebenso wie diejenigen,



bei denen die verhangte Freiheitsstrafe sogleich zur Bewahrung nach 8§ 56 StGB
ausgesetzt wurde. Schlief3lich sieht 8 68 b Abs. 1 Nr. 11 StGB fur Personen mit
Fuhrungsaufsicht nach § 68 f StGB eine Weisung vor, sich ,einer Psychotherapeutin
oder einem Psychotherapeuten oder einer forensischen Ambulanz vorzustellen®.
Hierbei handelt es sich um eine strafbewahrte Weisung, die bei einem Verstol3 nach
8 145a StGB geahndet werden kann. Eine Weisung zur Behandlung in der
forensischen Ambulanz regelt 8 68b Abs. 2 StGB. Die Einwilligung des Verurteilten
zur Behandlung ist erforderlich.

3.1. Begleitung des Behandlungsverlaufs durch die Sozialen Diensten der
Justiz

Sofern eine Behandlungsweisung vorliegt, ist es die originare Aufgabe der SDdJ
deren Umsetzung zu begleiten, zu tberwachen und dem Gericht, der
Strafvollstreckungskammer oder der Fihrungsaufsichtsstelle Giber den Verlauf zu
berichten.

Wie auch bei der Erfullung von anderen Auflagen und Weisungen wirken die SDdJ

darauf hin, dass die Behandlung wie vorgesehen von dem Verurteilten absolviert

2 Eine solche Weisung sollte erst dann erteilt werden wenn auch die Zusage zur Behandlung sowie
deren Kostenuibernahme vorliegt. Dies wird allerdings nicht immer durch das erkennende Gericht
bericksichtigt.
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wird. Dabei stehen sie in enger Kooperation mit den Therapiestellen. Sofern hier
Stbrungen eintreten, z.B. durch einen Abbruch durch den Klienten, finden durch die
SDdJ Interventionen statt, die z.B. neben der Kontaktaufnahme zu dem Klienten, der
Erdrterung zur Fortsetzung der Behandlung bis hin zu einer Anregung der
gerichtlichen Anhdrung reichen kdnnen.

3.2. Veranderung bei den deliktspezifischen Behandlungen (Weisungen)

Es kdnnen vor Aufnahme einer Behandlung aber auch wahrend des Verlaufs
Veradnderungen eintreten, die einen Beginn oder die Fortsetzung in Frage stellen.
Dieses lasst sich auf unterschiedliche Ursachen zurtickfiihren. So kdnnen z.B.
mangelhafte intellektuelle Fahig- und Fertigkeiten des Klienten eine Aufnahme
verhindern. Ebenso kdnnte die akzeptierte Auflage zu einer Psychotherapie nicht
realisiert werden, weil die Voraussetzungen einer Kostenubernahme nicht erfullt
werden. Gleiches gilt aber auch bei einer Weisung, wenn durch die Therapiestellen
die Erfolgsaussichten als aussichtslos diagnostiziert werden.

In diesen Féllen setzen die SDdJ das Gericht oder die Fihrungsaufsichtsstelle
hieriber in Kenntnis. Sofern eine aktuelle Risikoprognose nicht vorliegt, wird diese in
der Forensischen Institutsambulanz eingeholt.

Bei Fuhrungsaufsichtsfallen, in denen eine Weisung gem. 8 68 Abs. 1 Nr.11 StGB
fur die Institutsambulanz der Forensik vorliegt und bei denen die Institutsambulanz
fur eine Behandlungsweisung gem. 8§ 68 Abs. 2 StGB keine Erfolgsaussichten sieht,
findet zwischen der Institutsambulanz und den SDdJ ein Austausch Uber das
Ergebnis statt. Durch die Forensische Ambulanz sollte eine Risikoprognose
vorgenommen werden. Mit den SDdJ sind mdgliche Empfehlungen fiir den weiteren
Betreuungsverlauf zu erértern. Das durch die SDdJ dokumentierte Ergebnis wird der
Fuhrungsaufsichtsstelle mitgeteilt.



4. Weitere Betreuung durch die Sozialen Diensten der Justiz

Die weitere Betreuung der Sexualstraftater durch die Sozialen Dienste der Justiz ist
im Wesentlichen durch drei Faktoren gekennzeichnet.

Die Betreuung beinhaltet neben der eigenen Risikobewertung durch Anwendung
entsprechender Arbeitsinstrumente (Risikob6gen, RRS u.a.), auch das Heranziehen
externer Ergebnisse wie gutachterliche Risikoprognosen oder Empfehlungen der
Forensischen Ambulanz.

Die Sozialen Dienste der Justiz fungieren als Koordinationsstelle, sie stimmen
Malinahmen zwischen Therapeuten, Forensik, Gerichten und weiteren Beteiligten
ab.

Neben der Notwendigkeit einer Einschatzung eines moglichen Risikos fur eine
erneute Sexualstraftat, ist die Betreuung dieser Zielgruppe immer auch ressourcen-
und

lebensweltorientiert. Der Betreuungsansatz ist ganzheitlich.

Bei einer erhdhten Ruckfallwahrscheinlichkeit werden in Kooperation mit dem
Klienten, der Fihrungsaufsichtsstelle und dem Gericht MaRnahmen eingeleitet, die
der Vermeidung eines mdglichen Ruckfalls dienen.
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Von Bedeutung dartber hinaus ist die Risikoprognostik durch die PIA-F
(psychiatrische Institutsambulanz der Forensischen Klinik). Sie kommt in den Fallen
zum Tragen, in denen im Betreuungsverlauf eine Rickfallgefahrdung durch die
Sozialen Dienste der Justiz vermutet wird, kein Gutachten existiert und/oder
Anzeichen fur eine Fremdgefahrdung/ Ruckfallgefahr vorliegen. Auch bei
Veranderungen von Weisungen kann die PIA-F miteinbezogen werden.

Der fachliche, kollegiale Austausch ist in der Arbeit mit Sexualstraftatern von
besonderer Bedeutung. Eine interne und externe Vernetzung spielt eine grof3e Rolle
bei der Einschatzung einer Rickfallgefahr und der Einleitung optimaler, adaquater
Hilfen.

4.1. Risikoprognostik durch die Forensik des Klinikum Bremen-Ost

Stellen sich im weiteren Betreuungsverlauf Entwicklungen ein, die auf eine
Ruckfallgefahrdung aufgrund der Bewertung (z.B. vorangegangener
Fallbesprechung, kollegialer Beratung, Supervision u.a.) durch die SDdJ hinweisen,
so ist die Institutsambulanz der Forensik mit der Begutachtung des Rickfallrisikos
durch die SDdJ zu beauftragen.

Die Vorgehensweise der Forensischen Institutsambulanz verlauft dabei wie folgt:
1.Aktuarische Informationen:

- Urtell, ggf. Urteile aus Vordelinquenz

- Einweisungsgutachten wenn angefertigt

- BZR

- Behandlungsmafinahmen/Verlauf wahrend der Haft (z.B. SOThA —

Berichte, Erstuntersuchung, Vollstreckungsplane, bes. Vorkommnisse etc.)

- Prognosegutachten wenn angefertigt

2. Aktuelle Einschatzung der Verlaufsentwicklung und Risikobewertung der
Bewahrung/FA, die in der spezifischen Fragestellung minden sollte durch Soziale
Dienste der Justiz

- hierzu wéare auch eine Art ,Supervisionsstunde® denkbar

3. Interview mit dem Klienten.



- je nach dem ob gesicherte Erkenntnisse tber die Personlichkeit und
Delikthypothese vorliegen, kann dies kiirzer gestaltet werden

Abschliel3end ergeht an die SDdJ eine schriftliche gutachterliche Stellungnahme zum
aktuellen Rickfallrisiko sowie Vorschlage fur Mal3hahmen.

4.2. Kollegiale- und Fachberatung

Die oftmals schwierigen und komplexen Problembereiche in der Arbeit mit dieser
Zielgruppe bedirfen der regelmafigen Ruckkopplung des Betreuungsverlaufs.
Insbesondere im Hinblick auf die Gefahrlichkeitseinschatzung/ Ruckfallgefahr erweist
die kollegiale und externe Beratung ihren Stellenwert, um Erkenntnisse abzusichern
oder Unsicherheiten zu reflektieren und ggf. zu beheben.
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RegelméanRige Fallbesprechungen im Team, sowie der fachliche Austausch durch die
Teilnahme am Arbeitskreis bieten die Mdglichkeit zur Transparenz, der Weitergabe
von Erfahrungs- und Fachwissen sowie der Einbeziehung weiterer Perspektiven in
die Einzelfallhilfe. Diese wirken sich somit positiv auf die Qualitat der Arbeit aus.
Zuletzt erfullen kollegiale Beratungen eine wichtige Entlastungsfunktion fir die
professionell Tatigen.

Die Klienten werden zeitnah zu Beginn der Ubernahme in einer Fallbesprechung
ausfuhrlich vorgestellt, die Ergebnisse werden dokumentiert. Danach sollten
regelmalig weitere Fallbesprechungen durchgefuihrt werden.

In der Praxis haben sich zudem eine klare verbindliche Vertretungsregelung sowie
ein Vier-Augen-Prinzip als sinnvoll erwiesen.

Supervision und regelmafige Fortbildungen sind dartber hinaus ein unverzichtbarer
Bestandteil dieser Arbeit. Sie sind fallbezogen und teamubergreifend strukturiert.
Zudem bietet Supervision eine externe, professionelle Fachberatung.

5. Kooperationspartner

Kooperation dient der Minimierung eines Restrisikos durch optimale Abstimmung der
Hilfen. Sie starkt die Mitarbeiterinnen bei ihrer Aufgabe, sich ein umfassendes Bild
der Personlichkeit des Klienten und der Einschatzung eines moglichen Ruckfalls zu
machen. Weiterhin kann hierdurch ein umfassendes Beratungs- und
Behandlungsangebot erschlossen werden. Durch eine engmaschige Vernetzung ist
die Entwicklung eines ressourcen- und deliktpraventiven Betreuungskonzepts erst
voll umsetzbar.

Kooperationspartner in der Arbeit mit Sexualstraftatern sind insbesondere:

- Therapeuten

- Forensische Kliniken

- Sozialtherapeutische Einrichtungen

- Vollzugabteilung 23 der JVA Bremen ,Gewalt- und Sexualstraftater”,
/Sozialtherapeutische Abteilung der JVA

- Fachstelle fur Gewaltpravention

- Behandlungszentren

- HEADS-Abteilung der Polizei

- Trager der freien Straffalligenhilfe



§ 18 Dienstzeiten

(1)

(2)

3)

(4)

Im Rahmen der fir den 6ffentlichen Dienst festgesetzten taglichen Arbeitszeit
und vorbehaltlich der durch die Dienststellenleiter*in der Sozialen Dienste der
Justiz im Lande Bremen bestimmten Préasenzzeiten sind die sozialpadagogi-
schen Mitarbeiter*innen der Arbeitsgruppen befugt, ihre Dienstobliegenheiten
auch auf3erhalb der tiblichen Dienstzeiten und aul3erhalb der Dienstgebaude
wahrzunehmen, soweit die Erflllung der Aufgaben dies erforderlich macht.
Eine ganztdgige Abwesenheit ist nur aus zwingenden dienstlichen Griinden
zulassig. Sie bedarf der Zustimmung der Dienststellenleitung.

Jede sozialpadagogische Mitarbeiter*in gewahrleistet eine Préasenzzeit ein-
mal wdchentlich, jeweils montags, von 14.00 bis 18.00 Uhr.

Die Dienststellenleiter*in ist befugt, im Einzelfall den schriftlichen Nachweis
Uber den Arbeitseinsatz anzuordnen.

Die Mitarbeiter*innen, die nicht sozialpddagogische Mitarbeiter*innen sind,
unterliegen der geltenden Dienstvereinbarung utber die gleitende Arbeitszeit.
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Bremen, 29.04.2019

Verfugung
Neuregelung der Prasenz- und Sprechzeiten bei den Sozialen Diensten der Justiz

Erganzend zu § 12 und § 18 der Allgemeinen Verfligung des Senators fur Justiz und Ver-
fassung vom 21.02.2019, in Kraft getreten am 01.04.2019, werden die Prasenz- und Sprech-
zeiten wie folgt geregelt:

3.

10.

Jede sozialpddagogische Mitarbeiter*in gewahrleistet eine Prasenzzeit einmal
wdchentlich, jeweils montags, von 14.00 bis 18.00 Uhr. Es besteht keine Ver-
pflichtung, die achtstiindige Dienstzeit zu Uberschreiten.

Die regionalen Arbeitsgruppen gewahrleisten analog zu den Grundsatzen der
gleitenden Arbeitszeit vom 10.02.2007 folgende Prasenzzeiten:

- montags von 9.00 bis 14.00 Uhr

- dienstags bis donnerstags von 9.00 bis 15.00 Uhr

- freitags von 9.00 bis 13.30 Uhr

Entsprechend den Prasenzzeiten regeln die Arbeitsgruppen die Verantwortlichkei-
ten. Sie benennen jeweils die verantwortliche sozialpadagogische Mitarbeiter*in.

Die sozialpadagogischen Mitarbeiter*innen kdnnen Sprechzeiten fir die Klientel
bestimmen.

Die getroffenen Regelungen sind in den jeweiligen Geschéaftsordnungen der regi-
onalen Arbeitsgruppen darzulegen.

Anderungen oder Abweichungen bediirfen der Zustimmung durch die Dienststel-
lenleitung.

Die Verfigung vom 25.07.1997 entféllt.

Die Verfugung vom 14.03.2017, in Kraft getreten zum 01.04.2017, wurde im Rah-
men der Uberarbeitung des Handbuchs der Sozialen Dienste der Justiz im Lande
Bremen redaktionell verandert. Sie wird aufgehoben.

helmut.schwiers@sddj.bremen.de



11. Die Verfuigung tritt zum 01.06.2019 in Kraft.

Bremen, 29.04.19

-Helmut Schwiers-



8§ 19 Dienstgange und Dienstreisen

(1)

(2)

Fur Dienstgange zu Orten innerhalb des Bereiches des Verkehrsverbundes,
die mit offentlichen Verkehrsmitteln und vertretbarem zeitlichen Aufwand er-
reicht werden kénnen, sind die den Arbeitsgruppen zur Verfigung gestellten
BOB-Tickets zu benutzen. Dies gilt insbesondere flur den innerstadtischen
Bereich. Fir Dienstgéange zu Orten, die nur mit unverhaltnismaRigem Zeitauf-
wand mit offentlichen Verkehrsmitteln erreicht werden kdnnen, ist die Benut-
zung des privaten Pkw zulassig, sofern die Dienststellenleiter*in dafur die Ge-
nehmigung erteilt hat.

Antrage auf die Genehmigung von Dienstreisen Uber die Landesgrenzen hin-
aus sind mindestens 14 Tage vor Antritt der Reise bei der Dienststellenlei-
ter*in zu stellen.



§ 20 Fortbildung und externe Fachberatung

(1)

)

®3)

Die sozialpadagogischen Mitarbeiter*innen sind verpflichtet, sich in angemes-
senem Umfang fortzubilden.

Die einzelnen Arbeitsgruppen und ihre Mitglieder kbnnen eine Beratung durch
externe Fachkrafte in Anspruch nehmen, wenn die betreffenden Mitarbei-
ter*innen sich kontinuierlich daran beteiligen.

Einzelne sozialpddagogische Mitarbeiter*innen kénnen externe Fachbera-
tung (Supervision) in Anspruch nehmen.



[ll. Grundséatze der Aufgabenwahrnehmung

- Bewahrungshilfe und Fuhrungsaufsicht -

§21 Aufgaben

(1)

(2)

Die sozialpadagogischen Mitarbeiter*innen fuhren die Aufsicht und Leitung
uber die Klient*innen. Sie stehen ihnen beratend, helfend und betreuend zur
Seite mit dem Ziel, diese zu beféhigen, ein straffreies Leben in sozialer Ver-
antwortung zu fuhren und die Auswirkungen ihres delinquenten Handelns zu
erkennen.

Die sozialpadagogischen Mitarbeiter*innen tberwachen im Einvernehmen
mit den Auftrag gebenden Stellen die Erfullung der Auflagen und Weisungen.
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F (0421) 361 15602

E-Mail
helmut.schwiers@sddj.bremen.de

Bremen, 29.04.2019

Ende des gesetzlichen Auftrages der Bewahrungshilfe — Abschluss von Akten der Be-
wahrungs- und Fihrungsaufsicht ohne vorliegenden gerichtlichen Beschluss

Erganzend zu § 21 der Allgemeinen Verfigung des Senators fur Justiz und Verfassung
vom 21.02.2019, in Kraft getreten am 01.04.2019, wird das Ende des gesetzlichen Auftrages

der Bewahrungshilfe wie folgt geregelt:

1. Der Auftrag der Bewahrungshilfe/ der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen
endet mit Ablauf der Unterstellungszeit. Akten der Bewahrungs- und Fuhrungsauf-
sicht sind deshalb nach Fristablauf abzuschlieen. Dazu wird eine maximale Bearbei-

tungsdauer von drei Monaten eingeraumt.

2. Das zustandige Gericht ist rechtzeitig vor Ablauf der Unterstellungszeit tiber das
Ende des Auftrages der Bewahrungshilfe zu informieren. Es ist folgender Text zu ver-

wenden
(Hinweis: nicht Zutreffendes streichen!):

.Frau/ Herr wurde mit Urteil vom ...zu einer Freiheitsstrafe verurteilt. Die Vollstre-
ckung der Strafe wurde zur Bewahrung ausgesetzt. Mit Beschluss vom ...wurde eine
Bewahrungszeit von ...Jahren angeordnet. Die Unterstellung unter die Aufsicht und
Leitung eines Bewahrungshelfer/ einer Bewahrungshelferin endet am... .

Die Entscheidung tiber den Erlass der Strafe steht noch aus. Folgeentscheidungen
Uber eine Verlangerung der Bewéahrungs- und Unterstellungszeit sind hier nicht be-

kannt geworden.

In dieser Angelegenheit endet mit Ablauf der Unterstellungszeit am der gesetzliche
Auftrag der Bewahrungshilfe. Aus diesem Grund wird hier der Bewé&hrungshilfevor-

gang abgeschlossen.

Die Klient*in wird aber in einer weiteren Bewahrung/ in weiteren Bewahrungen (AZ: )

betreut.

Eine Verpflichtung der Klientin/ des Klienten zur weiteren Zusammenarbeit besteht in



dieser Angelegenheit nicht mehr. Es wurde aber das Angebot einer freiwilligen Zu-
sammenarbeit und Nachbetreuung unterbreitet. Das Einverstandnis der Klientin/ des
Klienten liegt dazu vor/ liegt dazu nicht vor.

Um Kenntnisnahme und Beachtung wird gebeten.*

In der Abschlussverfligung ist der Eintrag ,,Ablauf Unterstellung” (Erwachsene) bzw.
»Ablauf Unterstellung“ (Jugendliche) zu verwenden.

Eine Nachbetreuung ist nach Beendigung der Unterstellungszeit in begriindeten Ein-
zelfallen und fir einen angemessenen Zeitraum maoglich. Voraussetzung ist das Ein-
verstandnis der Klient*in, welches zu dokumentieren ist. Flr eine Nachbetreuung ist
eine ,Formlose Betreuung“ anzulegen. Im Falle anhangiger Sekundarverfahren, die
im Rahmen freiwilliger Zusammenarbeit begleitet werden sollen, ist eine Gerichtshilfe
einzurichten.

Die Verfligung vom 22.12.2011, in Kraft getreten am 01.01.2012 (18-Monatsfrist-Re-
gelung), “Abschluss von Akten der Bewahrungs- und Fiihrungsaufsicht ohne vorlie-
genden gerichtlichen Beschluss* entfallt.

Die Verfugung ,,Ende des gesetzlichen Auftrages der Bewahrungshilfe* vom
28.09.2018, in Kraft getreten am 01.10.2018, wurde im Rahmen der Uberarbeitung
des Handbuchs der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen redaktionell veran-
dert. Sie wird aufgehoben.

Die Verfligung tritt zum 01.06.2019 in Kraft.

Bremen, 29.04.2019

-Helmut Schwiers-



Anlage 2 zu § 21

Fachliche Standards der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen fiir das Ar-

beitsfeld der Bewé&hrungshilfe
(zuletzt Uberarbeitet in der TSK am 19.06.2019 und 17.07.2019)

1)
Fachliche Standards fiir die Arbeit mit der Klientel

1 Erstkontakt

Innerhalb von 14 Tagen nach Eingang der Unterlagen erfolgt eine schriftliche Ein-
ladung zum Gesprach, in der auch der Zweck des Gespréchs benannt wird. Ein
Informationsblatt soll beigefligt werden.

12 Erst- und Folgegesprache
Auf der Grundlage des Informationsblattes wird das Erstgesprach so gestaltet,
dass ein gegenseitiges Kennenlernen sowie ein konstruktiver und umfassender
Informationsaustausch méglich werden.
Erganzend wird ein mdglicher aktueller Handlungsbedarf aufgrund akuter Prob-
leme und Fragen nachgefragt. Die gegenseitige Erreichbarkeit und Vereinbarun-
gen zur weiteren Gestaltung der Bewahrungsaufsicht werden abgeklart.

13 Erstbericht/Folgebericht/Anschlussbericht

" | In der Regel werden die Berichte im Rahmen einer transparenten Arbeitsweise mit

den Klient*innen besprochen und die Inhalte der Berichte zum besseren Verstand-
nis erlautert.

1.4, Arbeitsplanung
Der Verlauf der Bewahrungszeit wird mit den Klient*innen innerhalb der Eingangs-
phase besprochen und geplant. Dabei werden die fachlichen Aspekte einer Hilfe-
und Kontrollleistung sowie mogliche Zielsetzungen thematisiert und fortlaufend
gemeinsam reflektiert.

15 Umgang mit Straftaten

a) Klient*in schildert eine der Polizei nicht bekannte strafbare Handlung
Im Erstgesprach bzw. in Folgegesprachen wird auf das fehlende Zeugnisverwei-
gerungsrecht und die Mitteilungspflichten gegeniiber dem bewahrungsfihren-
den Gericht hingewiesen.

Will eine Klient*in eine Straftat schildern, wird das Gesprach zunachst unterbro-
chen und nochmals auf mégliche Mitteilungspflichten hingewiesen.

Schildert die Klient*in eine nicht polizeibekannte Straftat, wird sie tUber die recht-
lichen Folgen belehrt. Sie bekommt eine klare Anweisung, die strafbaren Hand-
lungen zu unterlassen. Es wird eine deutliche Haltung eingenommen, um Rol-
lenklarheit zu wahren und das Rechtsbewusstsein zu starken.

Die erfolgte Straftat wird unter verschiedenen Kriterien betrachtet:

e Einschlagige Straftat




Qualitat der Straftat
Vergehen oder Verbrechen
Schadenshdhe

Folgen fur das/die Opfer

Bei gravierenden Straftaten wird angeregt:

eine Selbstanzeige

sich selbst zu stellen

ein Tater-Opfer-Ausgleich

eine Schadensregulierung

Im Regelbericht werden strafbare Handlungen mitgeteilt, in der Regel mit
Hinweis auf Hilfemdglichkeiten/erfolgte Aktivitaten.

Eine sofortige Mitteilung an das Gericht erfolgt als letzter Schritt.

b) Klient*in schildert eine der Polizei oder der StA bereits bekannte
strafbare
Handlung

Schildert die Klient*in eine bereits bekannte Straftat, wird sie Uber die rechtli-
chen Folgen belehrt. Sie bekommt eine klare Anweisung, die strafbaren Hand-
lungen zu unterlassen. Es wird eine deutliche Haltung eingenommen, um Rol-
lenklarheit zu wahren und das Rechtsbewusstsein zu starken.

o Die Sichtweise der Tater*in und des Opfers werden besprochen.

e Es wird ausfuhrlich erortert, was jetzt getan werden muss/getan werden
kann.
Es werden Mdglichkeiten der Schadenswiedergutmachung/TOA erdortert.
¢ Notwendige Malinahmen werden eingeleitet.

Im Regelbericht werden die Straftaten/Anklagen mitgeteilt.

c) Klient*in berichtet von geplanten strafbaren Handlungen

Die Angaben werden auf ihre Ernsthaftigkeit gepruft.

Die Klient*in wird Uber die Rechtsfolgen aufgeklart.

Ihre Verantwortlichkeit wird klargemacht.

Bei ernstzunehmenden Androhungen wird der Klient*in dargelegt, dass
eine Mitteilung ans Gericht erfolgt bzw. eine Anzeige erstattet wird.

e Die Anzeigepflichten gem. § 138 StGB werden eingehalten.

d) Bewahrungshelfer*in beobachtet eine Selbst- und/oder Fremdgefahr-
dung

e Im Falle einer Selbstgefahrdung werden geeignete Malinahmen (z.B. Kri-
senintervention) ergriffen und das Hilfesystem erértert.

¢ Im Falle einer Fremdgefahrdung erhalt die Klient*in die unmissverstandli-

che Anweisung, die entsprechenden Handlungen zu unterlassen (5.3. gilt

entsprechend).

kollegiale Beratung/Fallbesprechung

(sofortige) Mitteilung ans Gericht

evtl. MalRnahmen vorschlagen

Anhorung/Sicherungshaftbefehl anregen

1.6.

Auflagen und Weisungen

Die Erflllung der Auflagen und Weisungen werden regelmaiig thematisiert. Hilfen
zur Erfullung werden angeboten.




Bei Bedarf werden dem zustéandigen Gericht Vorschlage fur Auflagen- und Wei-
sungsanderungen unterbreitet. Die Veranderungsvorschlage werden mit den Kili-
ent*innen besprochen.

Verstolle gegen Auflagen und Weisungen, die dem Gericht mitgeteilt werden sol-
len, werden mit den Klient*innen besprochen.

1.7.

Kontaktfrequenz/Kontaktabbruch

Im Rahmen der Arbeitsplanung wird gemeinsam mit den Klient*innen eine Kon-
taktfrequenz vereinbart. Auf die Einhaltung wird geachtet.

Wird die Kontaktfrequenz nicht eingehalten, der Kontakt abgebrochen oder es un-
terbleiben personliche Kontakte, so wird aktiv auf eine Verbesserung der Zusam-
menarbeit hingewirkt.

Es erfolgt eine Mitteilung an das zustandige Gericht spatestens dann, wenn ent-
gegen getroffener Vereinbarungen zur Kontaktfrequenz innerhalb von drei Mona-
ten kein Kontakt zu den Klient*innen hergestellt werden konnte.

2)
Fachliche Standards fiur die Zusammenarbeit mit den Auftraggebern

2.1.

Auftragsbestatigung

Innerhalb von 14 Tagen nach Eingang der Unterlagen erhalt der Auftraggeber
eine Ubernahmemitteilung mit Zusténdigkeit der Bewahrungshelfer*in durch die
Geschéftsstelle der Sozialen Dienste der Justiz.

2.2.
2.2.1.

Berichterstattung/Regelberichte

Erstbericht

Der Erstbericht wird auf Anforderung durch den Auftraggeber oder pro-aktiv inner-
halb der ersten drei Monate nach Eingang der gerichtlichen Unterlagen erstattet.
Der Bericht enthalt in der Regel:

- die Bestatigung der Kontaktherstellung.

- die Darstellung der Wohn- und Arbeitssituation sowie der wirtschaftlichen Ver-
haltnisse und der Auflagenerfullung

Kann innerhalb von drei Monaten kein Kontakt zu den Klient*innen hergestellt
werden, so erfolgt hieriber eine Mitteilung an den Auftraggeber.

2.2.2.

Folgeberichte

Die Folgeberichte werden nach Anforderung durch den Auftraggeber in der Regel
innerhalb von acht Wochen nach Eingang der Berichtsanforderung erstattet.

Sofern mehrere Bewahrungs- und Fuhrungsaufsichten gefuihrt werden, erfolgt in
der Regel zu den anderen Geschaftszeichen eine gleichzeitige Berichterstattung.
Kann die Frist zur Berichterstattung nicht eingehalten werden, erfolgt an den Auf-
traggeber eine Zwischenmitteilung.

2.2.3.

Abschlussbericht

Der Abschlussbericht wird dem Auftraggeber proaktiv tibersandt, wenn ein Erlass
erwartet bzw. angeregt werden kann oder die Unterstellungszeit endet. Ansonsten
erfolgt eine Berichtserstattung nach Aufforderung.




Der pro-aktive Abschlussbericht soll dem Auftraggeber spéatestens 4 Wochen vor
Ablauf der Bewahrungszeit/ der Filhrungsaufsicht vorliegen.

Berichte aus besonderem Anlass

R Die Berichte aus besonderem Anlass erfolgen pro—aktiv
e Dbei Inhaftierung
e bei VerstéRen gegen Auflagen und Weisungen, sofern die Malinahmen
der SDdJ erschopft sind
e bei Erfullung von Auflagen und Weisungen, sofern der Folgebericht nicht
abgewartet werden soll
e Dbei gravierenden neuen Ermittlungsverfahren
e wenn die Voraussetzungen zu einer Anregung der Verkiirzung der Bewéah-
rungszeit/Dauer der Fuhrungsaufsicht oder der Aufhebung der Unterstel-
lung unter die Bewéahrungshilfe vorliegen
e Dbei Vorschlagen zu Veranderungen von Auflagen und Weisungen
e bei Anschriftendnderungen
3)
Innerorganisatorische Standards
31 Fallverteilung
" | Bisher nicht bekannte Klient*innen werden durch die Geschéftsstelle nach regio-
nalen Gesichtspunkten den zusténdigen Arbeitsgruppen zugewiesen (Grundsatz
der Regionalisierung).
In den Arbeitsgruppen erfolgt innerhalb einer Woche die Fallverteilung und damit
die personliche Zuordnung. Dabei werden insbesondere die Kriterien fachliche
Eignung, fachliche Schwerpunkte und aktuelle Belastungssituation berticksichtigt.
Die Fallverteilung erfolgt im Rahmen kollegialer Beratung und Absprache. Eine
Transparenz gegeniber allen Beteiligten ist gewahrleistet.
Bei bereits bekannten Klient*innen wird Bezug genommen auf § 15 der AV des
Senators fur Justiz und Verfassung vom 21.02.2019, der den Grundsatz der
durchgehenden Betreuung regelt.
39 Dokumentation
"~ | Die Arbeit mit den Klient*innen wird im Vermerketeil (3. Nadel der Akte) schriftlich
dokumentiert.
Die Dokumentation umfasst die aktuelle Darstellung der Lebenssituation, die Wie-
dergabe der Erfullung von Auflagen und Weisungen sowie den strafrechtlichen
Verlauf und ggf. besondere Umstande im Verlauf der Bewahrungs- oder Fih-
rungsaufsicht.
3.3. Arbeitsplanung

1. Eine personenbezogene Falliibersicht wird innerhalb der ersten vier Mo-
nate der Betreuungszeit erstellt. Sie gewahrleistet einen schnellen Uber-
blick Uber die wesentlichen Daten, Zusammenhéange und Entwicklungen
im Einzelfall und sichert die Vertretungssituation.




2. Im Rahmen der Dokumentation im Vermerketeil erfolgt eine Arbeitspla-
nung innerhalb der ersten vier Monate der Betreuungszeit. Die Arbeitspla-
nung umfasst eine Anamnese, eine Beschreibung der Handlungsbedarfe
sowie der Zielsetzungen und Interventionsplanungen.

3.4.

Beschwerdeverfahren fur Klientlnnen

1. Tragen Klient*innen der Bewahrungshelfer*in ihre Einwénde gegen die per-
sonenbezogene Fihrung der Bewéahrungs- oder Fiuihrungsaufsicht vor, so
werden diese gemeinsam erortert.

2. Sofern keine Losung herbeigefuihrt werden kann, wird die Beschwerde im
Team besprochen, das Ergebnis wird den Klient*innen mitgeteilt.

3. Bei Bedarf der Klient*innen kann sie mit der Leitung der SDdJ das Ergebnis
besprechen.

4. Tragen Klient*innen ihre Einwande in einer anderen Arbeitsgruppe vor, so
verweist die angesprochene Mitarbeiter*in die Klient*innen an die fir sie zu-
standige Mitarbeiter*in oder Arbeitsgruppe. Gleichzeitig wird hiertiber die
zustandige Mitarbeiter*in oder die Arbeitsgruppe informiert.

5. Von der unter 1. bis 4. genannten Verfahrensweise wird das Recht der Kli-
ent*innen, ihre Beschwerden und Einwénde der Leitung direkt vorzutragen
und damit den fur Verwaltungsablaufe Gblichen Weg zu wahlen, nicht be-
rahrt.

Geschaftsprifungen

Geschéftsprufungen sind gemaR der ,Allgemeinen Verfligung des Senators fiir
Justiz und Verfassung uber die Geschéftsprifungen bei den Gerichten und
Staatsanwaltschaften® vom 06.03.2012 durchzufiihren und betreffen alle Mitarbei-
ter*innen der SDdJ.

Die Ziele der Geschaftsprifungen sind in Ziffer 2.1. und 2.2. der AV genannt.
Der Verfahrensablauf der Geschaftspriufungen gestaltet sich wie folgt:

a) Geschaftsprifungen werden grundsétzlich durch die Dienststellenleitung
der SDdJ durchgefihrt.

b) Geschaftsprifungen werden durch die Dienstellenleitung rechtzeitig ange-
kundigt. Mit der Anktindigung verbunden ist der Hinweis in welcher Form
zur Vorbereitung Akten angefordert werden. Dieses kann im Vorfeld der
Geschaftsprifung mit den Mitarbeiter*innen der Arbeitsgruppen erortert
werden. Dabei werden auch die Ziele der Geschaftspriufung benannt.

c) Grundlage fir die Geschéftsprifungen bildet die Papierakte in Fallen der
Bewahrungshilfe, der Fihrungsaufsicht, der Gerichtshilfe, der Amtshilfe
und der Formlosen Betreuungen. Nach Absprache werden in der Regel
5 Akten je Mitarbeiter*n der Dienststellenleitung zur Verfigung gestellt.

Die Ergebnisse der Geschéaftsprifungen werden protokolliert. Sie werden den Mit-
arbeiter*innen im Rahmen eines Fachgesprachs zu Kenntnis gegeben und be-
sprochen. Das Fachgespréch bietet auch Gelegenheit, grundséatzliche Themen
anzusprechen, die tUber die Arbeitssituation der Mitarbeiter*innen Auskunft geben.




§ 22 Berichtspflicht

(1)

(2)

Die sozialpadagogischen Mitarbeiter*innen berichten tber die Lebensfiihrung
der Klient*innen grundséatzlich innerhalb der ersten drei Monate nach Beginn
der Bewahrungsaufsicht, anschlieend in jahrlichem Abstand und zum Ablauf
der Bewahrungszeit, soweit von der Auftrag gebenden Stelle keine anderen
Zeiten bestimmt werden. Zwischenberichte sind zu erstatten, wenn das Ver-
halten der Klient*innen oder sonstige Umstande - insbesondere bei der Erfll-
lung der erteilten Auflagen und Weisungen - hierzu Anlass geben.

Der schriftliche Bericht muss sdmtliche Quellen zu den mitgeteilten Tatsachen
angeben. Neben Tatsachen und Fakten enthalt der Bericht Wertungen und
Einschétzungen, die als solche deutlich gekennzeichnet sein missen.



§ 23 Arbeitsplanung

(1)

(2)

(3)

Nach Ubernahme der Bewahrungsaufsicht ist eine schriftliche Arbeitsplanung
zu erstellen, die unter Beriicksichtigung der Auflagen und Weisungen der Auf-
trag gebenden Stelle Angaben tber Art, Umfang, Dauer und Durchfiihrung
von Betreuungsmaf3nahmen enthélt. Die Klient*innen sind an der Aufstellung
des Plans zu beteiligen. Die Arbeitsplanung ist entsprechend der Entwicklung
der Klient*innen fortzuschreiben.

Zu dem festgestellten Zeitpunkt des frihestmoglichen Straferlasses ist zu pri-
fen, ob die Bedingungen fiir eine entsprechende Anregung beim Gericht er-
fullt sind. Erfolgt keine Anregung, sind die Grinde hierfur in der Akte zu ver-
merken.

Innerhalb der ersten vier Monate der Betreuungszeit ist eine Falliibersicht zu
erstellen. Die jeweils aktuelle Fassung ist in Papierform zur Akte zu nehmen.



§ 24 Hausbesuche

(1)

(2)

Die sozialpddagogischen Mitarbeiter*innen haben sich einen eigenen Ein-
druck von den Wohnverhaltnissen der Klient*innen zu verschaffen. Zu diesem
Zweck soll im ersten Betreuungsjahr ein Hausbesuch durchgefihrt werden.
Wird davon abgewichen, sind die Grinde hierfir in der Akte zu vermerken.

Der Hausbesuch soll mit der Zustimmung der Klient*innen erfolgen.



- Gerichtshilfe —

§ 25 Auftraggeber

(1)

(2)

Gerichtshilfeauftrage werden eingeleitet auf Ersuchen einer Staatsanwalt-
schaft, eines Gerichtes, einer mit Gnadensachen oder mit Strafregisterver-
gunstigungen befassten Stelle, gemafl? 8§ 1 Abs.2 dieser Verfligung oder im
Wege der Amtshilfe fiir eine andere Gerichtshilfestelle.

Das Néahere Uber die Beauftragung der Sozialen Dienste der Justiz im Lande
Bremen durch die Staatsanwaltschaft Bremen wird durch eine gesonderte All-
gemeine Verfligung geregelt.



§ 26 Aufgabenerfillung

(1)

(2)

3)

(4)

Zur Erfullung der Gerichtshilfeaufgaben ist die Erforschung der Persdnlichkeit
und der Lebensverhaltnisse der Klient*innen erforderlich. Die Ursachen und
Beweggrinde fur das strafbare Verhalten und die Aussichten, Ansatzpunkte,
Einwirkungsmaoglichkeiten und Wege fir eine kinftige straffreie Lebensfiih-
rung der Klient*innen sind zu ermitteln.

Im Rahmen des Ermittlungsverfahrens und des Hauptverfahrens sind die Um-
stande zu erforschen, die fur die Bestimmung der Rechtsfolgen der Tat und
fur die Strafzumessung sowie die Strafaussetzung zur Bewahrung von Be-
deutung sein kdnnen. Soziale und psychische Aufféalligkeiten der Klient*innen
sollen aufgeklart werden. Es kann ein Tater-Opfer-Ausgleich, insbesondere
eine Schadenswiedergutmachung, angeregt werden, der den Klient*innen bei
der Strafzumessung zu Gute kommen kann. Es sollen soziale Hilfsmafinah-
men fur die Klient*innen eingeleitet werden, die im Rahmen einer Kriminal-
prognose zu ihren Gunsten berticksichtigt werden kénnen.

Durch die Einschaltung in Haftsachen kann in geeigneten Fallen der Vollzug
der Untersuchungshaft verklirzt oder vermieden werden, indem die personli-
che oder wirtschatftliche Lage der Klient*innen aufgeklart und auf diese Weise
Umstande zu Tage gebracht werden, die den Verdacht der Fluchtgefahr aus-
rdumen oder entscheidend mindern.

Die die Gerichtshilfetatigkeit austibenden sozialpadagogischen Mitarbei-
ter*innen haben sowohl die zu Gunsten als auch zu Lasten der Klient*innen
ins Gewicht fallenden Umstande zu berticksichtigen.



§ 27 Belehrungen

(1)

(2)

3)

(4)

Die sozialpadagogischen Mitarbeiter*innen haben bei Gerichtshilfeauftragen
den betroffenen Personen mitzuteilen, wer sie beauftragt hat und was sie er-
mitteln sollen.

Die Klient*innen und die zur Aussageverweigerung berechtigten Personen
sind vorweg dariber zu belehren, dass es ihnen freisteht, Ausklnfte zu ertei-
len. Erkundigungen bei dritten Personen werden im Allgemeinen nur einge-
holt, wenn die Klient*innen damit einverstanden sind; dies gilt nicht fir die
Einholung von Auskinften bei Behorden.

Lehnen die Klient*Xinnen eine Zusammenarbeit ab, so wird dies der ersuchen-
den Stelle mitgeteilt. Gleiches gilt, wenn eine Person, deren Angaben fiir die
Durchfuihrung des Berichtsauftrages von erheblicher Bedeutung sind, die Zu-
sammenarbeit ablehnt.

Kommen die Klient*innen den Vorladungen der Sozialen Dienste der Justiz
im Lande Bremen nicht nach, so ist zu versuchen, den Auftrag aktiv mit Hilfe
anderer geeigneter MaRnahmen zu erfillen.



§ 28 Berichterstattung

(1)

(2)

Der Gerichtshilfebericht wird in der Regel schriftlich erstattet und von den so-
zialpddagogischen Mitarbeiter*innen in eigener Verantwortung und unter ih-
rem Namen unterzeichnet. Der Bericht wird der Auftrag gebenden Stelle un-
mittelbar zugeleitet. Bei Beauftragungen gemaf § 1 Abs. 2 dieser Verfligung
erhalten die Klient*innen eine Durchschrift des Berichtes.

Der Inhalt des Gerichtshilfeberichtes richtet sich in erster Linie nach dem Be-
richtsauftrag und soll, soweit dies erforderlich erscheint, eine psychosoziale
Anamnese, Diagnose und Prognose enthalten. Der Bericht hat sich auf mit
Quellen belegte Tatsachenangaben zu stiitzen.



IV.Inkrafttreten
Diese Allgemeine Verfligung tritt am 01.04.2019 in Kraft.

Zugleich tritt die Allgemeine Verfligung des Senators fur Justiz und Verfassung tiber Auf-
gaben und Organisation der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen vom
21.08.2014 aul3er Kraft.

Der Senator flr Justiz und Verfassung Bremen, den 21. Februar 2019

In Vertretung

Schulz
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	(2) Die Mitwirkung von sozialpädagogischen Mitarbeiter*innen bei privaten Trägern der Straffälligenhilfe kann als dienstliche Tätigkeit anerkannt werden, wenn mit dem Träger eine Kooperationsvereinbarung nach § 7 Abs. 2 dieser Allgemeinen Verfügung be...

	§ 7 Zusammenarbeit
	(1) Mit den Ämtern, den Hilfeeinrichtungen anderer Behörden und den Verbänden der freien Wohlfahrtspflege ist eng zusammenzuarbeiten. Dies gilt insbesondere für die Zusammenarbeit mit Personen, Fachkräften, Diensten und Einrichtungen, die in den jewei...
	(2) Die Zusammenarbeit mit den Trägern und Einrichtungen der Freien Straffälligenhilfe im Lande Bremen soll durch Kooperationsvereinbarungen geregelt werden.
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	II. Organisation des Dienstbetriebes
	§ 8 Einrichtung und Bezeichnung der Dienststelle
	(1) Im Geschäftsbereich des Senators für Justiz und Verfassung wird zum 01.01.2011 eine Dienststelle mit der Bezeichnung „Soziale Dienste der Justiz im Lande Bremen“ gebildet.
	(2) Die Dienst- und Fachaufsicht über die Dienststelle Soziale Dienste der Justiz im Lande Bremen obliegt dem Senator für Justiz und Verfassung. Die Weisungsbefugnis des Gerichts nach § 56d Absatz 4 Satz 2 und nach § 68a Absatz 5 des Strafgesetzbuches...

	§ 9 Leitung der Dienststelle der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen
	(1) Die Dienststellenleiter*in der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen wird durch den Senator für Justiz und Verfassung bestellt. Die Dienststellenleiter*in soll das in der Allgemeinen Verfügung des Senators für Justiz und Verfassung über die ...
	(2) Der Dienststellenleiter*in obliegt die Dienst- und Fachaufsicht über die Mitarbeiter*innen der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen.
	(3) Der Senator für Justiz und Verfassung bestellt eine ständige Vertreter*in für die Aufgaben der Dienststellenleiter*in. Die ständige Vertreter*in soll das in der Allgemeinen Verfügung des Senators für Justiz und Verfassung über die Anforderungsprof...
	(4) Die Dienststellenleiter*in kann einzelne ihr oder ihm obliegende Aufgaben auch anderen sozialpädagogischen Mitarbeiter*innen zur Wahrnehmung in ihrem oder seinem Auftrag übertragen.

	§ 10 Arbeitsgruppen
	(1) Die Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen sind regional gegliedert in die Arbeitsgruppen Bremen-Mitte, Bremen-Ost, Bremen-Süd, Bremen-West, Bremen-Nord sowie Bremerhaven.

	§ 11 Aufgaben der Arbeitsgruppen
	(1) Jede Arbeitsgruppe nimmt die ihr zugewiesenen Aufgaben der Bewährungshilfe, der Führungsaufsicht, der Gerichtshilfe für Erwachsene, der Amtshilfe und der formlosen Betreuung mit den der Arbeitsgruppe zugeordneten Mitarbeiter*innen einheitlich wahr.
	(2) Soweit es die Aufgabenerfüllung zulässt, können die Mitarbeiter*innen Regelungen treffen, wonach einzelne Mitarbeiter*innen Teilaufgaben überwiegend erledigen.

	§ 12 Geschäftsordnung der Arbeitsgruppen
	(1) Die Arbeitsgruppen geben sich eine Geschäftsordnung. Diese regelt insbesondere:
	(2) Jede Arbeitsgruppe hält mindestens alle 14 Tage eine Dienstbesprechung ab, deren wesentliche Ergebnisse protokolliert und aktenkundig gemacht werden.
	(3) Jede Arbeitsgruppe regelt, dass in den verfügten Öffnungszeiten eine sozialpädagogische Mitarbeiter*in in den Diensträumen persönlich erreichbar ist.
	(4) Jede Arbeitsgruppe regelt die Teilnahme an den von der Dienststellenleiter*in einberufenen Fachgruppen.
	(5) Die freiwillige Teilnahme an Arbeitskreisen wird in den Arbeitsgruppen geregelt.
	(6) Jede Arbeitsgruppe legt der Dienststellenleiter*in zum 31.03. eines jeden Jahres einen Erfahrungsbericht über ihre Tätigkeit im abgelaufenen Jahr vor. Alternativ führt die Arbeitsgruppe einen Evaluationstag durch und berichtet der Dienststellenlei...
	(7) Von den in Abs. 1 bis Abs. 5 getroffenen Regelungen kann nur im Einvernehmen mit der Dienststellenleiter*in abgewichen werden.

	§ 13 Sprecher*in
	(1) Jede Arbeitsgruppe wählt oder benennt eine Teamsprecher*in für jeweils mindestens ein Jahr.
	(2) Die Teamsprecher*in vertritt die Arbeitsgruppe sowohl gegenüber der Dienststellenleitung als auch in der Konferenz der Teamsprecher*innen. Sie ist verantwortlich für den gegenseitigen Informationstransfer.
	(3) Kann oder will eine Arbeitsgruppe eine Teamsprecher*in nicht wählen oder benennen, bestimmt die Dienststellenleiter*in eine Mitarbeiter*in, die oder der diese Funktion zu übernehmen hat.

	§ 14 Konferenz der Teamsprecher*innen
	(1) Die Teamsprecher*innen der Arbeitsgruppen sowie die Dienststellenleiter*in sowie seine Vertreter*in bilden die Konferenz der Teamsprecher*innen. Die Konferenz tritt in monatlichen Abständen zusammen. Sie hat die Dienststellenleitung bei der Erledi...
	(2) Hält es die Dienststellenleiter*in oder eine der Arbeitsgruppen für erforderlich, außerhalb der vereinbarten Termine die Konferenz einzuberufen, so lädt die Dienststellenleiter*in in angemessener Frist schriftlich unter Mitteilung des beabsichtigt...

	§ 15 Zuständigkeit
	(1) Die Zuständigkeit für eingehende Aufträge richtet sich nach den folgenden Kriterien in der angegebenen Reihenfolge:
	(2) Lässt sich die Zuständigkeit nach Abs. 1 nicht festlegen, entscheidet die Dienststellenleiter*in.
	(3) Wird ein Wechsel der Zuständigkeit angestrebt, so sind nachfolgende Gesichtspunkte zu beachten:

	§ 16 Aktenführung
	(1) Für jeden Arbeitsauftrag wird eine Akte angelegt, in der die zuständige Mitarbeiter*in alle wesentlichen Arbeitsschritte schriftlich und nachvollziehbar dokumentiert. Das Nähere regelt die Dienststellenleiter*in.

	§ 17 Schwerpunktbildung
	Bei diesen Zielgruppen besteht ein besonderer Bedarf an Betreuung und/ oder Kontrolle.
	Die Arbeit mit delinquenten jungen Menschen
	in den Sozialen Diensten der Justiz im Lande Bremen
	a) Jugenddelinquenz ist vorwiegend Ausdruck einer vorübergehenden (kritischen) Entwicklungsphase
	b) Im Mittelpunkt der Arbeit der Sozialen Dienste der Justiz steht die langfristig andauernde, intensive und schwerwiegende Delinquenz als Folge problematischer Entwicklungsprozesse
	d) Die Prognoseinstrumente sind mit Unsicherheiten behaftet.
	e) Jugendstrafe ist das letzte Mittel
	f) Vorzeitige Haftentlassungen sorgen für Hilfe und Kontrolle nach der Haftzeit
	g) Kooperation verbessert die Hilfeleistung für die Klientel

	§ 18 Dienstzeiten
	(1) Im Rahmen der für den öffentlichen Dienst festgesetzten täglichen Arbeitszeit und vorbehaltlich der durch die Dienststellenleiter*in der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen bestimmten Präsenzzeiten sind die sozialpädagogischen Mitarbeiter*...
	(2) Jede sozialpädagogische Mitarbeiter*in gewährleistet eine Präsenzzeit einmal wöchentlich, jeweils montags, von 14.00 bis 18.00 Uhr.
	(3) Die Dienststellenleiter*in ist befugt, im Einzelfall den schriftlichen Nachweis über den Arbeitseinsatz anzuordnen.
	(4) Die Mitarbeiter*innen, die nicht sozialpädagogische Mitarbeiter*innen sind, unterliegen der geltenden Dienstvereinbarung über die gleitende Arbeitszeit.

	§ 19 Dienstgänge und Dienstreisen
	(1) Für Dienstgänge zu Orten innerhalb des Bereiches des Verkehrsverbundes, die mit öffentlichen Verkehrsmitteln und vertretbarem zeitlichen Aufwand erreicht werden können, sind die den Arbeitsgruppen zur Verfügung gestellten BOB-Tickets zu benutzen. ...
	(2) Anträge auf die Genehmigung von Dienstreisen über die Landesgrenzen hinaus sind mindestens 14 Tage vor Antritt der Reise bei der Dienststellenleiter*in zu stellen.

	§ 20 Fortbildung und externe Fachberatung
	(1) Die sozialpädagogischen Mitarbeiter*innen sind verpflichtet, sich in angemessenem Umfang fortzubilden.
	(2) Die einzelnen Arbeitsgruppen und ihre Mitglieder können eine Beratung durch externe Fachkräfte in Anspruch nehmen, wenn die betreffenden Mitarbeiter*innen sich kontinuierlich daran beteiligen.
	(3) Einzelne sozialpädagogische Mitarbeiter*innen können externe Fachberatung (Supervision) in Anspruch nehmen.


	III. Grundsätze der Aufgabenwahrnehmung
	§ 21 Aufgaben
	(1) Die sozialpädagogischen Mitarbeiter*innen führen die Aufsicht und Leitung über die Klient*innen. Sie stehen ihnen beratend, helfend und betreuend zur Seite mit dem Ziel, diese zu befähigen, ein straffreies Leben in sozialer Verantwortung zu führen...
	(2) Die sozialpädagogischen Mitarbeiter*innen überwachen im Einvernehmen mit den Auftrag gebenden Stellen die Erfüllung der Auflagen und Weisungen.

	§ 22 Berichtspflicht
	(1) Die sozialpädagogischen Mitarbeiter*innen berichten über die Lebensführung der Klient*innen grundsätzlich innerhalb der ersten drei Monate nach Beginn der Bewährungsaufsicht, anschließend in jährlichem Abstand und zum Ablauf der Bewährungszeit, so...
	(2) Der schriftliche Bericht muss sämtliche Quellen zu den mitgeteilten Tatsachen angeben. Neben Tatsachen und Fakten enthält der Bericht Wertungen und Einschätzungen, die als solche deutlich gekennzeichnet sein müssen.

	§ 23 Arbeitsplanung
	(1) Nach Übernahme der Bewährungsaufsicht ist eine schriftliche Arbeitsplanung zu erstellen, die unter Berücksichtigung der Auflagen und Weisungen der Auftrag gebenden Stelle Angaben über Art, Umfang, Dauer und Durchführung von Betreuungsmaßnahmen ent...
	(2) Zu dem festgestellten Zeitpunkt des frühestmöglichen Straferlasses ist zu prüfen, ob die Bedingungen für eine entsprechende Anregung beim Gericht erfüllt sind. Erfolgt keine Anregung, sind die Gründe hierfür in der Akte zu vermerken.

	§ 24 Hausbesuche
	(1) Die sozialpädagogischen Mitarbeiter*innen haben sich einen eigenen Eindruck von den Wohnverhältnissen der Klient*innen zu verschaffen. Zu diesem Zweck soll im ersten Betreuungsjahr ein Hausbesuch durchgeführt werden. Wird davon abgewichen, sind di...
	(2) Der Hausbesuch soll mit der Zustimmung der Klient*innen erfolgen.


	- Gerichtshilfe –
	§ 25 Auftraggeber
	(1) Gerichtshilfeaufträge werden eingeleitet auf Ersuchen einer Staatsanwaltschaft, eines Gerichtes, einer mit Gnadensachen oder mit Strafregistervergünstigungen befassten Stelle, gemäß § 1 Abs.2 dieser Verfügung oder im Wege der Amtshilfe für eine an...
	(2) Das Nähere über die Beauftragung der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen durch die Staatsanwaltschaft Bremen wird durch eine gesonderte Allgemeine Verfügung geregelt.

	§ 26 Aufgabenerfüllung
	(1) Zur Erfüllung der Gerichtshilfeaufgaben ist die Erforschung der Persönlichkeit und der Lebensverhältnisse der Klient*innen erforderlich. Die Ursachen und Beweggründe für das strafbare Verhalten und die Aussichten, Ansatzpunkte, Einwirkungsmöglichk...
	(2) Im Rahmen des Ermittlungsverfahrens und des Hauptverfahrens sind die Umstände zu erforschen, die für die Bestimmung der Rechtsfolgen der Tat und für die Strafzumessung sowie die Strafaussetzung zur Bewährung von Bedeutung sein können. Soziale und ...
	(3) Durch die Einschaltung in Haftsachen kann in geeigneten Fällen der Vollzug der Untersuchungshaft verkürzt oder vermieden werden, indem die persönliche oder wirtschaftliche Lage der Klient*innen aufgeklärt und auf diese Weise Umstände zu Tage gebra...
	(4) Die die Gerichtshilfetätigkeit ausübenden sozialpädagogischen Mitarbeiter*innen haben sowohl die zu Gunsten als auch zu Lasten der Klient*innen ins Gewicht fallenden Umstände zu berücksichtigen.

	§ 27 Belehrungen
	(1) Die sozialpädagogischen Mitarbeiter*innen haben bei Gerichtshilfeaufträgen den betroffenen Personen mitzuteilen, wer sie beauftragt hat und was sie ermitteln sollen.
	(2) Die Klient*innen und die zur Aussageverweigerung berechtigten Personen sind vorweg darüber zu belehren, dass es ihnen freisteht, Auskünfte zu erteilen. Erkundigungen bei dritten Personen werden im Allgemeinen nur eingeholt, wenn die Klient*innen d...
	(3) Lehnen die Klient*innen eine Zusammenarbeit ab, so wird dies der ersuchenden Stelle mitgeteilt. Gleiches gilt, wenn eine Person, deren Angaben für die Durchführung des Berichtsauftrages von erheblicher Bedeutung sind, die Zusammenarbeit ablehnt.
	(4) Kommen die Klient*innen den Vorladungen der Sozialen Dienste der Justiz im Lande Bremen nicht nach, so ist zu versuchen, den Auftrag aktiv mit Hilfe anderer geeigneter Maßnahmen zu erfüllen.

	§ 28 Berichterstattung
	(1) Der Gerichtshilfebericht wird in der Regel schriftlich erstattet und von den sozialpädagogischen Mitarbeiter*innen in eigener Verantwortung und unter ihrem Namen unterzeichnet. Der Bericht wird der Auftrag gebenden Stelle unmittelbar zugeleitet. B...
	(2) Der Inhalt des Gerichtshilfeberichtes richtet sich in erster Linie nach dem Berichtsauftrag und soll, soweit dies erforderlich erscheint, eine psychosoziale Anamnese, Diagnose und Prognose enthalten. Der Bericht hat sich auf mit Quellen belegte Ta...
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